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Vorbemerkungen

Vorwort 

ZARA definiert das Aufgabengebiet der Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer folgendermaßen: 

Rassistische Diskriminierung bedeutet, dass ein Mensch aufgrund seiner Hautfarbe,
seiner Sprache, seines Aussehens, der Religionszugehörigkeit, Staatsbürgerschaft oder Herkunft
in irgendeiner Form benachteiligt wird. 

Dies kann bedeuten: Benachteiligungen, Beschimpfungen oder tätliche Angriffe, die sich bei der Arbeits- und
Wohnungssuche, in Lokalen und Geschäften, bei Kontakten mit Behörden und mit Privaten, im öffentlichen Raum
und auch durch Medien äußern.  
Alle in diese Definition passenden Vorkommnisse, die zwischen 1. Jänner und 31. Dezember 2001 stattfanden und
über die Berichte bei österreichischen Beratungsstellen eingingen, wurden für den vorliegenden Rassismus Report in
Betracht gezogen. Aus diesen hunderten Fällen wurde dann eine Auswahl getroffen. Die im Rassismus Report 2001
dargestellten Fälle sind ein kleiner, qualitativer Einblick in das weite Feld des Rassismus in Österreich. Um keine
Missverständnisse aufkommen zu lassen, sagen wir es explizit: die hier berichteten Fälle sind in keiner Weise quanti-
tativ repräsentativ! 
Eine Reihe von NGOs - siehe unten - haben, wie schon im Jahr 2000, wieder zum Rassismus Report beigetragen: Diese
Berichte sind jeweils mit dem Logo der Organisation gekennzeichnet. Es handelt sich vor allem um Organisationen,
die im Rahmen ihrer eigentlichen Haupttätigkeit regelmäßig mit den rassistischen ‚Alltags-Erlebnissen‘ ihrer
KlientInnen konfrontiert sind. 
Neu ist im diesjährigen Report, dass Expertinnen und Experten eingeladen wurden, Kommentare zu verfassen. Jenen
Kapiteln, die Rassismus in einem bestimmten gesellschaftlichen Feld darstellen (also Behörden, öffentlicher Raum,
Polizei,…) sind diese ExpertInnenkommentare nachgestellt. Sie zeichnen sich durch große Unterschiedlichkeit aus
und sollen Ihnen, den Leserinnen und Lesern, einerseits als Einbettung und Kontextwissen, andererseits als Hilfe zur
Öffnung des Blicks dienen. Sie sind entweder „Meinung“, „Vision“ - oder auch „die andere Perspektive“. 

Neu ist im Rassismus Report 2001 auch, dass er neben seiner Funktion als Report ein Schwerpunkt-Thema hat und
inhaltlichen Input gibt. Wir haben uns - auch aufgrund der zahlreichen Anfragen aus dem Bildungsbereich - ent-
schlossen, Sensibilisierungsarbeit genauer unter die Lupe zu nehmen und denken, dass die Inputtexte sowohl infor-
mative als auch inspirative Funktion haben. 

Außerdem haben wir für den diesjährigen Report eine der zivilcouragiertesten Frauen dieses Landes gebeten, von
ihren Erfahrungen zu erzählen: siehe Interview mit UTE BOCK. 

Was dieses Jahr fehlt ist ein neuer, aufregender Forderungskatalog von ZARA. Dies, weil sich an der rechtlichen
Situation in Österreich seit letztem Jahr nichts geändert hat. Da wir mindestens genauso langweilig sein können wie
die Gesetzesgeber haben wir beschlossen, uns einfach zu wiederholen: unsere Forderungen bleiben also die selben
wie im Rassismus Report 2000.  

Verena Krausneker/ZARA
Redaktion  
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Zum Thema Sprache 

Realität und unsere Wahrnehmung derselben, unser Denken, ist immer durch Sprache beeinflusst. Und umgekehrt
beeinflusst die Realität auch die Wahl unserer Worte. Zufällig und „bedeutungslos“ ist die Wahl unserer Sprache,
unseres Stils und unserer Termini niemals.  
Neben der tatsächlichen Bedeutung - dem Denotat - haben Worte auch eine mitschwingende Bedeutung, eine
Konnotation. Diese Konnotationen von Worten/Begriffen entstehen immer aus dem Kontext, aus der Geschichte –
und sind in einem ständigen Wandel, selten starr. Dass es diesen Wandel gibt ist eines der Kriterien für eine lebende
Sprache. Wir alle sollten uns dieser Kontexte, der Geschichte sowie des Wandels bewußt sein, wenn wir die Wahl
unserer Worte treffen. 
Zum Beispiel sind Schwarzafrikaner, Afrikaner, Neger, Mohr, Schwarzer, Dunkelhäutige, Farbige, Menschen dunkler
Hautfarbe, Nationalitätsbezeichnungen (wie Senegalesin oder Kongolese etc..), alles Begriffe, die Menschen bezeich-
nen – und zugleich auch Wertungen oder Wertvorstellungen transportieren. Bei einigen herrscht breiter Konsens über
die Bedeutung, andere dagegen sind in dem, was sie meinen, nicht so klar. Eindeutig negativ konnotiert ist zum
Beispiel der Ausruck „Neger“, er wird von den Betroffenen als diskriminierend empfunden und ist allein deshalb abzu-
lehnen, ebenso „Farbige/Farbiger“, eine Formulierung, die aus dem südafrikanischen Apartheid-Kontext stammt.
Also Schwarzer, Schwarzafrikaner, Afrikaner oder die Nationalität? 
Der Begriff Schwarz hat unter den so Bezeichneten eine eigene Geschichte, die Stolz und Kraft in den Vordergrund
rückt (siehe „I‘m black and I‘m proud“). Er wird, wenn er als politischer Begriff für alle von Rassismus betroffenen
Menschen verwendet wird, groß geschrieben (siehe Araba E. Johnston-Arthur in „Know Your Rights“).
Der Begriff Schwarzafrikaner ist problematisch, da er von der Exekutive und durch diverse Medienkampagnen (in
Berichten über „schwarzafrikanische Drogendealer“) eindeutig negativ geprägt ist und somit ein ganz bestimmtes,
per Definition ‚schlechtes‘ Bild von Schwarzen darstellt. Er bringt sie mit kriminellen Handlungen in Zusammenhang.
Besonders Schwarze Männer werden von der Exekutive häufig vorkriminalisiert, was sich in massiven, anlassunab-
hängigen Kontrollen zeigt. 
(Man könnte übrigens auch hinterfragen, warum niemand Weißeuropäerin oder Gelbasiate sagt, um eine Österrei-
cherin oder einen Chinesen zu bezeichnen).
Der Begriff Afrikaner wird oftmals in sehr verallgemeinerter Form verwendet und negiert somit die Heterogenität des
Kontinents Afrika; siehe „afrikanische Musik“ versus „senegalesische Musik“ etc. 
Die Bezeichnung nach der Nationalität ist wohl die pragmatischste und genaueste. 
Für Schwarze mit österreichischer Staatsbürgerschaft könnte die Bezeichnung Afro-ÖsterreicherIn am Treffendsten
sein. Durch die im Rassismus Report gesammelten Einzelberichte wird deutlich, dass die zivilen Rechte sowie die
Menschenrechte der in Österreich lebenden Schwarzen Menschen (von denen vor allem bei Jugendlichen afrika-
nisch/karibischer Herkunft eine beachtliche Zahl österreichische Staatsbürger sind) ‚mit Füßen getreten‘ werden und
sie verstärkt gezielten rassistischen Diskriminierungen ausgesetzt sind, für deren Darstellung der Hinweis auf die
Hautfarbe unbedingt notwendig ist. Daher haben wir immer wieder dezidiert darauf verwiesen. 
Auch Ausländer, Fremder, Tschusch, Einwanderer, Migrantin, Türkin, Chinese haben nicht nur unterschiedliche
Bedeutungen sondern zum Teil auch sehr verschiedene Mit-Bedeutungen. So wurde und wird der Begriff „Ausländer“
in Österreich häufig direkt mit „Kriminalität“ assoziiert. Seit dem „Ausländer-Volksbegehren“ im November 1993, wird
immer wieder vom „ungebremsten Ausländerzuzug“, der Österreich „überfremdet“ gesprochen, von Schulen in denen
der Anteil der „Ausländer-Kinder“ höher ist als jener der „einheimischen“ Kinder und dem sogenannten „Kriminal-Import“. 
Der Ausdruck „Tschusch“ hingegen wird eindeutig pejorativ verwendet und verstanden. „Migrant/Migrantin“ ist der
Versuch, dem stark konnotierten Begriff „Ausländer“ einen neutraleren entgegen zu setzten. 
Ein weites Feld eröffnet sich bei den verschiedenen Bezeichnungen, die es für Flüchtlinge gibt:
Wirtschaftsflüchtlinge, Armutsflüchtlinge, Schein-Asylanten oder Asylwerber, Konventionsflüchtling, geduldeter
Flüchtling usw. 
Die oft gegebene Erklärung „war nicht bös gemeint“ mag zwar als Entschuldigung gut gemeint sein…. ändert aber
nichts daran, dass die Konnotationen und unsere Wortwahl als verletzend oder beleidigend empfunden werden kön-
nen. So eine Entschuldigung entlässt uns nicht aus der Verantwortung, unsere Sprache regelmäßig zu überprüfen,
sowie gesellschaftlichen und geschichtlichen Wandel in unsere Sprach- und Wortwahl mit einzubeziehen. 
Auch im Rassismus Report und bei der täglichen Arbeit bei ZARA müssen wir Menschen und Dinge benennen und wir
verwenden Worte wie: Fall, Mandantin, Klientin, Hilfesuchender, Antragsteller, Anruferin, Opfer… diese kleine
Auswahl von möglichen Bezeichnungen für Menschen zeigt deutlich, dass und wie wir verschiedene Informationen
und Konnotationen mit der Wahl unserer Wort vermitteln können. 
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Was uns dabei immer wichtig ist, dass wir bewusst mit den Begriffen umgehen – und uns auch immer wieder gegen-
seitig aufmerksam machen, untereinander diskutieren und einander kritisieren.
Bei der Zusammenstellung dieses Reports zeigte sich, dass wir alle unterschiedliche Präferenzen und Deutungen der
einzelnen Begriffe haben. Wir sind uns als Team nicht immer darüber einig, welcher Ausdruck der „richtigere“ ist bzw.
sein kann.  

Literatur
Anti-Rassismus-Hotline & Pamoja (1998) „Know your Rights“. Broschüre. Wien 

bm:bwk (ed.) (2000) Macht und Sprache. Broschüre „für einen sensibleren Umgang mit Sprache“,
siehe http://www.politischebildung.at/spb/materialien/politisches_system/index.php?detail=600 

Essed, Philomena (1991) Understanding Everyday Racism: an interdisciplinary theory. London: Sage 

Kargl, Maria, Karin Wetschanow, Ruth Wodak (1997) Kreatives Formulieren
Anleitungen zu geschlechtergerechtem Sprachgebrauch. Hg. von der Bundesministerin für Frauenangelegenheiten 
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Wien: Grüne Bildungswerkstatt Minderheiten 

Reisigl, Martin, Ruth Wodak (2001) Discourse and Discrimination, The Rhetorics of Racism and Antisemitism.
London & New York, Routledge 
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Statistik und Anmerkungen 

Die über 300 Fälle, die im Jahr 2001 bei der ZARA-Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von Rassismus betreut
und dokumentiert wurden, meldeten je zur Hälfte männliche und weibliche KlientInnen. Das bedeutet, dass unser
Service von Männern als auch Frauen gleichermaßen in Anspruch genommen wird. Der Service der Beratungsstelle
für ZeugInnen und Opfer von Rassismus steht auch anonymen AnruferInnen zu Verfügung: neun Personen machten
im Jahr 2001 davon Gebrauch. 
34% der KlientInnen meldeten Vorfälle, von denen sie selbst betroffen waren, 41% meldeten als Zeugen oder
Zeuginnen etwas Beobachtetes, Erlebtes oder in ihrem Bekanntenkreis Stattgefundenes.
Dies ist in zweierlei Hinsicht erfreulich: erstens betrachten sich offensichtlich viele Menschen als „betroffen“, auch
wenn sie nicht direkt Ziel eines rassistischen Übergriffs sind und zweitens erachten sie es anscheinend für notwen-
dig, auch etwas dagegen zu unternehmen. Damit korrelierend ist das diesjährige enorme Übergewicht des Bereiches
„Öffentlicher Raum“; es gibt offensichtlich vermehrt Menschen, die im öffentlichen Raum eine erhöhte Sensibilität
zeigen und Rassismus hier nicht passiv zulassen wollen, sondern für ihr direktes gesellschaftliches Umfeld
Verantwortung übernehmen und Änderungen anstreben. 
Die restlichen 25% der Anrufe waren sogenannte „Info“-Anrufe (Definition siehe unten). 
Bereichsbezeichnungen
Mit Öffentlichem Raum sind alle Vorfälle bezeichnet, die sich an Orten, die einem nicht näher bestimmten
Personenkreis offen stehen, wie beispielsweise Straße, öffentliche Verkehrsmittel, Geschäfte etc. zugetragen haben.
Dieser Bereich ist mit 53% dieses Jahr der Größte. 
Öffentliche Behörden und Institutionen bezeichnet alle Vorfälle, die zwischen privaten Einzelpersonen und öffent-
lichen Institutionen und Behörden (mit Ausnahme der Polizei) bzw. deren VertreterInnen stattfanden, wie etwa
Ämtern, Justizanstalten, Schulen etc. 15% aller ZARA im Jahr 2001 zugetragenen Fälle fanden in diesem Rahmen
statt.
Wohnen beinhaltet Berichte über Vorkommnisse im Wohnbereich, dieses Jahr 6%.
Arbeit beinhaltet Berichte über Vorkommnisse, die im weitesten Sinne mit „Arbeit“ zu tun haben, also Arbeitsmarkt,
-suche, -kollegInnen, Stellenausschreibungen usw., dieses Jahr sind dies 5% der Fälle.
Polizei beinhaltet alle Berichte, die in irgendeiner Form mit - in der Regel einzelnen VertreterInnen - der
Sicherheitsexekutive, der Polizei oder Gendarmerie zu tun haben. 21% aller Fälle sind solche.
Infoanrufe sind Anrufe von Menschen, die Informationen benötigen. Vor allem im Bildungsbereich Tätige aber auch
Studierende u.a. nahmen ZARA im Jahr 2001 oft in Anspruch. Außerdem kommen immer wieder Menschen zu ZARA,
die sich erst auf der Suche nach der für ihr Problem richtigen Stelle befinden und vom Team dann an eine kompe-
tente Beratungseinrichtung weitergeleitet werden. Auch Anrufe von JournalistInnen, die eine rechtliche Information
oder ein Statement zu einer „Geschichte“ brauchen, fallen unter diese Kategorie. Solche Infoanrufe werden im vor-
liegenden Rassismus Report nicht dargestellt.  

Anmerkungen
- Bei der Beschreibung der Fälle wurde im Rassismus Report das Schwergewicht auf die Sachverhalte an sich gelegt.

Daran anschließende Beratungen, Aktivitäten, Gegenmaßnahmen und weitere Leistungen, die durch das ZARA-
Team oder andere BeraterInnen gesetzt wurden, sind - wenn überhaupt - nur kurz dargestellt

- Es gehört zu den Aufgaben der ZARA-Beraterinnen und Berater, einerseits den Wahrheitsgehalt einer
Sachverhaltsbeschreibung zu überprüfen und andererseits sich auch um die Sicht der „Gegenpartei“ oder einer drit-
ten Seite zu kümmern. BeraterInnen können jedoch nicht garantieren, dass alle Informationen, die ihnen - von ver-
schiedenen Seiten - zugetragen werden, der ‚Wahrheit‘ entsprechen. Die Beratungsstelle für ZeugenInnen und
Opfer von Rassismus ist - dem von ZARA selbstformulierten Arbeitsauftrag folgend - für Einzelpersonen da. Die
Interessen des Individuums, das sich an die Beratungsstelle wendet, stehen an erster Stelle, weswegen dessen
Darstellungen nicht per se angezweifelt werden dürfen. Sie werden zwar durchaus kritisch wahrgenommen, müs-
sen jedoch in erster Linie ernst genommen werden. 

Es werden von ZARA auch nur selten „Fälle“ an JournalistInnen weitergegeben. Dies nur dann, wenn eine mediale
Öffentlichkeit für eine Falllösung sinnvoll erscheint und von der Klientin/vom Klienten gewünscht wird.
Wissenschaftliche Aufarbeitung, Überarbeitung und andere „interessante Dinge“, für die das „Material“, zu dem die
BeraterInnen Zugang haben, verwendet werden könnte, rangieren erst an letzter Stelle: Im Vordergrund stehen für
uns die betroffenen Menschen und ihre Anliegen.
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Am X. X. 2001 um etwa 23.30 Uhr fährt das Ehepaar E. nach Hause. Bei der Station Heiligenstadt in Wien
warten Herr und Frau E., da es regnet, innerhalb des U-Bahngebäudes auf den Autobus. Frau E. setzt sich

auf die Schutzstangen bei der Türe und ihr Mann steht in einiger Entfernung von ihr. Ein etwa dreißigjähriger Mann
stellt sich vor Frau E. und hält ihr die Hand zum Gruß entgegen. Da der Mann offensichtlich betrunken ist, reagiert
Frau E. nicht. Um nach wiederholter Aufforderung zum Gruß die Belästigung zu beenden, hält ihm Frau E. schlus-
sendlich die Hand entgegen. Gleichzeitig sagt der unbekannte Mann, er wolle doch „deutsch“ grüßen und sagt in
Richtung von Herrn E., der westafrikanischer Herkunft ist: „Heil Hitler". Den Gruß wiederholend nähert er sich Herrn
E. Anschließend beginnt er deutschnationale Lieder zu singen. Etwa einen halben Meter vor Herrn E. bleibt der Mann
stehen und schimpft laut über „Neger", zeigt auch, was man seiner Meinung nach mit „Negern" machen sollte: er
würgt sich selber. Frau E. ist beunruhigt, steht auf und stellt sich dicht neben ihren Mann. Die Aufseherin der Wiener
Verkehrsbetriebe, die in dem Überwachungszimmer sitzt, welches sich direkt hinter den drei Personen befindet, schaut
heraus, lacht und dreht sich dann weg. Als der Bus kommt, geht das Ehepaar E. zu diesem, wobei es von dem Mann
verfolgt wird. Er setzt sich ihnen gegenüber hin und entschuldigt sich für den Vorfall und erklärt, er wäre so erzogen
worden. Er habe nichts gegen „Neger", seine Schwester wäre auch mit einem zusammen. Er wiederholte seine
Entschuldigung und will nun Herrn und Frau E. zu einem Drink einladen, die diese Einladung jedoch ablehnen. Als
Frau E. dieses Erlebnis schildert, beschreibt sie einerseits ihr Entsetzen über die Reaktion der Bediensteten der Wiener
Verkehrsbetriebe, andererseits ihre Betroffenheit und Angst. Sie fragt sich - und uns -, wie sie ihren Mann in einem
Land, wo solche Vorfälle wiederholt vorkommen, schützen kann. 

Die Jugendliche M. schreibt, dass ihre brasilianische Freundin (13 Jahre alt) regelmäßig nach der Schule von
einigen älteren Jugendlichen abgepasst wird, die sie als „Ausländerin“ beschimpfen und ihr mit einem

Messer Schnittwunden am Arm zufügen. Die Betroffene hat panische Angst, sich zu wehren, da sie dann noch mehr
Probleme erwartet. Frau M. möchte wissen, was sie tun soll, wie sie sich an die Polizei wenden kann. Als sich heraus-
stellt, dass die beiden Mädchen in Freiburg zur Schule gehen, organisieren wir einen Kontakt zu einer lokalen
Organisation, welche die persönliche Betreuung übernimmt. 

Frau B. berichtet von einer Auseinandersetzung im Park mit einem anderen Hundebesitzer. Beim Versuch ihre
streitenden Hunde zu trennen, wird der Schäferhundbesitzer an der Hand von einem der Hunde leicht ver-

letzt und sagt, er wolle zur Polizei gehen. Frau B. willigt ein, bittet ihn aber, mit etwas Abstand hinter ihr zu gehen,
denn sie fürchtet sich vor dem aggressiven Mann. Er folgt ihr unter ständigen Beschimpfungen „Scheiß-Ausländer,
kommts her" usw. Die Beschimpfungen gehen weiter bis sich Frau B. umdreht und den Mann anschreit: „Sie sagen
rassistische Scheiße!" Hierauf beginnt der Mann sie mit dem Knie zu treten, sie fällt zu Boden, er tritt weiter auf sie
ein. Frau B. wendet sich an den Parkwächter und eine Gruppe Jugendlicher. Der Parkwächter gibt an, er kenne den
Schäferhundbesitzer, der sei ohnehin schon vorbestraft und er hätte vor 2 Jahren auch einmal ein Problem mit ihm
gehabt. Die Polizei wird verständigt, kommt und nimmt alles auf. Frau B. wird ins Lorenz-Böhler-Krankenhaus
gebracht, wo ihre Verletzungen bestätigt werden. Als sie etwas später einen Termin bei der Polizei hat, erfährt sie,
dass sie selbst zur „Verdächtigen" geworden ist, da die andere Partei ebenfalls Anzeige wegen fahrlässiger
Körperverletzung erstattet hat.  

Herr H. schickt ein Gedächtnisprotokoll eines rassistischen Übergriffes: „Wien 14, Haltestelle „Novotel" der
Autobuslinie 151 (Auhof Center - Hütteldorf), 05.04.2001, 20:00-20:20: Ich stieg in den Linienbus Nr. 151

Richtung Hütteldorf um 19:55 im Auhof Center ein und nahm einen Platz eher weiter hinten. Hinter mich setzten
sich noch drei Jugendliche im Alter von ca. 18 Jahren, zwei Jungen und ein Mädchen. Das Innere des Busses war nur
hinten beleuchtet. Es befanden sich geschätzte 20 Passagiere im Bus. Kurz vor der Haltestelle „Novotel" wurde ich
durch das laute Reden eines ca. 55jährigen Mannes, der in der Mitte des Fahrzeuges neben dem Ausstieg saß, in mei-
ner Lektüre unterbrochen. Ich konnte folgende Worte einwandfrei verstehen: „Ausländer! Gesindel! Ich bin ein
anständiger Österreicher! Komm, ich steche dich ab! [...]". Das Mädchen hinter mir rief nach vorne: „Er hat ja bei Billa
gestohlen!" Ich muss an dieser Stelle erwähnen, dass den Jugendlichen türkische bzw. südslawische Herkunft anzu-
sehen war. In diesem Moment erreichte der Bus die Haltestelle „Novotel" und blieb stehen. Der Mann stand auf und
alles deutete darauf hin, dass er die Absicht hatte, auszusteigen. Er drehte sich jedoch zu uns um, rief „Abschaum"
und warf eine offene Bierdose. Einer von den zwei Burschen sprang in seine Richtung und sagte noch: „Er hat ein
Messer!" Es kam zu einer Prügelszene. Der augenscheinlich betrunkene Mann griff den Jungen mit Fußtritten an. Ich
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konnte aus Platzmangel nicht nach vorne und schrie: „Was soll das? Steigen Sie aus!" Es gelang dem Jungen, den
Mann aus dem Bus zu stoßen. Ich erreichte den Türbereich und sah, wie der Mann auf jemanden draußen einprügel-
te. [Nach einer Rauferei gelingt es dem Zeugen und einem Jugendlichen, den Mann am Boden festzuhalten] Ich habe
auf den Mann beruhigend eingeredet und dazwischen in den Bus gerufen, jemand möge die Polizei rufen. Ein wei-
terer Fahrgast kam aus dem Bus. Der Busfahrer telefonierte im Hintergrund mit der Polizei. Der Täter begann sich ein
wenig zu beruhigen und versuchte die Situation zu bagatellisieren. Erst in diesem Augenblick konnte ich beobach-
ten, dass ein anderes ca. 18jähriges Mädchen im Gesicht blutend auf der Bank des Haltestellenhäuschen saß und von
dem schon erwähnten Mädchen betreut wurde. Sie stand offensichtlich unter Schock. Es gelang den anderen zwei
Jungen und mir, den Täter ca. 10 Minuten bis zum Eintreffen des Polizeieinsatzwagens festzuhalten. Wenige Minuten
später trafen weitere zwei Einsatzwägen ein. Der Täter wurde in Handschellen in einem Polizeiwagen abtransportiert.
Dabei bezeichnete er die Beamten als Verbrecher. Bei der Durchsuchung des Mannes durch die Polizei, wurde das
Messer sicher gestellt. Anschließend wurden die Personalien und kurze Aussagen der übrigen Beteiligten vom
Busfahrer und den Polizeibeamten aufgenommen. Die Jugendlichen berichteten, dass sie alle vier Angestellten des
Supermarktes „Billa" im Auhof Center seien, und dass das misshandelte Mädchen zuvor den Täter beim
Diebstahlversuch erwischt hätte. Dieser hätte ihr dann mit Mord gedroht. Bei meiner kurzen Aussage machte ich den
Beamten auf den rassistischen Hintergrund des Vorfalls aufmerksam. Ich bin mir nicht sicher, ob er diese Mitteilung
ernst genug genommen hat. Das verletzte, blutverschmierte und verängstigte Mädchen fuhr gemeinsam mit ihrer
Kollegin mit dem Krankenwagen weg. Der Bus fuhr nach insgesamt ca. 20 Minuten weiter nach Hütteldorf. Am
Freitag telefonierte ich mit der Kripo Hietzing und machte bei dieser Gelegenheit noch einmal auf den rassistischen
Hintergrund des Vorfalles aufmerksam. Auch zu diesem Zeitpunkt hatte ich den Eindruck, dass diese Tatsache von
dem Beamten eher bagatellisiert wird.“ 

Frau B., eine Schülerin, meldet einen Vorfall, den sie im Schwimmbad Floridsdorf erlebt hat: Sie ist gemein-
sam mit ihrem Freund aus Sri Lanka schwimmen und hört, wie sich drei Männer über „Negerschweine"

unterhalten. Sie mischt sich ein und teilt den Männern mit, dass sie derartigen Blödsinn nicht hören möchte. Die
Männer beschimpfen sie daraufhin und einer stößt sie, es passiert ihr jedoch nichts. Sie will diesen Fall unbedingt
dokumentiert wissen. 

Frau Y. erzählt: „Ich bin gebürtige Türkin und lebe seit einem Jahrzehnt in Wien. Was ich vorgestern erlebt
habe, wird mich für die weiteren zehn Jahre meines Wienerlebens prägen: Als ich mit drei Freunden auf einer

Straße des 7. Bezirkes spazierte und wir uns in türkischer Sprache unterhielten, kam ein Mann gezielt auf uns zu,
schrie „Genug mit euch und mit dem Terror" und schlug mich ins Gesicht, sodass ich auf den Boden aufschlug. Der
von meinen Freunden festgehaltene Mann wurde nach kurzer polizeilicher Befragung, ohne Ausweis, völlig betrun-
ken und vor allem durchgedreht, freigelassen.(…)“  

Frau H. ist am X. X. 2001 mit ihrem Kind am Spielplatz Hammerlingplatz im 8. Wiener Gemeindebezirk.
Plötzlich kommt eine Frau zu ihr gelaufen und ruft, dass ihr kleines (3 Jahre altes) Kind von einem Mann

gewürgt wurde und bedroht wurde („Augen ausstechen...“) - er hätte auch etwas von „Scheiß-Ausländern" gesagt.
Die aufgeregte Frau trägt ein Kopftuch und spricht kaum Deutsch. Frau H. und ein Jugendlicher rufen die Polizei, die
sofort kommt. Der Täter bleibt die ganze Zeit über ruhig sitzen, lässt sich auch von der Polizei vernehmen. Frau H.
meint empört, dass scheinbar auch keine Anzeige erstattet wurde. Als wir uns erkundigen ist der Polizist, der im Park
war, nicht da, aber der Journaldienst gibt zur Auskunft, dass die Beamten scheinbar nach dem Gespräch mit Opfer
und Täter kein strafwürdiges Verhalten feststellten und daher keine Anzeige erstatteten. Eine beteiligte Polizistin
meint, das war nur ein blöder Betrunkener, sie habe selbst Kinder und fände das bedrohlich, aber sowohl der genaue
Hergang als auch ob wirklich ein Grund für eine Anzeige vorliegt, war ihr nicht klar. 

Frau K. ist wütend, als sie folgendes erzählt: „Ich bin um halb Drei Uhr nachmittags in einem Supermarkt,
in dem es extrem enge Gänge gibt. Ein relativ junger Typ mit einer riesigen Sporttasche drängelt sich an

einem Herrn vorbei, kommt mit der Tasche an den Weinflaschen im Regal an und beschimpft den schwarzen Herrn:
„Pass auf, Du Kaffer!" Der Herr sagt nix, ich schreie dem Typen nach: „Na, entschuldigung, was ist denn das für ein
Ton!“ Der Mann verschwindet ums Eck. Der Herr schaut mich kurz erstaunt an. Später muss ich an dem Typen vorbei,
rieche seinen Alkoholatem und spare mir deswegen eine weitere Diskussion.“ 

Herr V. ist österreichischer Staatsbürger, hat westafrikanische und österreichische Vorfahren, ist verheiratet
und hat drei Kinder. Er schildert, wie er am X. X. 2001 mit seiner Familie auf der Bundesstraße im Burgenland

unterwegs ist und nach einem Verkehrsmanöver von einem anderen Fahrer zum Anhalten aufgefordert wird: „Als ich
anhielt, attackierte mich dieser Herr unter ausländerfeindlichen Beschimpfungen. Nachdem er mich mehrmals
bedrängt und mit einem ca. 40cm langen und ungefähr 1,5 cm dicken Kabelstrang-Stück bedroht hatte, schlug er
mir diese Waffe zwei Mal kräftig auf den Kopf. Es gelang mir, weitere Schläge abzuwehren und dem Angreifer den
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Kabelstrang abzunehmen. Während diesem Handgemenge schlug seine Beifahrerin auf mich ein, nachdem sie ihren
Schäfermischling mit einem eindeutigen Kommando auf mich gehetzt hatte. Zur Ablenkung dieses Hundes hatte
meine Frau unsere Schäferhündin aus dem Kofferraum freigelassen. Im Anschluss daran versuchte ich die
Gendarmerie zu verständigen. Als mir dies nicht gelang, fuhr ich nach Neusiedl und erstattete bei der
Gendarmeriestreife Anzeige. Der diensthabende Inspektor nahm die ihm vorgelegte Tatwaffe in Augenschein und
fotografierte diese. Auf mein Ersuchen hin übermittelte er dem Gendarmerieposten Gratwein diese Informationen mit
dem Ersuchen, die erforderlichen Amtshandlungen einzuleiten. Der diensthabende Amtsarzt Dr. Heribert Lischnig dia-
gnostizierte am Abend desselben Tages die Kopfverletzungen. Die praktizierende Ärztin Dr. X in X attestierte noch am
X. X. 2001 die Hämatome am Kopf (…).“ 

Am X. X. 2001 fährt Frau H. in der U-Bahn, in der sich zu diesem Zeitpunkt nur wenige Fahrgäste befinden.
Sie beobachtet, wie ein Mann vermutlich indischer Herkunft, sich auf einen Sitzplatz setzt, auf den sich auch

ein „österreichisches“ Paar setzen will. Daraufhin wird der indische Mann von den beiden rassistisch beschimpft: er
sei hier ja schließlich nur Gast und hätte aufzustehen! Der Mann indischer Herkunft steht jedoch nicht auf und ant-
wortet ruhig auf Englisch, dass er das Recht habe, hier zu sitzen, es gäbe ja schließlich keine Platzreservierungen in
der U-Bahn. Das Passieren der nächsten Stationen wird von Streitereien der Betroffenen begleitet, bis schließlich der
– vermutlich - indische Mann aussteigt. Alle anderen Fahrgäste sagen nichts dazu. Als der „Schimpfer“ und die Zeugin
Frau H. bei derselben Station aussteigen, sagt sie zu ihm: „Na fühlen sie sich jetzt als Sieger?" Der Mann versetzt ihr
daraufhin einen Stoß, ein zweiter Mann mischt sich ein und beschimpft sie als „verschissene Sozialdemokratin, die
jetzt allen helfen will.“ Als Frau H. nach einigen weiteren verbalen Attacken der beiden Herren droht, die Polizei zu
holen, verschwinden diese in der Menge. Frau H. meldet diesen Vorfall aus persönlichen Gründen, da – wie sie sagt -
ihre Familie im 2. Weltkrieg an Widerstandsbewegungen beteiligt war und sie traurig sei über die Entwicklungen
in Österreich.  

Frau N. berichtet, was sie und ihr Freund am X. X. 2001 am nächtlichen Heimweg mit der letzten U-Bahn
erlebt haben: „Als wir nun aussteigen mussten, Michelbeuern war die letzte Haltestelle, habe wir gesehen,

dass aus dem ersten Wagon drei Jugendliche herauskamen, die aufs wildeste die U-Bahn-Fahrerin beschimpften, weil
sie nicht noch zwei Stationen weiterfahren würde! Zuerst habe ich mir nur gedacht, dass es drei Betrunkene sind.
Aber als wir dann näher kamen, habe wir gehört, wie sie gesagt haben: ‚Wenn Hitler noch leben würde, müsstest du
uns nach Hause fahren und dann dürften wir dich noch alle durchpudern!‘ Und dann kamen noch so Sprüche, wie
‚Hitler kommt uns alle rächen‘ usw.“ Die Jugendlichen hören nicht damit auf, und als Frau N. und ihr Begleiter oben
in der Station mithören, dass die Jugendlichen die U-Bahn Fahrerin abwarten und überfallen wollen, mischen sie sich
ein: „Was sagt ihr da für einen Unsinn?". Sie werden attackiert und zusammengeschlagen. Frau N. ist völlig hilflos
und entsetzt, als die andern U-Bahn-Fahrgäste einfach an ihr und ihrem am Boden liegenden Freund vorbeigehen.
Vier Jugendliche kommen aus einem Park und helfen den beiden, die rechtsradikalen Angreifer zu vertreiben. Frau N.
ist vor allem darüber entsetzt, „dass man schon zusammengeschlagen wird, wenn man versucht, dagegen zu reden“
und „dass die drei Männer, die mit uns im Wagon waren, einfach weitergegangen sind!“ Dennoch meldet sie den
Vorfall nicht der Polizei. 

Mittwoch Abend um 20:25 Uhr bei der Bushaltestelle 33B, Floridsdorf/Franz-Jonasplatz: Frau J. wartet auf
den Bus, um von der Arbeit nach Hause zu fahren. Ringsherum stehen ebenfalls wartend noch ca. 15

Passanten. Zwei betrunkene Männer kommen aus einem nahegelegenen Cafe langsam und schwankend auf Frau J.
zu. Zunächst gehen die Männer an ihr vorbei, als sie jedoch bemerken, dass da eine Frau mit Kopftuch steht, drehen
sie sich um. Der eine zupft von hinten an Frau J.s Kopftuch und sagt: "Do schau her, a so ane mit an Kopftüchl,
umbringen wolln´s uns olle". „Die ghern jo olle umbrocht". Darauf sagt Frau J., um eine Bekanntschaft mit solchen
Leuten auszuschließen: "Was wollen sie eigentlich von mir, ich kenne sie ja nicht ´mal, lassen sie mich gefälligst in
Ruhe". Darauf geht der Mann auf Frau J. los und droht, sie zu würgen. Er packt sie am Mantel und schimpft perver-
se Dinge, um sie zu demütigen. Sie kontert nur: „Passen Sie auf was sie machen, denn Sie sind betrunken und wenn
mir was passiert, dann sucht sie die Polizei und meine Familie jagt auch hinter ihnen her.“ Frau J. drängt den Mann
ab und kann zur Seite gehen. Der eine Mann sagt: „Geh schleich di, ihr seid´s es jo eh net wert" und beide Männer
verschwinden heftig schimpfend. Frau J. resümiert: „Das Demütigendste war, das einem niemand hilft und man
momentan alleine ist, obwohl man ja nicht alleine war, denn 15 Leute schauten nur zu und amüsierten sich
teilweise darüber.“ 

Als Mitarbeiterin von Frauen Aktiv bin ich während den Aktionen für die Abwicklung der Anmeldung ver-
antwortlich, die in der Einrichtung stattfindet. Als die Aktion gerade im Nebenraum stattfindet, gesellen sich

einige Mädchen zu mir, während andere draußen im Hof spielen. Die Geschwister J. (ca. 9 Jahre alt) und und K. (ca.
12 Jahre alt) kommen von draußen herein, und erzählen mir, dass ihr kleiner Bruder S. eines der Mädchen im Hof

Frauen
Aktiv

IMÖ 
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geärgert habe, worauf diese ihre Mutter geholt habe. Die beiden Mädchen haben jetzt Angst. Als ich sie gerade zu
beruhigen versuche, stürmt die Mutter, Frau K., wutentbrannt in die Einrichtung. Sie sieht J. und K., die bei mir ste-
hen, und wiederholt schreiend zu K.: „Kum her da. I prack dir eine!“ K. zittert, weint und versteckt sich hinter mir. Als
ich gerade ansetze, um etwas zu Frau K. zu sagen, schreit sie mich an: Du bist auch so ein scheiß Ausländer! Mia
haben genug von euch. Schleichts euch in euer Land! Erst, als die Honorarkraft vom Nebenraum erscheint, und um
Ruhe bittet, da sie sich durch das Geschrei gestört fühlt, hört Frau K. zu schreien auf und verlässt die Einrichtung. Im
Gegensatz zu den drei Kindern und mir ist die Honorarkraft eine Weiße, d.h. eine Mehrheitsösterreicherin. Ich habe
den Vorfall noch am selben Tag unserer Hausleiterin gemeldet, er wurde anschließend im Team diskutiert und
gemeinsam ein Brief an Frau K. verfasst. Dieser wurde auch an die Zuständige des pädagogischen Referats unseres
Vereins übermittelt. Zudem wurde die Notwendigkeit zur Entwicklung von Strategien im Umgang mit rassistischer
Gewalt (sowohl psychischer als auch physischer Natur) im Allgemeinen und jener, die sich unmittelbar gegen die eige-
ne Person am Arbeitsplatz, - d.h. im Arbeitsbereich – richtet, thematisiert. 

Herr G. meldet, dass in einem Geschäft (Altwarenhandel) im 21. Wiener Gemeindebezirk Feuerzeuge mit Hitler-
und Reichsadlermotiven verkauft werden. Das zuständige Kommissariat des Bezirks kümmert sich um diesen Fall. 
Im Rahmen der Wiener Landtagswahlen im März 2001 wird Herr A. in der Fußgängerzone Victor-Adler-Platz
von einem etwa 40jährigen Mitarbeiter eines FPÖ-Infostandes folgendermaßen beschimpft: “Dich hat der

Hitler vergessen, aber du und der Ariel, ihr kommt schon noch dran.“ Eine Anzeige konnte nicht erstattet werden, da
nach Aussage der Polizei die Personenbeschreibung zu „ungenau“ sei. 

Herr G. und sein Schwager werden von einem Paar beschuldigt, beim Ausparken an der Tankstelle dessen
Auto beschädigt zu haben. Da kein Schaden zu sehen ist und Herr G. nicht bereit ist, seine Daten herzuge-

ben, möchte er lieber die Polizei rufen. Daraufhin wird er beschimpft: „Scheissjuden, Ihr benehmt euch wie
Arschlöcher.“ Herr G. bekommt es mit der Angst zu tun und schreibt letztendlich doch seine Daten auf. Während er
weiter beschimpft wird, steigt Herr G. in sein Auto. Er bekommt durch das offene Türfenster einen Schlag auf den
Hinterkopf verpasst, wodurch er mit dem Kopf auf das Lenkrad stößt und seine Brille zu Boden fällt. Am nächsten
Tag geht Herr G. zur Polizei, die sich kooperativ verhält, und erstattet Anzeige. 

Frau T. wird in der U-Bahn von einem älteren Mann, der sich auf einen der wenigen freien Sitzplätze drängt,
beiseite gestoßen. „You are not a good girl!" sagt er mehrmals zu ihr und „Do you have a culture?". Frau T., die

aus Senegal nach Österreich immigriert ist, entgegnet ihm wütend: „Du denkst, ich habe keine Kultur? Was hast du
für eine Kultur? Du hast nur Schwein und Wein im Kopf!". „You should not be in Austria! You must live in Africa!"
schreit der Mann sie an. Frau T. merkt, dass er sich zum Aussteigen vorbereitet, sie sieht ihn streng an und sagt „Raus!".
Er ist so aufgebracht, dass er sie schlagen möchte, doch dann hält er sich zurück und verlässt die U-Bahn. 

Ausverkauf im Schuhgeschäft. Wegen des großen Andrangs wird immer nur eine bestimmte Anzahl von
Personen in den Laden hineingelassen. Eine ungefähr 50-jährige Frau beschwert sich, dass es zwei und nicht

nur eine Warteschlange gibt. Als Frau D. und ihre zwei Freundinnen (alle drei sind von Westafrika nach Österreich
immigriert) vor dieser Frau an der Reihe sind, regt sich diese fürchterlich auf: „Schaut euch das an, die Schwarzen
sind hier und kommen noch vor uns dran. Das ist doch nicht normal!" Frau D. hört, dass diese Frau mit einem Akzent
spricht und sagt: „Warum sagst du ‚die Schwarzen?‘ Wir sind doch beide Ausländerinnen. Was tun wir hier? Wir haben
beide das gleiche Ziel, oder?" Die Frau lässt sich jedoch nicht beruhigen, die Freundinnen von Frau D. sagen zu ihr
„Lass es, diese Frau hat ein Problem". Als wir mit Frau D. nachher über den Vorfall sprechen, erzählt sie, dass sie sich
bei rassistischen Übergriffen unterschiedlich verhält, manchmal reagiert sie darauf, oft ignoriert sie diese aber auch,
wie ihre Freunde und Freundinnen, aus Selbstschutz oder weil es ihr einfach zu dumm ist. 

Am X. März 2001 gegen 21.00 Uhr werden die beiden Brüder A. und A. (irakischer Herkunft, anerkannte
Konventionsflüchtlinge, seit 1996 in Österreich, 17 und 14 Jahre alt) am Heimweg vom Eisgeschäft an der Ecke

Van-der-Nüll-Gasse/Troststraße im 10. Bezirk brutal zusammengeschlagen. Ein Passant verständigt die Polizei per
Mobiltelefon. Der jüngere der beiden Brüder muss mit einer Kopfverletzung und Prellungen am Rücken im
Krankenhaus stationär behandelt werden, der Ältere erleidet einen Beinbruch. Die Täter, drei österreichische
Jugendliche bzw. junge Männer, die der Polizei schon lange als rechtsradikal bekannt sind, ergreifen die Flucht, kön-
nen aber von der Polizei ausfindig gemacht werden. Sie werden verhaftet und auch rechtskräftig verurteilt (einer von
den Dreien ist großjährig und wird zu einer unbedingten Haftstrafe verurteilt). Der Vorfall gelangt auch in den
Medien, der rassistische Hintergrund der Tat wurde in den Tageszeitungen „Kurier“ und „Der Standard“ sowie im ORF
erwähnt, NICHT erwähnt wurde er in der „Kronen Zeitung“. 

Am X. Dezember 2001 will Frau H. in einem großen Geschäft eine Hose kaufen und wartet an der Kassa in der
Menschenschlange auf das Bezahlen. Hinter ihr beschwert sich ein Mann mittleren Alters, dass die Kassierer zu

langsam seien. Frau H. stimmt dem zu, merkt zugleich aber an, dass diese Leute auch sehr lange arbeiten müssen und
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man sich deswegen nicht beschweren sollte. Der Mann in der Schlange regt sich auf und sagt, Frau H. habe kein
Recht, sich in seine Angelegenheiten einzumischen und wenn es ihr nicht passe, was er mache, solle sie „heim gehen“,
denn sie sei eine Ausländerin. Darauf begann eine längere Diskussion zwischen den beiden. Zum Schluss ruft Frau H.
bei 133 (der Polizei) an und meldet, dass ein Mann sie als Ausländerin beschimpfe und sie Anzeige erstatten wolle.
Die Beamten erweisen sich als sehr freundlich und tatsächlich kommen zwei Polizisten, damit sie eine Anzeige ent-
gegennehmen können. Inzwischen hat jedoch der Mann in der Schlange die Ware, die er bezahlen wollte, auf die
Theke gelegt und sich mit der Aussage, er habe es nicht nötig, zu warten, vom Geschäft entfernt. Im Endeffekt wurde
die Anzeige nicht aufgenommen, weil die Beamten meinen, sie können mit Frau H.s Aussage „nichts anfangen“. 

Herr S. möchte gemeinsam mit einem Freund und zwei Freundinnen in das mexikanische Lokal
„Maria’s Roses“ (Biberstraße, 1010 Wien) gehen. Der Türsteher hält sie auf und sagt ihnen, dass nur

die Frauen hinein dürfen. Auf die Frage, warum die Männer nicht hinein dürfen, meint der Türsteher: „So halt“. Auf
nochmaliges Fragen antwortet dieser, eine neue Richtlinie des Chefs verfolge das Ziel, weniger Ausländer im Lokal zu
haben. . . Der Türsteher sagt auch noch, dass er nichts tun könne, er sei auch kein gebürtiger Österreicher, aber er
muss sich an die Anweisung des Chefs halten. Als Herr S. entgegnet, dass er gar kein Ausländer sei, bekommt er als
Antwort, dass er ihm wohl nicht erzählen wolle, dass S. kein Ausländer sei, er sähe nämlich so aus. Herr S., sein Freund
und seine Freundinnen müssen den Abend woanders verbringen. Das Forum gegen Antisemitismus gibt den Fall an
ZARA weiter: Gemeinsam mit den Jugendlichen wird eine Anzeige nach Art IX, Abs 1 Ziffer 3 EGVG erstattet. Die
Anzeige wird derzeit noch von der zuständigen Referentin am Bezirksamt bearbeitet. 

Herr O. und zwei Freunde, alle österreichische Staatsbürger nigerianischer Herkunft, möchten im „Irish Pub“
in der Laxenburgerstraße 52, 1100 Wien, etwas trinken gehen. Auf ihre Bestellungen wird nicht reagiert, sie

werden nicht bedient. Auf Nachfrage informiert sie eine Kellnerin darüber, dass sie sie auf Anordnung ihres Chefs
nicht bedienen darf. Die umstehenden Gäste finden das lustig und empfehlen, gleich in einen anderen Bezirk von
Wien zu wechseln. Herr O. verlangt, mit dem Chef zu sprechen, welcher ihm bestätigt, dass er „solche Leute wie ihn“
nicht bedient. Herr O. ist erschüttert, verlässt aber das Lokal, da er keine Probleme bekommen möchte. Wir erstatten
eine EGVG-Anzeige. 

Frau G. berichtet, dass sie eines Abends mit ihrem Mann, der Österreicher ägyptischer Herkunft ist, und des-
sen Cousin in das Lokal „Tenne“ gehen will. Die Frau an der Kassa möchte einen Clubausweis sehen und sagt,

ohne diesen hätten sie keinen Zutritt zu dem Lokal. Daraufhin wollen sie in die Diskothek „Queen Anne“, wo sie eben-
falls nach einem Clubausweis gefragt und ohne diesen auch nicht hineingelassen werden. Cirka eine Woche später
geht Frau G. wieder in die „Tenne“, diesmal mit mehreren Freundinnen, alle weiße Österreicherinnen… niemand wird
aufgehalten oder nach einem Clubausweis gefragt. Frau G. fragt daraufhin an der Kasse nach und bekommt als
Antwort, dass letzte Woche wegen Frau G.s ausländischen Begleitern nach einem Clubausweis gefragt wurde. Die
„Tenne“ bediene prinzipiell keine Ausländer, weil diese angeblich die Stammkunden anpöbeln würden, welche sich
dann beschweren würden. Kurze Zeit nach diesem Gespräch mit der Kassiererin beobachten Frau G. und Ihre
Freundinnen, wie einer Schwarzen Frau ebenfalls kein Einlass gewährt wird. 

Herr M. beobachtet in der Bank-Austria-Filiale Xxxgasse an Kassa 2, wie die Bankbeamtin einem Kunden mit
schwarzer Hautfarbe ein Formular vorlegt und, als dieser es nicht sofort ausfüllt (er kann wenig Deutsch und

versucht auch vergeblich, mit der Beamtin auf Englisch zu reden), ihn mit den Worten „Na schreiben werdens ja wohl
können" anschnauzt. Da sich der Betroffene selbst nicht meldet, unternehmen wir nichts. 

Bei einem ZARA-Seminar im Integrationshaus in Wien berichtet ein aus Pakistan geflüchteter Mann, dass er
in einem Lebensmittelgeschäft etwas kaufen wollte, ihn aber der Verkäufer gleich wieder weggeschickt habe

und sich weigerte, ihn ins Geschäft zu lassen. 
Ein Geschäft im Wiener Stadtteil Meidling erregte durch ein Plakat „Wir verkaufen nicht an Muslime“
Aufsehen. Durch das Eingreifen der örtlichen Verantwortlichen konnte dieses aber innerhalb kürzester Zeit

entfernt werden. 
Am 26. Februar 2001 weigert sich der Verkäufer der Firma SPAR, Filiale Göllersdorf, Niederösterreich,
welcher die Haftanstalt Sonnberg beliefert, die Bestellung des afrikanischen Häftlings C. aufzunehmen. Er

reagiert auf die Bestellung mit dem Ausdruck: „Neger!“, um seine abweisende Haltung zur Bestellungsaufnahme zu
verdeutlichen. Der empörte Häftling beschwert sich beim Gefängnisdirektor. Auf diese Beschwerde wurde allerdings
nicht reagiert. 

Am von der LICRA-Österreich organisierten Projekt „Fluchtpunkte/Treffpunkte“ arbeiten Flüchtlinge aus
Kamerun, der Demokratischen Republik Kongo und Nigeria mit. Während der Arbeitsgespräche berichten

einige MitarbeiterInnen, wie sie immer wieder in der U-Bahn oder anderswo in der Öffentlichkeit verbal attackiert
oder - was öfters vorkommt - subtil verachtet werden. Zum Beispiel setzen sich andere Fahrgäste in öffentlichen
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Verkehrslinien weg, wenn sie sich neben sie setzen und halten demonstrativ Abstand. Solche Vorfälle werden oft
nebenbei erzählt und bei genauerer Nachfrage können sich die Opfer nur erinnern, dass solche Diskriminierungen fast
täglich stattfinden und irgendwie schon als schmerzhafte Normalität wahrgenommen werden. 

Bei Diskussionsveranstaltungen zum Thema Nahostkonflikt ist ein immer aggressiver werdender Antisemitismus
im Publikum festzustellen. Vor allem seit der Konferenz von Durban und den Ereignissen vom 11. September

2001 können sich viele DiskutantInnen vor lauter „zionistischer Weltverschwörungen" gar nicht mehr retten. Diese
Kombination der Kritik an der Politik konkreter Staaten - namhaft an Israel und den USA - mit antisemitischen
Stereotypen ist zwar nichts Neues, neu dabei ist allerdings die Vehemenz und Aggressivität vieler Meldungen.
Besonders erwähnenswert ist die Veranstaltung „Israel und die Linke" vom 23. Oktober 2001 an der Universität Wien,
wo die Kritik an dem sich in einem politischen Diskurs ausdrückenden Antisemitismus thematisiert wurde; die
OrganisatorInnen sahen sich gezwungen, Leute aus dem Publikum wegen ihres aggressiven Verhaltens und perma-
nenter antisemitischer Äußerungen des Saales zu verweisen. 

Vor allem muslimisch gekleidete Frauen oder Menschen orientalischen Aussehens meldeten, durch mis-
strauische und feindselige Blicke sowie „Gerede hinter ihrem Rücken“ verunsichert worden zu sein. Tätliche

Übergriffe erscheinen als Ausnahmeerscheinung. Eine Nachricht, dass eine schwarz gekleidete Frau aus der Türkei in
einer U-Bahnstation dermaßen belästigt wurde, dass man ihr Bekleidung vom Leib riss, konnte bisher nicht verifiziert
werden. Eine andere junge Frau, die sich auf der Straße mit ihren Begleitern in deren Muttersprache unterhielt,
berichtet, so stark geschlagen worden zu sein, dass sie mehrere blaue Flecken und Hautabschürfungen davontrug. Der
Angreifer, der in seinen Beschimpfungen zu erkennen gab, sich durch den Gebrauch des Türkischen provoziert gefühlt
zu haben, konnte zwar von ihren Begleitern festgehalten werden, bis die Polizei eintraf, welche sich jedoch - nach
ihrer Aussage - weigerte, ein Protokoll des Vorfalls aufzunehmen. 

Frau K., Radio-Journalistin, geht gemeinsam mit zwei Kollegen, C. und M., und einem mit verstecktem
Mikrophon ausgestattetem afrikanischen Medizinstudenten namens A. als „Lockvogel" in zwei Lokale, in

denen angeblich keine Schwarzen bedient werden: Schwedenespresso und Café 100%. 
Protokoll I: K. betritt das Lokal, ca. zehn Gäste sind anwesend, sie nimmt an einem Tisch Platz und bestellt ein Getränk,
das prompt serviert wird. Wenig später kommt A. nach, nimmt an der Bar Platz und bestellt ein Cola. Die Kellnerin
meint, das gehe nicht, dafür bräuchte A. eine „VIP- Karte" - das sei ein VIP Club - man könne hier nur mit VIP-Karte
herein. K. merkt an, dass sie auch keine VIP-Karte hat und trotzdem den Tee konsumieren konnte, die Kellnerin rea-
giert darauf nicht. Kurz darauf betritt ein weiterer Reporter, C., das Café 100%. und bekommt das gewünschte
Getränk ohne VIP-Karte. A. will wissen, warum er kein Cola bekommt, der Mann ohne VIP-Karte aber schon. A. fragt,
ob es daran läge, dass er schwarz sei, was von der Kellnerin mit den Worten „ja, das ist der Grund“ bestätigt wird. C.,
K. und A. verlassen das Lokal. M. und C. kehren zurück, weisen sich als Ö3-Redakteure aus und fragen nach, ob es
„Geschäftspraxis sei, Schwarze nicht zu bedienen". Die Kellnerin bestätigt das. Weder Lokalbesitzer noch
Geschäftsführer sind für Ö3 erreichbar.
Protokoll II: Die drei Ö3-Redakteure betreten das Lokal, nehmen an einem Tisch neben der Bar Platz und bestellen
etwas zu trinken. Außerdem sind noch zwei Gäste im Lokal. Wenig später will A. nachkommen und steht vor ver-
schlossener Tür - vermutlich hat die Kellnerin von der Bar aus eine Türsperre betätigt. Draußen an der Tür ist plötz-
lich ein Leuchtschild „Closed" zu lesen. Die Kellnerin tut so, als wäre nichts passiert. A. steht vor der verschlossenen
Tür und versucht, das Lokal zu betreten. Die Redakteure weisen die Kellnerin darauf hin, dass da jemand ins Lokal will.
An der Bar sagt ein Gast: „Der darf da nicht hinein". Sie fragen nach, was denn das Problem sei, die Kellnerin meint,
die Tür habe einen Kurzschluss - irgendwas mit den Sicherungen sei nicht in Ordnung. Daraufhin fragen sie, wie sie
denn wieder aus dem Lokal rauskommen sollen? Die Kellnerin meint, das gehe jetzt nur mehr durch die Hintertür. M.
verlässt in Begleitung der Kellnerin das Lokal durch die Hintertüre - und will A. hineinlassen. Darauf meint die
Kellnerin: nur Gäste die schon im Lokal waren dürfen durch die Hintertüre wieder herein, neue Gäste nicht. M. weist
darauf hin, dass A. zu seiner Gruppe gehört, die Kellnerin engegnet, das sei egal und wiederholt, neue Gäste dürften
das Lokal nicht durch die Hintertüre betreten. Daraufhin meint M., A. wolle sich nur kurz aufwärmen. Auch das sei
nicht möglich, meint die Kellnerin. A. bleibt draußen, M., C. und K. verlassen ebenfalls das Lokal. Einen Tag später wird
der Geschäftsführer telefonisch erreicht, er möchte zu dem Vorfall jedoch keine Stellungnahme abgeben und meint,
„er sei kein Rassist", und weiters, „er müsse das sagen, er sei ja schon vorverurteilt". In beiden Fällen wurde EGVG-
Anzeige erstattet. 

Ein ähnlicher Vorfall wie der Vorhergehende ereignet sich am X. 1. 2001, ebenfalls im Schwedenespresso:
Herr O. möchte eine Tasse Kaffee trinken, doch die Kellnerin gibt ihm zu verstehen, der Geschäftsführer

gestatte es nicht, an „Farbige“ Getränke abzugeben. Wenn sie es doch tue, verliere sie ihren Job. Herr O. verlässt dar-
aufhin das Lokal und erstattet beim Wachzimmer X Anzeige. 

IMÖ 

Rassismus Report 2001 Fälle / Öffentlicher Raum Seite 13



Frau P schreibt uns per e-mail: „Ich fahre regelmäßig mit den Straßenbahnlinien 52 und 49 und bei beiden
sind an den Plakatwänden der Haltestellen des öfteren rassistische Aufschriften zu lesen. Eine Serie im

Dezember mit „Neger raus" war leicht erkennbar überall von der gleichen Handschrift. Heute hab ich bei der Station
Diesterweggasse der 52er gelesen „KILL NIGGERS". (…) Diese Aufforderungen zur Gewalt gegen eine bestimmte
Menschengruppe beeinträchtigt mein Wohlbefinden stark und ich möchte auch nicht, dass meine Kinder in einer
Atmosphäre aufwachsen, in der Rassismus zur Normalität des Alltags gehört.“ 
ZARA kümmert sich umgehend um Entfernung. 

Das rassistische Graffitto „TÖTET ALLE NEGER" wird uns aus der U-Bahnstation Babenbergergasse gemeldet. 
SS-RUNEN und HAKENKREUZE zwischen den Sitzen an der Wand der Straßenbahnlinie 71. 
Frau W. meldet eine Beschmierung auf einer Litfaßsäule in der Märzstraße/Ecke Matznergasse, die lautet:
„ALLE AUSLÄNDER SOLLEN GETÖTET WERDEN". Frau W. ist schockiert und macht die Kritzelei unkenntlich. 
Frau P. meldet eine rassistische Beschmierung: „BLACK MONKEYS-DRUGDEALERS“ in der Linie 71, im Wagen
mit der Nummer 4309, 1.Waggon. 
Frau X. meldet eine Beschmierung in der Dietrichgasse 55; 1060 Wien: bei einem aufgelassenen Gassenlokal
ist in ein Fenster ein großes weißes HAKENKREUZ gezeichnet. 
Meldung: Straßenbahnstation Venediger Au, Linie 21, im 2. Wiener Gemeindebezirk auf einem Plakat:
„AUSLÄNDER STOPP" und daneben zahlreiche HAKENKREUZE.  Busstation Karlsplatz, Linie 4a, Litfasssäule

der Firma Gewista: „KILL NIGGERS" 
Frau W. meldet telefonisch eine Beschmierung der Filiale von „Flic Flac Kindermoden“ in der
Hütteldorferstraße. Auf der Außenwand, die mit Aluminium verkleidet ist, steht mit schwarzer Schrift

„NEGER RAUS!". Sie war schon mehrmals im Geschäft und hat nach Entfernung derselben verlangt, aber – so die
Antwort - die Putzfrau habe die Farbe nicht weggebracht, Anzeige wurde durch die Filialleiterin schon erstattet. Die
Entfernung ist - so scheint es - aus Gründen des Unwillens der Geschäfthinhabung noch nicht passiert Frau W. möch-
te Anzeige gegen diese erstatten, es fehlen jedoch die gesetzlichen Bestimmungen. 

Frau F. meldet, dass sie seit einigen Wochen täglich auf der gelb bemalten Außenwand des Postamtes in
Wien-Hietzing in Augenhöhe die Beschmierung „NEGER RAUS", lesen muss und bittet um Entfernung. ZARA

interveniert bei der Post und wenige Tage später ist die Beschmierung entfernt. 
Frau P. meldet: Aufschrift „DIE SCHWARZE PEST DROGEN NEGER", bei den Aufzügen der U-Bahn-Station
Schwedenplatz. 
Frau S. meldet: Station „Gürtel" (Linie 44, stadteinwärts). Am Plakat im Wartehäuschen steht mit schwarz-
em Filzstift geschrieben: „DESTROY NIGGERS". 
Frau G. meldet auf der Plakatwand der Straßenbahnhaltestelle Johann-Nepomuk-Berger-Platz (Linie 9
Richtung Westbahnhof; 16. Bezirk) die rassistische Bemerkung „TÖTET NEGER" und bitte um Entfernung. 
Frau A. meldet eine Beschmierung am Elterleinplatz (17. Wiener Gemeindebezirk): Bei der Haltestelle der
Straßenbahnlinie 9 steht auf einem Plakat groß „TÖTET NEGER". Frau A bittet um Beseitigung. 
Herr B. meldet folgende Beschmierungen: „KILL NIGGER!“ an diversen Haltestellen der Linie O und „ONLY A
DEAD NIGGER IS A GOOD NIGGER!“ auf einem Plakat der Straßenbahnhaltestelle vor der Breitenseer

Kaserne. Er merkt an: „Diese Schmierereien bleiben wochenlang sichtbar, wenn nicht einzelne BürgerInnen zur
Selbsthilfe greifen. (…) Ich plädiere nicht für die unterschiedslose Beseitigung jeder „wilden" Plakatierung oder von
anderen graphischen Äußerungen von Bürgern und Bürgerinnen. Diese können durchaus künstlerisch oder demokra-
tiepolitisch wertvoll sein. Aber Rassismus und Neo-Faschismus sollte im Stadtbild von Wien keinen Platz haben.“ 

Frau K. meldet, dass auf einer plakatierten Werbung mit einem Spendenaufruf, auf dem ein schwarzes
Mädchen dargestellt ist, über deren Gesicht mit roter Schrift „TOD" geschrieben wurde. 
Frau V. meldet eine rassistische Beschmierung in der Straßenbahn 49, Waggon # 4483, in dem auf einem
Sitz steht: „ALLE NEGER RAUS". 
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Frau K. erzählt: Ich bin am 8. 6. 2001 mit der Straßenbahnlinie 49 gefahren. Im hinteren Wagen - Nr. 1324
- befinden sich auf mehreren Sitzen Beschmierungen, blass aber gut lesbar: „GEGEN DIESE SAUJUDEN" und

„TÜRKENSCHWEINE EKEL RAUS UNGEZIEFER KANAKEN". 
Frau R. meldet: 14. Bezirk, Gewista-Wand gegenüber Reinlgasse 5: „TÖTET NEGER" und 16. Bezirk,
Wartehäuschen Linie 44, Station Römergasse stadteinwärts: „NEGA NACH AFRIKA" 
Frau S. schreibt per e-mail: „Ich bin bereits seit mehreren Wochen oft täglich mit immer wiederkehrenden
rassistischen Schmierereien in meiner Gegend und auf meinem Weg in die Arbeit konfrontiert.“ Sie berich-

tet von „NEGER RAUS!" auf Plakatwänden, und Straßenbahn-Sitzlehnen mit Aufschriften wie
„TÖTET NEGER!", „NEGERDEALER AB NACH AFRIKA", „DESTROY NIGGERS!" und „NEGER - DROGEN". 

Im Wagen 4838 der Wiener Linien, der am Abend des X. X. 2001 auf der Linie 1 am
Ring unterwegs (ca. 19.25 Uhr beim Burgtheater), findet sich auf der Rückseite eines

Sitzes in der Wagenmitte die Aufschrift „ALLE NEGER RAUS". 
„ALLE NEGER SIND VERBRECHER", Wagen 1355 der Straßenbahnlinie 43. 

Frau W. berichtet von einem in der U-Bahn gefundenem Zettel: "Islamisten Araber!
Geht in Euer Land zurück und lasst uns in Frieden in unserem Land leben!!!!!

Ihr kommt uneingeladen in unser Land - Ihr kostet uns viel Geld und stört unseren inneren Frieden!!! Viele von Euch
sind frech und unverschämt oder sie bedrohen und berauben uns!!!! - seit ihr in unserem Land seid, ist vieles schlech-
ter geworden!!! Das österreichische Volk verabscheut Euch aus tiefstem Herzen!! - Wir wollen Euch loshaben - Jedoch
Ihr seid wie Ungeziefer!!! Lästig und in jeder Weise unangenehm für uns!! Verschwindet endlich!" 

Anmerkung: In allen Fällen, in denen ZARA mit den `Wiener Linien´ bzw. der Plakatfirma Gewista wegen der
Entfernung von rassistischen Schmiererein kooperierte, wurde freundlichst, vorbildlich, schnell und verlässlich gehan-
delt - die Bediensteten der Wiener Linien wurden z.T. innerhalb weniger Stunden tätig, wenn sie eine Meldung von
uns erhielten. Beide sind uns zu ganz wichtigen Verbündeten geworden, wenn es um die Beseitigung von rassisti-
schen Sprüchen aus dem öffentlichen Raum geht. Dankeschön! 

Der muslimische Teil des Friedhofs Linz - St. Martin wurde verwüstet. Dabei kamen 28 Gräber zu Schaden.
Der jugendliche Täter konnte nach einiger Zeit ausgeforscht werden. Bedenklich bleibt auch nach der

Aufklärung, wie rasch Schuldzuweisungen sogar seitens der Exekutive an die Muslime selbst ergangen waren, denen
man einfach unterstellte, interne Meinungsverschiedenheiten seien der Hintergrund dieser Verwüstungen. Auch in
der Öffentlichkeit wurde der Vorfall auf diese Weise nicht nur heruntergespielt, sondern die Muslime selbst völlig
unbegründet diskreditiert. Schließlich ist der Respekt vor Toten im Islam ein so wichtiger Punkt, dass die Geschichte
keine negativen Beispiele von Übertretungen der Totenruhe kennt.
Bisher hat es niemand für notwendig befunden, eine Entschuldigung für die Verdächtigung auszusprechen, die in der
Weise, wie sie öffentlich verbreitet wurde den Charakter einer Verleumdung hat. Wir können auch nicht die
Anschauung teilen, es habe „keinen politischen Hintergrund“ der Aktion gegeben. In dieser Form lauteten nämlich
die Kommentare seitens Politiker verschiedener Parteien. Gerade in Oberösterreich scheint ein Klima zu herrschen, in
dem Muslime immer wieder Gegenstand massiver Anfeindungen werden. Die FPÖ inszenierte eine
Unterschriftenkampagne gegen die Praxis des Schächtens und „spielte“ dabei mit anti-islamischen Haltungen. Ein
Bürgermeister mit SPÖ-Zugehörigkeit befand „das Hühnergeschrei auf dem Misthaufen für sympathischer als den Ruf
eines Muezzins“. In Traun machte der Zwangsabbruch einer Moschee emotional aufgeladene Schlagzeilen. Insofern
erscheint es nicht von ungefähr, wenn sich ein aggressives Frustrations- und Gewaltpotential gegen eine muslimische
Einrichtung richtet. 

Am Samstag, den 17. März 2001 kann man in einer großen Wiener Diskothek per SMS Sprüche verschicken,
die im Lokal auf eine Leinwand projiziert werden. Etwa 7 bis 8 Mal sind die gleichen antisemitischen Sprüche

zu sehen: „88, HH, Scheiß Kanaken raus!, OI, linke Zecken ab nach Polen!" auch „Ariel = Waschmittel" ist für alle zu
lesen. Die für die Leinwand zuständigen Personen projizieren dann eine Warnung zur Beendigung dieser Art von SMS. 

Im Forum der Online-Zeitung Täglich Alles wird anlässlich eines Artikels antisemitisch über den Präsidenten
der Wiener Israelitischen Kultusgemeinde über Israel („Jüdische Sauerei„) und „Juden“ generell („Vermehren

sich wie die Karnickeln, sind aber weder lieb noch nützlich.“) geschimpft. U.A. wird von Usern die Wiener Privatadresse
eines Schriftstellers publik gemacht und er beschimpft („Derartige Unruhestifter gehören abgeschoben. Er hat in
Österreich nichts zu suchen. Außerdem würde er sich in seiner Heimat weit wohler fühlen und könnte sich beim
Erschlagen von Palästinensern besser entfalten.“) 

IMÖ 
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Im Chatforum „Vienna Online“ hat sich Herr G. unter dem Nickname „dr. fritz“ positiv zu Israel geäußert.
Daraufhin wird er unter diesem Nickname zu Hause telephonisch belästigt. Im Februar gibt das Forum eine

Warnung vor Identitätsangaben im Internet aus, welche in der „Gemeinde", der monatlich erscheinenden Zeitung der
israelitischen Kultusgemeinde, erscheint. 

Frau G. hat unabsichtlich eine falsche Mobiltelefonnummer gewählt und ist dort zufällig auf eine Mailbox
mit folgendem Text gestoßen: „Lang lebe Adolf Hitler“. Dieser Fall wird an die Staatspolizei weitergegeben. 
Die IMÖ berichtet von Anrufen und Briefen, die nach den Terroranschlägen in New York am 11. September
2001 registriert wurden: „Sie sollten sich schämen, was Ihre Glaubensbrüder Christen angetan haben. Geht

zurück in arabische Länder. Ihr passt nicht zu uns in Europa!“ (Anonym, direkt nach den Anschlägen)
„Oder wird man das Kopftuch solange hartnäckig tragen, bis sich die Kreuzzüge nach Europa verlegen... Die
Kopftücher waren immer verhasst, der Islam wird nie akzeptiert!!! ..... Die jüdischen Schlampen (orthodoxe) müssen
auch den Kopf bedecken, sie tragen draußen die Perücken.... (im Verlauf des Briefes noch weitere antisemitische
Äußerungen in Bezug auf „jüdische Verbrecher“, die in den Koran aufgenommen wurden (Moses als einer der ersten
Kriegsverbrecher)....Wie wäre es mit der Anpassung!“ Anonym, Ende September 

„Terroristenpack! Verschwindet’s!“
ein Anruf von vielen gleichen oder ähnlichen Inhalts.
Lieber Tarafa! Ein muslimischer Freund erzählte mir von einem Lied, in dem deutsche Nazis über den Islam
und Türken schimpften. Ich habe mir das Lied mit einer Musiktauschbörse [Anm.: aus dem Internet] herun-

tergeladen. Anfangs konnte ich nicht glauben was ich hörte und war total schockiert. Solche Lieder kann sich jeder
mit Internetzugang runterladen. Es gibt eine Menge von Programmen, mit denen man sich solche Musik runterladen
kann. Die Idee der Programmierer solcher Programme ist, das Leute, die über solche Programme verfügen, alle Arten
von Musik tauschen können. So kann auch z.B. rassistische Musik in Umlauf kommen, und genau das ist auch
passiert. Vielen wird die Musiktauschbörse `Napster´ vertraut sein. `Napster´ wurde verklagt. Ich bin mir nicht sicher,
aber ich glaube, dass man bei dieser Musiktauschbörse jetzt für alle Arten von Liedern Geld zahlen muss. Gegen die
Musiktauschbörsen etwas zu unternehmen ist sehr schwer. Aber ich hoffe, dass das bald ein Ende hat. Die Gruppe
heißt Zillertaler Türkenjäger und das Lied heißt Sonderzug nach Mekka. Ich habe den Text des Liedes zusammenge-
schrieben und als Word Dokument mitgeschickt! Ich hoffe, dass wir zusammen etwas dagegen machen können! Der
schrecklich rassistische Text lautet:
„Nun pass mal gut auf/ da steht ein Sonderzug nach Mekka/ da musst du jetzt hin/ raus aus unserm Berlin./ 
Wir wollen euch hier nicht/ niemand will euch hier mehr sehen/ mit eurer fremden Kultur zerstört ihr uns nur./
Wir haben die Schnauze voll von euch/ ihr sollt euch verpissen/ kein Deutscher wird euch hier weit und breit vermissen./
Ihr liegt uns auf der Tasche/ das ist eure Masche/ verdammtes Lumpenpack/ haut endlich ab./ 
All die ganzen Moslem Affen/ und and´re Kanaken/ müssen auf der Stelle/ ihre Koffer packen./ 
Auch der kleine Ali/ für ihn ´ne Schicht/ ob er will oder nicht./ 
Ich weiß genau/ da hilft euch nicht mal euer Allah/ und mit eurem Koran/ könnt ihr zur Hölle fahren./ 
Ali hör zu/ ich sage es dir zum letzten Mal/ wir wollen ihn hier nicht haben/ euren verdammten Islam./
Das ist der Sonderzug nach Mekka, das ist der Sonderzug nach Mekka, das ist der Sonderzug nach Mekka.
Wir haben die Schnauze voll von euch/ ihr sollt euch verpissen/ kein Deutscher weit und breit/ wird euch vermissen./ 
Ihr liegt uns auf der Tasche/ das ist eure Masche./ Verdammtes Lumpenpack/ haut endlich ab./ 
All die ganzen Moslem Affen/ und andre Kanaken/ müssen auf der Stelle/ ihre Koffer packen./ 
Auch der kleine Ali/ für ihn ´ne Schicht/ ob er will oder nicht./ 
Ohne das Pack können die Kinder wieder hoffen/ und uns´re deutschen Frauen sich auf die Straße trauen./ 
Der Stolz in uns´rem Land wird wieder auferstehen/ dann sind wir wieder frei ohne diesen Völkerbrei. 
Ali kannst mich hören/ bald ist es soweit. 
Hallo Krüppel kannst mich hören/ bald ist es soweit./ 
Hallo Bimbo kannst mich hören/ bald ist es soweit./ 
Hallo Schlitzi kannst mich hören/ bald ist es soweit.“ ZITAT ENDE 

Frau K schreibt per e-mail: „Ich habe bei http://science.orf.at/science/news/8401 einen Artikel publiziert.
Kurz nachdem der Artikel online war, tauchte folgender erster Kommentar auf:

ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen

IMÖ 

IMÖ 

IMÖ 
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ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
ich mag bomberjacken, springerstiefel, glatzen
der text kam von lobo2001
Wie kommt jemand auf so eine Idee? Ich finde das sehr bedrohlich und habe bei der Online-Redaktion veranlasst,
dass das rausgenommen wird.“ 

Beispiel für einen Bericht über rassistisches Verhalten durch Fußballfans (Gästebuch auf der offiziellen
Homepage von Austria Wien - http://www.fk-austria.at/frameset.html): „Ich wollte nur festhalten, dass sich

ein Teil der Fans die auf der Westtribüne verkehren, mit Gesängen wie ‚Zick Zack Zigeunerpack’ und Ähnlichen selbst
abqualifizieren und zeigen, dass sie - obwohl Austrianer - um nichts besser sind als die Rivalen aus Hütteldorf. Meiner
Meinung nach sollten solche rassistischen Gesänge auf dem Fußball keinen Platz haben und schon gar nicht im
Horrstadion. Leider wird man solche Pseudo-Fans nie belehren können!" Christopher Lehner, 8. Jänner 2001 

Februar 2001: Der Präsident von SK Sturm Graz, Hannes Kartnig, beharrt in einem Interview mit dem
Nachrichtenmagazin „profil" vom 26. 2. 2001 auf die weitere Verwendung des Ausdrucks „Negermannschaft",

da dies nicht rassistisch gemeint wäre. Kartnig gab ebenso freimütig zu, dass er den iranischen Internationalen und
Sturm-Mittelfeldspieler Mehrdad Minavand – aus Spaß - schon öfter „Teppichknüpfer" genannt hätte.  

Norman Mapeza, Teamkapitän von Zimbabwe und Abwehrspieler des SV Ried ist beim Spiel gegen Austria
Salzburg rassistischen Beschimpfungen vom Rieder Sitzplatzpublikum ausgesetzt. Dies berichtet die

Tageszeitung Kurier in ihrer Ausgabe vom 12. 3. 2001. Beim Bundesliga-Match SV Ried – SC Rapid am 8. April 2001
reagierten Ried-Fans auf den Vorfall mit einem Transparent „SV Ried Fans gegen Rassismus“, vgl. ORF TV Live Über-
tragung. 

Die Wiener Kronenzeitung vom 19. März 2001 kritisiert die Praxis eines „großen Wiener Fußballklubs", seine
in- und ausländischen U-18 Spieler in zwei Kabinen zu trennen: eine für „Österreicher" und eine für

„Zigeuner". Ein Trainer eines „anderer Wiener Klubs" weigerte sich, einen schwarzen Spieler aufgrund seiner
Hautfarbe in die Mannschaft zu nehmen. Der junge Afrikaner musste daraufhin das Team innerhalb des Vereins wech-
seln. 

Beim Westderby im Lehener Stadion zwischen SV Salzburg – FC Tirol am 1. April 2001 hing im Salzburger
Fansektor ein Transparent mit der Aufschrift „Wir fassen euch Linken“. Das Doppel-S in fassen war in SS-

Runen geschrieben. Nach Intervention von FC Tirol-Fans bei der Polizei wurde das nazistische Transparent abgehängt
(Beobachtung: FC Tirol Fanclub Verrückte Köpfe). 
Im Fansektor von Sturm Graz beim ÖFB-Cupspiel Sturm Graz gegen Austria Wien (4:2) am 3. April 2001 war während
des ganzes Spiel ein großes Transparent „Sturm gegen Rechts“ sichtbar (vgl. ORF TV Bericht am darauffolgenden Tag). 

Nachdem Sturm Graz das Meisterschaftsspiel gegen FC Tirol am 19. Mai 2001 in Innsbruck verloren hat, sagte
der Sturm-Präsident Hannes Kartnig über den Sturm-Spieler und iranischen Internationalen, Merdad

Minavand, mit Verweis auf seine Herkunft: „Er kommt weg. Wenn ein Perser, dann nur noch ein Teppich!“ (Quelle:
Kronenzeitung, 21. Mai 2001) 

In einem Interview für die Tageszeitung „Kurier” (5. 6. 2001) wurde Hannes Kartnig, Präsident von Sturm
Graz, gefragt ob es ein Fehler war, den ghanesischen Teamspieler Charles Amoah unter Vertrag zu nehmen,

da er nicht mit Sturm-Kapitän Ivica Vastic harmonieren würde. „Sturm Graz ist nicht der FC Vastic, jeder ist ersetz-
bar. Und es kommt auch gar nicht in Frage, dass sich die Spieler aussuchen, wer kommt und wer nicht. Weil wenn ich
nur auf die Herren Vastic, Kocijan und Co. hören würde, dann hätten wir in Graz bald einen FC Cevapcici ”. (Ivica Vastic
und Tomislav Kocijan sind beide österreichische Nationalspieler, die in Ex-Jugoslawien geboren sind). 

ÖFB Cupfinale FC Kärnten – FC Tirol, Wiener Ernst-Happel-Stadion: Der ORF Radiosender FM4 berichtet in
der Sendung „Gästezimmer“ vom 17. Juni 2001, von einem Vorfall nach dem Cupfinale: Eine Gruppe von FC

Kärnten-Anhänger sprachen in einem öffentlichen Verkehrsmittel darüber, welche Spieler in der nächsten Saison bei
FC Kärnten spielen sollten; dabei fällt der Satz „An Neger brauchen wir bei Kärnten nicht“.  

Beim Eröffnungsspiel der neuen Saison zwischen SK Rapid und Sturm Graz (3:1) im Wiener Hannapi-Stadion
am 11. Juli 2001 wurde der ghanaische Internationale in den Reihen von Sturm von Rapid-Anhängern mit

„Uh-Uh-Uh“-Rufen geschmäht. 
Nach den rassistischen Sprechchören gegen den früheren niederländischen Teamspieler Gaston Taument im
UEFA-Cup Match zwischen SK Rapid Wien und FK Partizan in Belgrad, war auch das Rückspiel am

27. September 2001 im Wiener Hanappi-Stadion von fremdenfeindlichen und homophoben Bekundungen beider
Fanblöcke geprägt. 
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Schon vor dem Anpfiff waren von der Rapid-Westtribüne die Sprechchöre „Zick, zack Zigeunerpack“ und „Wir sind
keine arschwarmen Jugos“ zu hören. Im Laufe der Begegnung wurde letzterer Sprechchor – mit Megaphon-support
- mehrere Male tausendfach angestimmt. Variationen davon bildeten „Jugo-Schweine“, „Jugos weg!“ und „Wer nicht
hüpft der ist ein Jugo“. In Internet-Fanforen wird überdies von mehreren Personen berichtet, dass eine kleine Gruppe
von Rapid-Fans sich an „Sieg Heil“-Rufen beteiligten. Aus dem Ostsektor der voll besetzten Tribüne der Partizan-
Anhänger kam es wiederholt zu UhUhUh-Schmähungen gegen Gaston Taument. 
Die Wiederkehr des offenen Rassismus auf der Westtribüne im Hanappi-Stadion steht im Widerspruch zu den
Aktivitäten des Vereins und einflussreicher Rapid-Fanclubs in der vergangene Saison: Rapid organisierte im Herbst
2000 gemeinsam mit der Kampagne FairPlay ein „Spiel gegen Rassismus“; der Fanclub Ultra Rapid stellte im Juli ein
Team bei der Mondiali Antirazzisti in Monteccio bei Parma, einem großen Fanclubturnier gegen Rassismus. 

Während des Bundsligaspieles zwischen SK Rapid Wien und Austria Salzburg am 13.Oktober 2001 soll der
deutsche Rapid-Teamchef Lothar Matthäus den Salzburg-Spieler Maynor Suazo auf rassistische Weise

beschimpft haben. Die Tageszeitungen „Salzburger Nachrichten“ und „Der Standard“ berichteten in ihren
Montagsausgaben, dass nach dem Ausschluss (Foul an Gaston Taument) des honduranischen Nationalspielers Suazo
in der 72. Minute Matthäus wutentbrannt zur Outlinie gestürmt ist und - laut SV Salzburg Geschäftsführer Rudi Mirtl
-„Du schwarze Sau, du bringst meinen Spieler um“ sagte. 
Schiedsrichter Messner verbannte den Rapid Teamchef nach dem Tumult auf die Tribüne. In der Folge muss Matthäus
wegen „Nichtbefolgung einer Verbandsanordnung (Verlassen der Coaching-Zone etc.) 30.000 S berappen. Nicht
Gegenstand der Verhandlung war der angebliche Satz des Deutschen zum Salzburger Maynor Suazo (...). Im Bericht
von Schiedsrichter Stefan Messner war davon nichts vermerkt und Salzburgs Klubsekretär Rudi Mirtl, der ihn gehört
haben will, verzichtete (wie auch sein Klub) auf eine Anzeige.“ (Salzburger Nachrichten, 18.10.01)
Das Spiel war von Gehässigkeiten beider Anhängergruppen geprägt: Salzburg-Fans schossen ein Feuerwerk in den
Familien- und Kindersektor von Rapid und verletzten dabei einen 14-jährigen; Rapid-Fans versuchten mit
Wurfgegenständen, darunter auch ein Miniklappmesser, den Salzburg-Keeper Arzberger zu verletzten. Außerdem
waren wieder rassistische Urwaldlaute von der Westtribüne zu hören (gegen Suazo nach Foul an Taument). Ein apa-
Sportredakteur berichtete auch von Salzburger Affenlauten gegen Taument. 

Herr W. hat einige Artikel aus Tageszeitungen gesammelt und zusammengefasst und meint: „Bei der
Durchsicht etlicher Bundesländerzeitungen fallen immer wieder Berichte auf, versteckt in den

Lokalnachrichten, die meist eindeutig faschistischen Banden zuzuordnen sind. Im Folgenden eine kurze
Zusammenfassung, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Bei meiner Wortwahl orientiere ich mich absicht-
lich so nahe wie möglich an der betreffenden Zeitungsmeldung.“
(Tiroler Tageszeitung, 19.03.2001) Mit Naziparolen durch die Stadt
Mit Springerstiefeln und Bomberjacken bekleidet machten Mitte Februar sechs Jugendliche das Stadtzentrum von
Kitzbühel unsicher. Mit dabei ein Kassettenrecorder, auf dem sie eindeutig rassistische Lieder abspielten. Im
Jugendzentrum wäre es dann beinahe zum Eklat gekommen, weil die Nazi-Skinheads einen Jugoslawen beschimpf-
ten. Das Einschreiten von Betreuern konnte eine tätliche Auseinandersetzung gerade noch verhindern, die Gruppe zog
schließlich mit Naziparolen durch die Stadt. Aufgrund eines vertraulichen Hinweises konnten die sechs Jugendlichen
von der Gendarmerie ausgeforscht werden. Bei den Naziskins soll es sich um Jugendliche aus den Bezirken Kitzbühel
und Kufstein handeln.
(Neue Zeit,19.03.2001) Betrunkener randaliert in Grazer Ausländerheim
Ein offensichtlich Betrunkener war am Abend des 16. 3. 2001 im Heim am Eggenberger Gürtel aufgetaucht und
begann die anwesenden Bewohner zu beschimpfen und um sich zu schlagen. Ein herbeieilender Heimaufseher wurde
mit einem Faustschlag ins Gesicht bedacht. Schließlich wurde die Polizei gerufen und die Beamten konnten den Mann
überwältigen und in Haft nehmen. Im Gegensatz zu seinem lautstarken Auftritt im Ausländerheim zog es der 37-
jährige vor, bei der polizeilichen Einvernahme beharrlich zu schweigen.
(Vorarlberger Nachrichten, 26.03.2001) Türken gegen Skinhead
Die Zwischenfälle zwischen Nazi-Skinheads und Türken reißen nicht ab. In Bregenz wurde jetzt ein Glatzkopf das
Opfer von vier türkischen Jugendlichen. „Offensichtlich fühlten sich die türkischen Jugendlichen durch den Skin pro-
voziert", kommentiert ein Gendarm die tätliche Auseinandersetzung am Samstagabend in einer Bar in Bregenz. Der
Konflikt zwischen einem Türken und dem Skin eskalierte schließlich in eine Massenschlägerei im Stiegenhaus der Bar,
weil mehrere Gäste dem hilflosen Skin zu Hilfe kamen. Insgesamt wurden drei Personen verletzt.
(Neue Vorarlberger Tageszeitung, 24.03.2001) VP-Anfrage zu Integration

Die ÖVP-Landtagsabgeordneten Nußbaumer, Lingg, Sulzer und Schröckenfuchs werten die jüngsten
Auseinandersetzungen, an denen türkische Jugendliche beteiligt waren, als Indiz dafür, dass die Integration von
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Gastarbeitern in Vorarlberg noch nicht weit genug fortgeschritten ist. Nun wollen sie von Landesrat Erich Schwärzler
in einer Anfrage unter anderem wissen, wie viele Menschen in den vergangenen fünf Jahren die österreichische
Staatsbürgerschaft angenommen haben und welche Maßnahmen zur Integration der ausländischen
Wohnbevölkerung gesetzt wurden.
(Salzburger Nachrichten, 26.03.2001) Vandalenakt in Wolfurt
Parolen wie „Blut und Ehre", ein Hakenkreuz und Obszönitäten sprühten in der Nacht zum Samstag bisher unbe-
kannte Täter auf eine Wand des Veranstaltungszentrums „Cubus" in Wolfurt bei Bregenz.
(Salzburger Nachrichten, 26.03.2001) Rechte Gewalt in Ried im Innkreis
Eine Spur der Verwüstung zogen in der Nacht auf Sonntag zwei beschäftigungslose 17-jährige Burschen durch
Ried/Innkreis. Sie griffen mehrere Personen an und verletzten sie. Ein Autolenker wurde als „Judenschwein"
beschimpft und ins Gesicht geschlagen. Nach einer Schlägerei mit einem Türken zerlegten sie eine Plakatwand, zer-
trümmerten Auslagen und Fensterscheiben und beschädigten geparkte Autos. Bei ihrer Festnahme gingen sie auf die
Gendarmen mit Holzlatten los und schrieen Nazi-Parolen. 

Herr M. informiert uns, dass die Wochenzeitung „‘Zur Zeit‘ (…) antisemitische, xenophobe und homophobe“
Artikel publiziert und übermittelt uns Textbeispiele. Außerdem merkt er an, dass einige Firmen regelmäßig

großflächig in dieser Zeitung Werbeanzeigen schalten. Es ergehen Briefe an: Merkur, Kärntner Landesausstellung,
Land Steiermark, NÖ Landesregierung, Volksbank, Raiffeisen Bank, Pischinger Oblaten, in denen auf die eindeutig
rechtslastige, deutschnationale und homophobe Blattlinie hingewiesen wird und um Stellungnahme gebeten wird.
Keiner der Adressaten antwortet. 

Rassismus-Ermittlungen in Tirol: Kongolesischer Theologiestudent niedergestoßen und verletzt
Innsbruck - Ein Unfall mit Fahrerflucht könnte sich als rassistisch motivierte Gewalttat erweisen: Franklin M.,
Theologiestudent aus dem Kongo, wurde in der Nacht auf Samstag in Innsbruck von einem Pkw angefahren und erlitt
dabei unter anderem Verletzungen im Gesicht. Sie mussten in der Klinik genäht werden. M., der gemeinsam mit einem
ebenfalls schwarzafrikanischen Kollegen zu Fuß unterwegs war, erklärt, dass das mit zwei Männern und einer Frau
besetzte Auto zunächst im Schritttempo neben ihnen beiden hergefahren war. Dabei seien sie immer weiter zur Seite
gedrängt worden, ehe ihn das Auto von hinten angefahren habe und dann davongefahren sei. M. geht davon aus,
dass ihn der Lenker vorsätzlich gerammt hat und kann sich dies nur aufgrund seiner Hautfarbe erklären, da ihm die
Personen im Wagen nicht bekannt seien. Walter Pupp von der Innsbrucker Kripo erklärt, dass aufgrund von M.s
Aussage nun ein möglicher fremdenfeindlicher Hintergrund untersucht würde. Zunächst war der Vorfall nur von der
Verkehrspolizei aufgenommen worden. Franklin M. ist einer von 54 Studierenden des Internationalen Priesterseminars
Canisianum und studiert seit 1997 in Innsbruck. Am 23. November soll er zum Diakon geweiht werden und dann in
seine Heimat zurückkehren. Hans Tschiggerl, der Regens des Priesterseminars, erzählt, der Vorfall habe große
Betroffenheit ausgelöst. In der Vergangenheit hätten afrikanische Bewohner des Hauses gelegentlich von
Beschimpfungen erzählt, körperliche Attacken seien ihm neu. Uni-Rektor Hans Moser zeigte sich in einer ersten
Reaktion von dem Vorfall und insbesondere dessen Brutalität „zutiefst schockiert". 
(Quelle: DER STANDARD, Print- Ausgabe, 14.11.2001, ©2001 www.derStandard.at) 
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Wir entdecken, dass die Supermarktkette „Merkur“ wieder ein „Rieder Neger“ genanntes Produkt der oberö-
sterreichischen Brauerei Rieder anbietet. Beschwerdebriefe ergehen an die Brauerei, Medien werden ver-

ständigt, die auch darüber berichten. Es entsteht eine e-mail-Protestaktion, aufgrund derer das Produkt eingestellt wird.
Frau E. und Frau O. berichten von zwei verschiedenen Eissalons, einem in Wien und einem im Burgenland,
die ihre Eiskreationen mit Namen wie „Eisneger" bzw. „Negertüte“ anbieten. Beide Damen sind entsetzt,

insbesondere Frau O., deren Kinder afrikanische Wurzeln haben. 
Herr S. spielt gerne das Computerspiel „Counter Strike“. Das, wie er meint, zugegebenermaßen eher gewalt-
tätige Spiel wird auf cirka 3000-5000 Servern online im Internet gespielt. Ohne es zu wollen oder zu

wissen gerät Herr S. auf eine rassistische Seite, auf der nur „white people“ gestattet sind. Ausgeschlossen sind „nigga,
franzosen, spanier“....und die Seite beinhaltet auch faschistische Symbole. Herr S. möchte wissen, ob und was er tun
kann. Da sich die Provider in den USA befinden, können wir leider nichts dagegen unternehmen.
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Expertenkommentar „Öffentlicher Raum“ 

Der öffentliche Raum und seine Probleme
Hakan Gürses 

Den Schauplatz bilden Parkanlagen, öffentliche Verkehrsmittel, Supermärkte oder abgelegene Straßen. Die Tat
besteht meistens im verbalen Attackieren, Anpöbeln oder tätlichen Angreifen. Die Opfer sind in der Regel Angehörige
von sicht- oder hörbaren Minderheiten. Der öffentliche Modus liegt oft im Wegschauen, Bagatellisieren oder
Umkehren des Opfer-Täter-Verhältnisses. Die Täter/innen sind gewöhnlich sicht- und hörbare Menschen wie du und
ich – unsichtbare Mittäterin ist aber die Öffentlichkeit.
Der amerikanische Philosoph John Dewey schrieb bereits im Jahr 1927: „(...) Das Wesen der Folgen, welche eine
Öffentlichkeit ins Leben rufen, liegt in der Tatsache, dass sie über die direkt mit ihrer Hervorbringung Befassten
hinausreichen."*  In diesem Satz wird meines Erachtens auch der Kern dessen angesprochen, was wir als „Rassismus
im öffentlichen Raum" bezeichnen. Ich möchte dies in einigen Schritten erläutern.
1. Die Idee eines öffentlichen Raums gründet auf dem staatlichen Anspruch, neutral zu sein – neutral im Sinne von:
nicht bloß den Interessen einer bestimmten ethnischen, religiösen, geschlechtlichen oder sozialen Gruppe zu dienen,
sondern prinzipiell allen Mitgliedern der Gesellschaft zur Verfügung zu stehen. Diese "Farbenblindheit" gegenüber
den Differenzen zwischen Personen und Gruppen zielt auf die Vermeidung von Diskriminierung (und Rassismus) im
öffentlichen Bereich hin.
2. Aber gerade aufgrund dieser Indifferenz gegenüber den Differenzen ist der öffentliche Raum zugleich ein Ort der
systematischen Diskriminierung und des strukturellen Rassismus. Zunächst wegen der Fragen: Wer sind die
Mitglieder der Gesellschaft, und nach welchen Kriterien wird man dazu? Dann wegen einer Unmöglichkeit: Kein Ort
kann gemäß aller Bedürfnisse und Eigenheiten von Individuen gestaltet werden, so dass er allen Differenzen gerecht
würde. Daher orientiert sich der öffentliche Raum an einem „Durchschnitt", an einer Norm, die allerdings Eigenheiten
und Bedürfnissen einer bestimmten Gruppe angepasst ist und bestimmte Gruppen benachteiligt oder ausschließt.
3. Diese Norm wird teilweise im öffentlichen Raum selbst sichtbar: etwa an nicht behindertengerecht gestalteten
Gebäuden. Zum Großteil wird aber die Norm, an der sich der öffentliche Raum orientiert, als Meinung und
Selbstwahrnehmung der Öffentlichkeit sicht- und hörbar, damit auch entlang der „Nicht-Norm" und den
Ausgeschlossenen.
4. Durch diese Norm-Setzung wird der öffentliche Raum entweder selbst zum systematischen Ort der Diskriminierung
und Rassismus oder zum bevorzugten Schauplatz diskriminierender und rassistischer Handlungen. Denn jede
Abweichung von der Norm wird als eine „öffentliche Abweichung" gesehen und im öffentlichen Raum „geahndet".
Auch und vor allem von "Privatpersonen". Durch den Verweis auf diese „Privatheit" rassistischer Übergriffe versucht
auch die Öffentlichkeit, den Rassismus zu bagatellisieren.
5. Doch kann es auch „private Orte" des Rassismus geben? Ist etwa die rassistische Behandlung einer Afrikanerin am
Arbeitsplatz oder im Wohnbereich „privat"? Wiewohl in rechtlicher Perspektive eine solche Unterscheidung zwischen
Privat und Öffentlich getroffen werden mag – auch das Private ist politisch. Und der Rassismus ist eine vor allem
politische Praxis. Daher wird jeder Ort, wo rassistische Praxis stattfindet, politisch gesehen zum öffentlichen Raum.
Eine rassistische Tat ist immer öffentlich, weil – wenn wir John Deweys1 Worte wiederholen – ihre Folgen über die
direkt mit ihrer Hervorbringung Befassten hinausreichen. Der strukturelle Rassismus, der auf die Unmöglichkeit der
vermeintlichen „Farbenblindheit des Öffentlichen" und auf das Gebot der Mitgliedschaft zurückgeht, scheint ein in
diesem System des Öffentlichen unlösbares Problem zu sein. Aber die Öffentlichkeit kann auch beim Wort genom-
men werden: Wenn sie ihrem selbst auferlegten Grundsatz folgt und auf die „ereignishaften", konkreten Formen des
Rassismus (wie sie in diesem Bericht exemplarisch vorliegen) reagiert, kann sie zumindest ihre eigene „Mittäterschaft"
daran verhindern. Dazu bedarf es allerdings – noch vor der Zivilcourage einzelner Personen – eines brauchbaren
rechtlichen Instrumentariums. 

Dr. Hakan Gürses ist Lehrbeauftragter an den Universitäten Wien und Graz und Chefredakteur der
Zeitschrift „STIMME von und für Minderheiten".
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Arbeit 

Zu einem nach Österreich geflüchteten
Mann, der bereits ausgebildeter Elektriker

ist und eine Fortbildung machen möchte, sagte eine
Sozialarbeiterin: Denken sie nicht einmal an die
Möglichkeit einer Ausbildung, gehen sie gefälligst
arbeiten! 

Frau A. ruft b“ei ZARA an und liest einen
widerlichen „Brief vor, den ein Bekannter

am Arbeitsplatz bekommen hat. Der Bekannte
kommt aus der Türkei und ist seit 15 Jahren öster-
reichischer Staatsbürger. Das gefälschte „Formular“,
siehe Faksimile, hat ihm ein Arbeitskollege auf den
Tisch gelegt hat. Der Betroffene ist 55 Jahre alt und
möchte aus Angst, seinen Job zu verlieren, nichts
dagegen tun. Frau A. will dies aber jedenfalls dokumentiert haben und ist sehr empört über die Art und Weise, wie
in Österreich mit nicht-gebürtigen Österreichern umgegangen wird. 

Frau J. hilft Migrantinnen bei der Jobsuche. Sie ruft bei der Initiative katholischer Christen, Verein Soteria,
an, um sich über eine inserierte Stelle für eine Bedienerin zu erkundigen. Für Ausländerinnen gilt der Zusatz

„Deutsch- und Englischkenntnisse in Wort und Schrift und einen Führerschein“. Als sie die Projektleiterin Frau D. fragt,
für welchen Zweck eine Putzfrau diese Kenntnisse haben muss und sie zu bedenken gibt, dass auch Österreicherinnen
nicht immer diese Qualifikationen besitzen, gibt ihr Frau D. zur Antwort: „Wollen sie mir vielleicht wieder so eine
Behinderte schicken?" Frau J. ist empört und fragt, wie das gemeint sein soll. Frau D. antwortet: „Bei dem
Ausländerpack, da wird einem ja alles mögliche geschickt". Als Frau J. ihre Erschütterung kundtut sagt Frau D. zu ihr:
„Wissen‘s was, Sie sind eine blöde Kuh!" und legt auf. 

Herr H. meldet, dass er während der Probezeit gemobbt wurde. Immer wieder hätten MitarbeiterInnen
gesagt, dass „zu viele Ausländer da seien“ oder dass Herr H. eine „andere Mentalität habe“ und dergleichen.

Sein Vertrag wurde jedenfalls nicht verlängert und er meint, dass dies damit zu tun habe. Es ist nach seinen
Erzählungen offensichtlich, dass Herr H. gemobbt wurde. Er möchte seinen Job gerne zurück, wir raten ihm, seine
Energie in die Suche einer neuen Stelle zu stecken, da Mobbingsituationen nur schwer erträglich und änderbar sind. 

Frau K. ist Lehrende an der Universität. Von einer Studentin wird sie per email darüber informiert, dass eine
andere Studentin beleidigende und rassistische Bemerkungen über sie verschickt. Frau K. ist die einzige

Lehrende mit dunkler Hautfarbe an ihrem Institut, ihre Versuche, vom Dekanat und vom Rektor Unterstützung zu
erhalten, schlugen bis dato fehl. Wir intervenieren und schließlich erfolgt ein äußerst strenges Schreiben des Rektors
an die Studentin, in dem eine Entschuldigung verlangt und der drohende mögliche Ausschluss von der Universität in
Aussicht gestellt wird. 

Anmerkung von ZARA: seit Dezember 2001 gibt es die „DiDo“ - Diskriminierungsdokumentation - der Universität
Wien, siehe http://www.oeh.univie.ac.at/ 

Das JUBIZ - Jugendbildungszentrum Wien – meldet uns, dass seine Sozialarbeiterin auf eine
Stellenausschreibung der Tapezierfirma R. hin mit dem Firmeninhaber telefoniert. Herr R. zeigt sich zunächst

interessiert und meint, der Jugendliche solle zu einem Vorstellungsgespräch vorbeikommen. Als die Sozialarbeiterin
erwähnt, dass der Jugendliche noch nicht perfekt Deutsch spricht, antwortet Herr R.: „Den brauch` ma net" und legte
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ohne weiteren Kommentar oder eine Verabschiedung den Hörer auf. Der Vorfall wurde dem AMS gemeldet und dort
vermerkt. Wie sich herausstellt, ist dies nicht der erste derartige Vorfall bei dieser Firma. 

Frau S., die aus dem ehemaligen Jugoslawien kommt, ist Chemikerin in einem Labor und wird dort (teilweise
rassistisch) gemobbt. Der Hausbesitzer des Hauses indem das Labor ist gesellt sich in den Mittagspausen zu

ihnen (warum ist unklar) und ist in seinem Verhalten unangenehm zu ihr. Es gibt Diskussionen zu irgendwelchen
Themen, die aber fremdenfeindliche Kommentare beinhalten. Inzwischen geht sie alleine in den Park, um ihre Jause
zu essen. Da das rassistische Element nur eine „Nebensache" in der ganzen Mobbinggeschichte ist, leiten wir sie an
die Rechtsberatung der Arbeiterkammer weiter, die mit einer Mobbingstelle in Kontakt ist. 

Herr S. (österreichischer Staatsbürger mit arabischen Vorfahren) berichtet uns von Mobbing an seinem
Arbeitsplatz (eine amerikanische Firma im Bereich Kredit- und Mahnwesen) und einer (fast erzwungenen)

einvernehmlichen Auflösung des Arbeitsverhältnisses im Juli dieses Jahres. Zunächst wurde er von seinen KollegInnen
freundlich behandelt, die Stimmung schlug jedoch nach kurzer Zeit um (er wird nicht mehr gegrüßt etc.). Auch die
Gespräche mit Vorgesetzten, die ihm bei der Einstellung noch als jederzeit offen für Gespräche beschrieben wurden,
waren letztlich nachteilig für ihn, da ihm vorgeworfen wurde, dass er kein „teamplayer" sei und dass er durch seine
Beschwerden das Betriebsklima störe. Schließlich wurde ihm nahegelegt, einer einvernehmlichen Auflösung des
Arbeitsverhältnisses zuzustimmen. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses fürchtet Herr S. nun, dass sein ehema-
liger Arbeitgeber auf inoffiziellem Weg einem neuen etwaigen Arbeitgeber Informationen weitergeben könnte, die
ihn bei diesem in Misskredit bringen könnten. Es gibt jedoch keine Möglichkeit, präventiv Schritte gegen diese vom
Klienten befürchteten Aktivitäten zu unternehmen.  

Herr A. bewirbt sich im November 2001 per e-mail bei einer IT-Firma um einen ausgeschriebenen Job. Als
Antwort bekommt er sein Bewerbungsschreiben inklusive Lebenslauf, versehen mit dem Satz „fuck off crazy

moslem got to afghanistan and die" (sic!) zurück. Als wir Herrn A. beraten ist er enttäuscht, dass man weder straf-
noch zivilrechtlich dagegen vorgehen kann. Wir schlagen vor, dass wir der Firma einen Brief schreiben, dies will Herr
A. jedoch ohne rechtliche Rückendeckung nicht machen.
Etwas später bewirbt sich ein ZARA-Teammitglied mit Hilfe einer erfundenen Identität inklusive komplettem
Lebenslauf etc. – wir erhalten jedoch eine normal freundlich formulierte Absage. 

Ein Herr aus Polen berichtet, dass er in einer Firma für Elektroinstallationen arbeitet. Obwohl die Polen, die dort
arbeiten, besser ausgebildet sind, mehr Erfahrung haben und schon seit Jahren bei der Firma arbeiten, gibt

es für sie keine Aufstiegsmöglichkeiten. Ihre Vorarbeiter sind 18 Jahre junge gebürtige Österreicher.  
Wiederholt gehen Berichte ein, dass muslimische Kollegen mit „Na, was habt ihr da wieder angestellt?“
angesprochen werden. Vornamen wie „Ossama“ oder „Jihad“ bieten Anlass zumindest für spitze

Bemerkungen. Ein Mitarbeiter eines Elektrofachgeschäfts gibt an, dass sich potentielle Kunden, die schon bei ihm
einen Kauf tätigen wollten, mit einer Ausrede zurückzogen, sobald sie seinen Vornamen hörten.
Noch ist es zu früh, die Auswirkungen bei Neueinstellungen zu beobachten. Doch sind sich Muslime auf
Arbeitsplatzsuche gewahr, dass ihre Religionszugehörigkeit oder Herkunft dabei erschwerend sein könnten. Indizien
dafür gibt es vor allem aus den Bereichen wie Verkehr (insbesondere Flugverkehr) oder allgemein Berufen mit star-
kem Kundenbezug, wie zum Beispiel in der Gastronomie oder im Verkauf. 

Der Kameruner Betrand Ngandjui, damals Stürmer beim Regionalligisten ASK Kottingbrunn, früher bei VSE
St. Pölten und Sportclub berichtet bei der FairPlay-Videopräsentation am 23. 9. 2001 im Wiener Chelsea:

„Gegenspieler beschimpfen mich und sagen dann so blöde Sachen wie „Scheiß Neger". Meine Mitspieler sagen dann
nur ich soll mich nicht aufregen, aber die Gegenspieler machen trotzdem weiter. Ich bekomme vom Verein leider
keine Unterstützung. Rassismus ist einfach kein Thema, es gibt in Kottingbrunn kein Bewusstsein dafür."

IMÖ 
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Polizei  

Frau M., österreichische Staatsbürgerin, erzählt, dass ihr Schwiegersohn aus Nigeria kommt. Als sie mit ihm
im ersten Wiener Gemeindebezirk auf dem Weg in ein Buchgeschäft ist, kommen sie an einem Polizisten

vorbei, der „sich vor ihm aufbaut" und sagt: „Von dir krieg ich jetzt einmal einen Ausweis". Frau M ist wütend und
weist sich sofort aus und den Polizisten darauf hin, dass er ihren Schwiegersohn nicht zu duzen habe. Der Polizist
habe daraufhin verunsichert gewirkt und gemeint, dass er ja nicht gewusst habe, dass das ihr Schwiegersohn sei. Frau
M verlangt seine Dienstnummer und eine Entschuldigung, was dann auch - zähneknirschend - erfolgt. 

Herr K. und seine Familie sind Österreicher indischer Herkunft bzw. indische Staatsbürger mit rechtmäßigem
Aufenthaltsstatus. Bei einem Ausflug mit dem Auto werden er und seine drei Kinder von einer Polizeistreife

angehalten und mit Waffen im Anschlag umstellt. Aufgrund eines anonymen Anrufes bei der Polizei bestand der
Verdacht: illegaler Aufenthalt in Österreich. Siehe Zeitungsberichte. 
ZARA bringt eine Maßnahmen- und Richtlinienbeschwerde beim UVS (Unabhängiger Verwaltungssenat) ein, der wird
stattgegeben wird. Die daran angeknüpften Schadensersatzforderungen ersetzen Herrn K. die Reparaturkosten für
sein stark beschädigtes Auto. Einige Monate später droht Herrn K. der Verlust seines Arbeitsplatzes, da er wegen der
durch die Polizeibeamten zugefügten Verletzungen vermehrt in Krankenstand gehen musste. Aufgrund der
Intervention von ZARA beim zuständigen Betriebsrat kann ein weiteres Unglück für die Familie abgewendet werden
und Herr K. kann seinen Arbeitsplatz behalten.
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Herr und Frau M. sind anerkannte Konventionsflüchtlinge aus Somalia und leben seit nun ca. 6 Jahren in
Österreich. Frau M. erzählt, dass ihr Mann in letzter Zeit wiederholt ausweiskontrolliert und dabei meist

höflich behandelt worden war. Am X. X. 2001 jedoch wurde er als einziger unter vielen in der U-Bahnstation
Gumpendorferstraße nach dem Ausweis gefragt. Dieser Aufforderung kommt er durch Aushändigung seines
Ausweises (Lichtbildausweis für Fremde) nach. Die beiden Polizisten fordern ihn daraufhin auf, sich in einer Ecke aus-
zuziehen. Als Herr M. nach dem Grund fragt, antworten sie, dass sie nach dem Gesetz handeln würden. Herr M. muss
Jacke, Hemd, Hose und Schuhe ausziehen. Er beginnt zu schimpfen, worauf er zu hören bekommt, dass er, wenn er
nicht höflich sei, „zurück nach Hause" müsse. Die gesamte Amtshandlung dauert ca. 1 Stunde. Frau M. ist empört und
will etwas dagegen machen. Als wir dem Ehepaar M. die Rahmenbedingungen ihrer Beschwerdemöglichkeiten
(Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerde) erklären, entscheiden sie sich aber dagegen, weil sie Angst vor negativen
Folgen haben. 

Der Verein Gemeinsam gegen Rassismus berichtet aus Wien, dass ein afrikanisches Lokal zum sechsten Mal
seit seines knapp einjährigen Bestehens von einem Großaufgebot der Polizei (ca. 30 BeamtInnen) mit gezo-

genen Waffen gestürmt worden sei: Laut richterlichem Hausdurchsuchungsbefehl habe sich diese Razzia auf die
„Auffindung und Beschlagnahme" von Suchtgiften und Unterlagen über Suchtgifthandel beschränkt. Nachdem die
Polizei in das kleine Lokal eingedrungen war, mussten die Anwesenden mit erhobenen Händen ausharren, bis die
Amtshandlung vorbei war, was nach ca. 3,5 Stunden der Fall war. „JedeR einzelne der ca. 15 GästInnen musste sich,
ebenso wie die zwei Angestellten, ständig mit vorgehaltener Waffe bedroht, nach der Ausweiskontrolle mit beiden
Händen an die Wand stellen und eine Perlustrierung über sich ergehen lassen. Die Köchin, die Kellnerin und minde-

stens vier GästInnen mussten sich außerdem in der Küche vollständig
entkleiden und einer Leibesvisitation unterziehen." Nachdem selbst
mit Suchhunden im ganzen Lokal - wie auch bei früheren Kontrollen
- nicht die geringste Menge Suchtgift gefunden werden konnte, über-
prüften die BeamtInnen noch die Visa und die Meldezettel der anwe-
senden AusländerInnen und den Gewerbeschein des Restaurants.
Schließlich wurden vier GästInnen und die Kellnerin wegen angebli-
cher Unregelmäßigkeiten ihrer Papiere mit den Händen am Rücken
gefesselt abgeführt. Die Kellnerin wurde - obwohl sich ihre Papiere als
völlig korrekt erwiesen - erst am nächsten Tag entlassen. 

Frau Q. berichtet, dass ihr Sohn einen Übergriff auf einen
Schwarzen durch die Polizei beobachtet hat: Am

Ostersonntag war der Sohn im Park Basketball spielen. Plötzlich kamen
Polizisten und wollten einen Schwarzen, der außerhalb des
Basketballplatzes stand, festnehmen. Im Anschluss daran war ihr Sohn

Zeuge, als der Mann brutalst von den Polizisten zusammengeschlagen wurde, was die zahlreichen Beobachter äußerst
kritisch wahrnahmen: auf der Straße veranstalteten Autofahrer ein Hupkonzert. 4 Streifenwagen waren beteiligt, der
beamtshandelte Mann wurde abtransportiert. G. sah das Gesicht des Betroffenen, der sichtlich vor Schmerzen wein-
te. Trotz mehrfacher Intervention bei dem vermeintlich zuständigen Kommissariat können wir nicht mehr über die-
sen Vorfall in Erfahrung bringen. 

Herr und Frau S. sind gemeinsam mit dem Schwager und einem Freund in Oberösterreich unterwegs. Sie
haben einiges getrunken und es entsteht auf der Straße ein Streit zwischen ihnen, wer mit dem Auto fah-

ren soll. Schließlich gehen Herr und Frau S. zu Fuß. Wegen des Streites, der ca. 10 Minuten lang lautstark geführt
worden war, hatte eine Anrainerin die Polizei angerufen. Das auf der Straße gehende Ehepaar S. wird von einer
Polizeistreife angehalten und befragt, ob sie den angezeigten Lärm verursacht hätten, was sie bejahen. Die Polizisten
steigen aus und verlangen ihre Ausweise. Frau S. ist rumänische Staatsbürgerin, hat allerdings ihren Ausweis nicht
mit, sondern ca. 10 km entfernt daheim, weshalb die Polizisten meinen, sie müsse zwecks Identitätsfeststellung mit-
kommen. Frau S. sagt, dass sie nicht alleine, sondern nur mit ihrem Mann fahren wolle, was von den Polizisten abge-
lehnt wird. Als Frau S. bereits halb ins Polizeiauto manövriert worden ist, äußert sie abermals den Wunsch, von ihrem
Mann begleitet zu werden. Plötzlich schlägt ihr einer der beiden Polizisten in Kniehöhe auf das Bein. Frau S. hat sich
lediglich verbal nicht gewehrt und zieht das Bein ein, die Türe wird zugeschlagen. Im Auto sagen die Polizisten dann
der Frau, dass man solche Leute wie sie in Österreich nicht brauche, und dass sie gleich mit dem nächsten Zug nach
Hause geschickt wurde und außerdem meinte ein Polizist noch, wenn sie vernünftig sei, dann werde er ihr nicht weh
tun. Inzwischen geht Herr S. zu Fuß nach Hause, holt den Pass seiner Frau und geht wieder zu Fuß zur
Polizeiwachstube. Als er ankommt, steht seine mittlerweile entlassene Frau vor der Wachstube. Herr S. will, da er so

GggR
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lange unterwegs war, den Ausweis auch herzeigen: Die Polizisten meinen, es sei alles erledigt, worauf Herr S. ent-
gegnet, dass er sich nicht verarschen lasse und die Polizisten sich den Ausweis ansehen sollten, da er eine Stunde
unterwegs war um diesen zu holen. Der ältere Polizist nimmt den Pass und geht damit in ein anderes Zimmer. Herr
S. folgt ihm, wird jedoch unfreundlich angewiesen, draußen zu warten. Herr S. möchte wissen, was mit dem Pass
passiert und besteht darauf, dass er sieht, was getan wird. Der Polizist wird wütend und schlägt ihn mehrmals mit der
Zimmertüre. Herr S. muss wegen seines blau angelaufenen Fußes ins Krankenhaus und ist einige Zeit im
Krankenstand. Als später von Bekannten nach den Dienstnummern der Polizisten gefragt wird, werden diese nicht
genannt. Wir bereiten eine Beschwerde vor, die jedoch letztlich aufgrund der Bedenken von Herrn S. hinsichtlich
möglicher Konsequenzen nicht abgeschickt wird.

Herr S. ist Österreicher nigerianischer Herkunft und wird am X. X. 2001 am Praterstern in Wien von der
Polizei aufgehalten und aufgefordert, auf das Kommissariat mitzukommen. Auf die Frage nach dem Grund

für die Amtshandlung bekommt er keine Antwort. In der Wachstube wird er mit der Begründung „SPG § 53" foto-
grafiert und dann nach seinem Ausweis gefragt. Herr S. hat mittlerweile seine Frau angerufen und gebeten, zu kom-
men. Er sagt zu den Polizisten, dass er nicht gehen würde bis man ihm einen plausiblen Grund nenne, weshalb man
ihn fotografiert hätte und dass er wissen wolle, was mit den Fotos passieren würde. Die Polizisten weisen ihn an, die
Wachstube zu verlassen. Als er sich weigert und sagt, er wolle warten, bis man seiner Frau alles erklärt habe, beför-
dern die Polizisten ihn gewaltsam hinaus. Als seine Frau eintrifft, teilt man ihr mit, „alle Schwarzen fotografieren zu
müssen, da ja alle Drogendealer" seien. Herr S. ist empört.

Vorgeschichte: Herr E. wurde im Jahr 1996 in einer U-Bahnstation von Polizisten perlustriert und es wurde
eine Tablette bei ihm gefunden. Es handelte sich um eine Tablette, die Herr E. vom Arzt der Caritas, in deren

Heim er zu dieser Zeit wohnte, bekommen hatte. Er wurde damals zur Polizei gebracht und musste die Nacht am
Kommissariat verbringen. Am nächsten Tag wurde er vor einen - wie er meint - Richter gebracht, wo er die Erklärung
für die einzelne Tablette wiederholte. Der „Richter“ meinte, man werde die Tablette untersuchen lassen. Der Arzt der
Caritas schickte daraufhin ein Schreiben, in dem er bestätigte, dass Herr E. die Tablette von ihm bekommen hatte.
Herr E. erhielt danach noch ein Schreiben, dass die Tabletten untersucht werden würden - seit damals hat er nichts
mehr von der Sache gehört.

Am X. X. 2001 ist Herr E. beim AMS-Schnuppertag am Messegelände und wird, als er das Messegelände ver-
lassen möchte, von 4 PolizistInnen aufgehalten und nach seinem Ausweis gefragt. Herr E. ist seit dem

Vorjahr österreichischer Staatsbürger und zeigt den BeamtInnen seinen Personalausweis. Die BeamtInnen glauben
ihm nicht und nehmen ihn mit auf das Kommissariat, wo sie seinen Ausweis kopieren, ihn fotografieren und sich seine
Mobiltelefonnummer notieren. Dann weisen sie ihn darauf hin, dass er in Zukunft die Pratergegend nicht betreten
sollte, worauf Herr E. sagt, dass er hierher kommen werde, wenn er hier etwas zu erledigen habe. Die Polizisten sagen,
dass er gewarnt worden sei. Herr E. ist noch anwesend, als die Polizisten im Computer eine Eintragung wegen die
Geschichte mit der Tablette finden und seine neuen Daten und das Foto damit verknüpfen. Er ist darüber sehr beun-
ruhigt und fürchtet bei künftigen Kontrollen wegen dieser Eintragung aus dem Jahr 1996 Probleme zu bekommen.
Wir vereinbaren die Löschung dieser Daten zu beantragen. Einige Wochen später erhält Herr E. ein Schreiben, in dem
er darüber informiert wird, dass jene erkennungsdienstlichen Daten gelöscht wurden. 

Frau R. ist Chilenin und anerkannter Konventionsflüchtling. Als sie eine Auseinandersetzung mit ihrem
Lebensgefährten, Herrn B., hat, verständigt sie die Polizei, damit diese ihn der Wohnung verweise. Es kom-

men drei Polizisten und befragen die Anwesenden (Frau R., ihren Sohn und ihren Lebensgefährten). Als Frau R. ihren
Konventionsreisepass zeigt, ist plötzlich der „legale oder illegale" Aufenthalt von Frau R. und ihrem Sohn Hauptthema
der Befragung und nicht die Wegweisung von Herrn B. Während der gesamten Amtshandlung waren die Polizisten
sehr höflich zu Herrn B, wogegen sie Frau R. genau prüften und ihr gegenüber sehr bestimmt auftraten. Frau R. erhielt
eine Straferkenntnis wegen Lärmerregung (1/1 WLSG) und Aggressivem Verhalten gegen Sicherheitswachebeamte (§
88 SPG). Wir helfen Frau R. bei der Berufung und vertreten sie vor dem UVS. Der im Verfahren bestrittene Vorwurf
nach § 88 SPG wird fallen gelassen. 

Frau K. berichtet von einer ihr eben zugestoßenen Geschichte: Sie wohnt im 18. Wiener Gemeindebezirk und
ist zu Fuß am Heimweg. Als sie in die Anton Frank Gasse kommt, wird sie von einem Polizisten, der die dort

ansässige Israelische Botschaft bewacht, aufgehalten. Die Gasse ist für Autos gesperrt, Fußgänger können jedoch
durchgehen. Der Polizist fragt sie nach ihrem Ausweis. Frau K. sagt, sie sei nicht sicher, ob sie einen mithabe, findet
aber zum Glück ihren EWR-Ausweis und gibt ihn dem Polizisten. Der verschwindet damit in sein Wachhäuschen und
telefoniert. Nachdem sie ihn drei Mal aufgefordert hat, ihr mitzuteilen, warum sie aufgehalten wurde, sagt der
Polizist, weil sie Ausländerin sei. Sie fragt wieder drei Mal nach, was das für ein Grund sei, er antwortet ihr: Ausländer
sind verdächtig und dies sei eine gefährdete Gegend. Er gibt ihr den Ausweis nicht zurück und erreicht schließlich
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seinen Kollegen und gibt ihre Daten durch, wobei er anmerkt, dass sie eine BV-Ausländerin sei. Währenddessen ruft
Frau K. mit ihrem Mobiltelefon ihren Ex-Mann an und erklärt ihm, was gerade passiert. Als der Polizist hört, was sie
ihrem Mann erzählt, ruft er ihr zu: „Yes you look out like a Palästinenser!". Frau K. bittet ihn um seine Dienstnummer
und er gibt ihr eine Karte mit der Nr. XXXX. Danach erhält sie ihren Ausweis zurück. Herr K. hat mittlerweile mit
Oberstleutnant X. gesprochen, der den Vorfall bedauert, aber hinzufügt, dass die Israelis eben streng seien und die
österreichischen Polizisten damit oft nicht umgehen könnten. Frau K. ist empört.

Frau A. meldet einen brutalen Polizeiübergriff auf ihren Neffen, Herrn A.: Herr A. wird auf der Straße von
einer fremden Frau nach Drogen gefragt - sie hätte schon seit einem Jahr bei ihm gekauft. Herr A. ist aber

erst seit drei Monaten in Österreich und es handelt sich sichtlich um eine Verwechslung. Ein Polizeiwagen bleibt ste-
hen und die Polizisten fordern Herrn A. ohne weitere Erklärung auf, ins Auto zu steigen. Er möchte seinen Vater anru-
fen - der ihm für den Fall allfälliger Probleme ein Mobiltelefon gegeben hat. Herr A. bekommt eine Ohrfeige und er
wird von den zwei Polizisten auf das Auto geworfen, geschlagen und gefesselt. Es kommt Verstärkung, alle treten auf
ihn ein, Herr A. verliert seinen oberen Schneidezahn, erleidet Abschürfungen und eine Platzwunde auf der Lippe. Er
wird ins Kommissariat gebracht, muss sich in der Zelle ausziehen und wird nach Drogen durchsucht. Polizisten durch-
suchen ohne seine Einwilligung auch seine Wohnung. Nach 3 Stunden - in denen die Polizisten festgestellt haben,
dass er Österreicher ist und keine Drogen besitzt - wird er aus dem Kommissariat entlassen. Herr A. kann vor
Schmerzen nicht gehen - ein Taxifahrer sieht ihn und bringt ihn ohne Fahrgebühr zu verlangen nach Hause. Wir
bringen auf Wunsch des Betroffenen und seiner Verwandten eine Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerde ein.
Aufgrund der Maßnahmenbeschwerde wird seitens des Beschwerdeoffiziers ein Klaglosstellungsgespräch vorgeschlagen.
Wir begleiten Herrn A. zu diesem Gespräch, das jedoch erfolglos endet. Neben unterschiedlicher Ansichten bezüglich
des Vorfalles besteht auch Uneinigkeit bezüglich des genauen Ortes und der Zeit des Geschehens. Wenige Tage
später erhalten wir vom UVS die Stellungnahme der BPD-Wien zum Vorfall übermittelt: Zu der (in der Beschwerde)
angegebenen Zeit am (in der Beschwerde) angegebenen Ort habe nach Auskunft der BPD Wien keine Amtshandlung
stattgefunden. Herr A. wird in der Folge weitere drei Male kontrolliert, sein psychischer Zustand verschlechtert sich,
er leidet unter Schlafstörungen und entschließt sich, Österreich zu verlassen. Wir erfahren durch seine Verwandten,
dass Herr A. nicht beabsichtigt, wieder nach Österreich zurückzukehren und sehen uns daher gezwungen, die
Beschwerde zurückzuziehen. Die Anzeige wegen Drogenbesitzes wird von der Staatsanwaltschaft am
Jugendgerichtshof aufgrund fehlender Beweise zurückgelegt. 

Wir erhalten unabhängig voneinander zwei ZeugInnenberichte über eine polizeiliche Amtshandlung im 10.
Wiener Gemeindebezirk. Bei der Amtshandlung gerät der Drogenspürhund außer Kontrolle, findet zwar

keinerlei Drogen, fällt jedoch zwei der drei von der Polizeistreife verdächtigten afrikanischen Personen mehrmals an
und verletzt sie an Bauch und Arm so ernsthaft, dass sie ins Krankenhaus gebracht werden müssen. Mehrere empörte
ZeugInnen rufen die Rettung und mischen sich ein. Letztendlich sind insgesamt 11 Polizeiwagen vor Ort - um drei
unbescholtene, verletzte Verdächtige zu beamtshandeln. 

Ein Mann, der anonym bleiben will, ruft bei ZARA an und sagt, er habe gerade von Herrn C. bei dessen
Verhaftung in der U-Bahnstation Ottakring dessen Daten erhalten und bittet uns um Hilfe. Wir rufen die

übermittelte Telefonnummer an und erreichen dort die Freundin von Herrn C., der über sein Mobiltelefon nicht
erreichbar ist. Bei der Recherche in den umliegenden Kommissariaten erfahren wir, dass Herr C. im Wilhelminenspital
sei. Seine Freundin fährt sofort hin und muss feststellen, dass Herr C. vorläufig verhaftet ist und geröntgt wird. In der
Nacht wird er schließlich freigelassen; man hat keine Drogen bei (und in) ihm gefunden. 

Frau H. berichtet: Ihr Freund, der französischer Staatsbürger ist, hat eine rüde Nacht im Kommissariat X ver-
bracht. Er ist geschlagen und rassistisch beschimpft worden. Der Grund: am nächtlichen Heimweg mit dem

Fahrrad gerieten sie in eine Polizeikontrolle. Ihr Freund hatte 1,6 Promille Alkohol im Blut und wurde daher von den
Polizisten mitgenommen. 

Herr A. stammt aus Kuba und trägt die Haare im „Afro-Style". Er lebt in Innsbruck, ist jedoch gerade bei
Freunden in Wien zu Besuch. Am X. X. 2001 geht er in Begleitung des Zeugen X. X. im ersten Wiener

Gemeindebezirk in der Nähe des Stephansplatzes, als ein ziviler Wagen bei ihm anhält dem 4 Männer entspringen,
von denen ihn einer sofort in einen „Würgegriff“ nimmt. Er wird auch gerempelt, wobei er mehrmals Schläge auf sein
Bein erhält, das nach einer komplizierten Operation erst im Heilungsprozess ist (ärztliche Bestätigung vorhanden). Er
bemerkt nicht gleich, dass es sich bei den Männern um Polizisten in Zivil handelt. Er wird nach seinem Ausweis
gefragt, der ihm erst vor kurzem gestohlen wurde. Nach einer Weile wird er beschuldigt, ein Auto gestohlen zu haben,
was er nicht hat. Es erfolgt eine Festnahme ohne Anlegen von Handfesseln. Er wird im Auto zu einem Ort gebracht,
den er „die Station" nennt, wo er erst einmal bis 8.00 Uhr morgens bleiben muss. Dann wird er unter Anlegen von
Handfesseln am Rücken zur Wohnung seiner Freunde gefahren, bei denen er in Wien wohnt. Dort werden seine
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Papiere eingesammelt, die Handfesseln abgenommen und er im Anschluss wieder auf die Station gebracht, wo er
unter Beiziehung eines Dolmetschers eine Niederschrift fabriziert und unterschreibt. Der Misshandlungsvorwurf
findet sich in dieser Niederschrift wieder. Um etwa 12.00 Uhr wird er aus dem Arrest entlassen.  

Vorgeschichte: Im Jahr 1999 war Herr B. Kleinunternehmer und Eigentümer einiger Lieferwägen. Als er
gemeinsam mit seiner Frau Sachen aus einem geparkten Wagen ausräumt, hält ein Einsatzfahrzeug an und

der Polizist herrscht ihn an: „Führerschein, oder du kriegst die Lampe auf den Kopf!" Als Herr B. den Polizisten dar-
auf hinweist, dass er gar nicht gefahren sei, wiederholt dieser lediglich: „Führerschein oder Lampe auf den Kopf!" Als
Herr B. darauf antwortet, dass er nicht gefahren sei und den Führerschein zu Hause hätte, ruft der Polizist
Verstärkung, die in Form von zwei weiteren Polizisten eintrifft. Herr B. wird auf das Wachzimmer X gebracht. RvI K.
sucht B.s Wohnung auf, und kommt nach einer dreiviertel Stunde zurück. Als ihn ein anderer Polizist fragt, was er so
lange in der Wohnung gemacht habe, fängt er an, Herrn B. als „Neger" und „Arschloch!" zu beschimpfen. Als Herr B.
sich darüber beschwert, fragt der Polizist: "Wie kann ein Neger vier Fahrzeuge in Österreich besitzen?!" Am nächsten
Tag geht Herr B. zum Bezirkspolizeikommissariat X , um sich über die Behandlung zu beschweren. Er legt den
Sachverhalt OR Dr. X. dar, der verspricht mit dem involvierten Polizisten zu sprechen. Herrn B. ist dieses Versprechen
aber nicht genug, und er sucht daher die Bundespolizeidirektion Wien auf um den Vorfall anzuzeigen. Der dienstha-
bende Polizist weigert sich allerdings, die Anzeige aufzunehmen. Dieser Vorfall stellte den Anfang einer permanenten
Abfolge von Ereignissen dar, die den Verdacht schikanösen Verhaltens rechtfertigen:
- Drei Tage nach diesem Vorfall wird Herr B. einer Fahrzeugkontrolle unterzogen. Der Polizist verhält sich korrekt. Er
fragt, ob er Herr B. sei und bittet ihn, auf das Wachzimmer mitzukommen. Dort telefoniert er mit RvI K., der eine
Kopie von B.s Führerscheins ordert, die auch gemacht wird.
- Eine Woche später wird Herr B.s Freund kontrolliert, als er eines von seiner Autos lenkt. Herr B. bekommt eine
Anzeige, weil er den Freund mit einem Führerschein aus Zaire sein Auto hat lenken lassen.
- Einige Zeit später verliert ein anderer Freund seinen Pass und Herr B. begleitet ihn auf das Wachzimmer X um eine
Verlustanzeige zu machen. Dort weist er sich aus, woraufhin die diensthabende Beamtin sofort RvI K. anruft. Nach
einem langen Telefonat und einer langen Wartezeit teilt die Beamtin den beiden mit, dass sie keine Verlustanzeige
machen könne, und fordert sie auf, das Wachzimmer zu verlassen. Herr B. und sein Freund fahren zum Wachzimmer
am Südbahnhof, wo die Verlustanzeige kein Problem ist.
- Herrn B.s 12-jähriger Sohn wird von RvI K. aufgehalten und mit den Worten „Du wirst schon noch sehen!" bedroht.
- Herr B. steckt am Neubaugürtel im Stau, als er an einem Streifenwagen vorbeirollt, in dem RvI K. sitzt. Als dieser B.
sieht, ruft er aus dem Fenster: „Herr B., diesen Führerschein brauchen wir!"
- Eine Woche später fährt B. gegen Mitternacht auf Parkplatzsuche im 11. Bezirk an RvI K. und einem zweiten
Polizisten, RvI P., vorbei, die sofort eine Fahrzeugkontrolle vornehmen. Herr B. sagt nur: "Herr K., ich hab schon
genug." Sein Führerschein befindet sich zu Hause, daher gehen sie gemeinsam zu Fuß zu seiner Wohnung. Herr. B.
sagt, der andere Polizist könne hereinkommen, aber K. müsse gehen. Beide Polizisten gehen. Zwei Wochen später
erhält Herr B. einen Brief vom Verkehrsamt, in dem er beschuldigt wird, er hätte laut in der Wohnung herumgebrüllt,
Bier getrunken und einen Alkotest verweigert. Es wurde im sowohl der Führerschein entzogen als auch eine Geldstrafe
über ihn verhängt. In dieser Sache schaltet Herr B. einen Rechtsanwalt ein, der eine Berufung verfasst. Zu der
Verhandlung wird Herr B. von seinem Freund gebracht, allerdings mit seinem eigenen Auto. Die beiden vereinbaren,
das Herr B. ihn anrufen würde sobald die Verhandlung beendet wäre und er ihn dann wieder abholen würde. Im
Verhandlungssaal erzählt RvI K. dem Richter, er hätte B. am Steuer seines Autos beobachtet, obwohl ihm die
Lenkerberechtigung entzogen worden sei und kündigt an, er werde Anzeige erstatten. Herr B. verneint die Frage des
Richters, ob er gefahren sei und bietet an, seinen Freund anzurufen, der das bestätigen könne. Der Richter will aber
nicht am Telefon mit ihm sprechen, er fragt die anwesenden Polizisten RvI K. und RvI P., ob diese warten könnten, bis
B.s Freund gekommen sei um ihn abzuholen. Sie stimmen zu. Nach Ende der Verhandlung ruft B. seinen Freund an
und bittet ihn, ihn abzuholen. Die beiden Polizisten gehen in ein nahegelegenes Lokal einen Kaffee trinken, Herr B.
geht kurz fort, um Geld abzuheben. Als er zurückkommt, sind die beiden aber bereits gegangen. Herr B. sucht nun
gemeinsam mit seinem Freund den Richter auf und erklärt ihm die Situation. Dieser sagt, es wäre alles in Ordnung,
B. könne gehen. Er begleitet Herrn B. und seinen Freund bis auf die Straße und beobachtet auch, wie die beiden
zusammen einsteigen und wegfahren, der Freund am Steuer und Herr B. am Beifahrersitz. Bezeugen können dies auch
die Beisitzerinnen der Verhandlung. Herr B. erhält in der Folge ein Straferkenntnis, in dem ihm das Lenken eines
Fahrzeuges ohne Lenkerberechtigung vorgeworfen wird. Gegen dieses Straferkenntnis verfasst er selbst eine
Berufung. Eine gesetzlich vogeschriebene Gelegenheit zur Rechtfertigung wird ihm erst nach der Zustellung dieses
Straferkenntnis eingeräumt. Wir schreiben eine Berufungsergänzung, in der die Aufhebung der Straferkenntnis nicht
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nur aus inhaltlichen Gründen, sondern auch aufgrund dieses Verfahrensfehlers beantragt wird. Das UVS Verfahren
vom X. X. 2001 endet mit einem negativen Berufungsbescheid. 

Herr B. ist pakistanischer Staatsbürger und lebt seit 10 Jahren in Österreich. Er hat bis zu diesem Vorfall noch
nie eine Verwaltungsstrafe bekommen oder mit der Polizei zu tun gehabt. Herr B. wird am X. X. 2001 von

einem Polizisten, der am gegenüberliegenden Gehsteig der Straße steht, angeschrieen und zwecks Ausweiskontrolle
angehalten (Herr B. ist offenbar  u.a. aufgrund seiner Hautfarbe und eines Cricket-Sporttrikots mit der Aufschrift
"Pakistan" als „Ausländer“ erkennbar.) Gleich zu Beginn der Amtshandlung wird Herr B. vom Polizisten beschimpft
und beleidigt („Sie sind ein Scheißausländer", „Terrorist"). Er fordert den Polizisten auf, in einem höflicheren, ruhigen
Ton zu sprechen und ihn zunächst einmal zu grüßen, worauf der Polizist noch unfreundlicher wird. Da Herr B. nur
einen Meldezettel aber keinen Reisepass bei sich hat, bietet er dem Polizisten an, diesen Ausweis aus seiner etwa 100
bis 150m weit entfernten Wohnung zu holen. Der Polizist lehnt dies ab und erklärt sinngemäß, dass er ihn festneh-
me, weil er keinen Ausweis habe. Es wird ihm weiters gedroht: dass die Polizei nun seine Adresse habe und er somit
ab nun keine ruhige Minute mehr haben würde, man werde für seine Ausweisung sorgen,... Herr B. wird nach einer
etwa 10-minütigen Amtshandlung, die auch von Passanten beobachtet wird, von einem Streifenwagen auf das näch-
ste Kommissariat mitgenommen. Es folgt nun eine Personenfeststellung am Kommissariat, die etwa 30 Minuten dau-
ert. In der Strafverfügung, die Herrn B. am X. X. 2001 zugestellt wird, scheinen nun insgesamt 5 Vergehen auf und es
wird eine hohe Strafe von 15.000,- verhängt, die aufgrund seiner finanziellen Lage für ihn existenzbedrohend ist. 

Am X. X. 2001 wird Familie M. um 2 Uhr nachts durch lautes Klopfen an der Haustüre geweckt. Nachdem
sich der späte Besuch mit „Aufmachen, Polizei!" gemeldet hat, öffnete Frau M. die Türe. 8-10 WEGA-Beamte

stehen mit Waffen im Anschlag im Stiegenhaus. Sie suchen die Täter eines kurz vorher begangenen Taxiraubes. Der
Taxifahrer hatte diese mit „dunkler Hautfarbe" beschrieben. Auf die Frage, wann das Ehepaar M., die den einzigen
afrikanisch klingenden Namen im Haus haben, nach Hause gekommen sei, antwortete Frau M., dass sie schon seit
14:30 Uhr zu Hause seien. Nach einer ergebnislosen Gegenüberstellung mit dem Taxifahrer (der Täter war jünger und
hellhäutiger und hatte eine weibliche Komplizin) und der Aufnahme ihrer Daten ziehen die Polizisten ohne
Entschuldigung ab.  

Am Montag den X. X. 2001 um 19:30 Uhr geht Herr S. in der Xxxxxxgasse in Wien nach einem Besuch bei
seinem Freund im Stiegenhaus hinunter. Am Fuß der Treppe wird er plötzlich von einem Schlag auf die linke

Gesichtshälfte überrascht, dem zwei weitere, einer von rechts und der andere mitten ins Gesicht, folgen. Daraufhin
wird Herr S. auf den Boden gedrückt und dort festgehalten und durchsucht. Herr S. kann nun erkennen, dass es sich
bei den Angreifern um etwa 8-10 Polizisten (in Zivil mit Polizeiweste, Pistolen im Anschlag) handelt. Auf seine. Frage,
warum er denn geschlagen und festgehalten würde, bekommt er keine Antwort. Er wird weiter auf die Nase geschla-
gen und es werden ihm Nase und Mund zugehalten. Schließlich lässt man ihn aufstehen. Es tropft Blut aus Nase und
Mund. Wieder fragt er, worum es denn eigentlich gehe. Man sagt ihm, dass er still sein und seinen Pass aushändigen
soll, was er sofort tut. Die Polizisten scheinen nun ein wenig überrascht, nicht die gewünschte Person vor sich zu
haben. Man lässt Herrn S. aber trotzdem nicht gehen, sondern zwingt ihn, mit den Polizisten in ein oberes Stockwerk
zu gehen, wo diese eine Tür eintreten und einen sich in der Wohnung befindlichen Schwarzen (Herrn S. unbekannt)
festnehmen und - unter Zuhilfenahme von Herrn S.‘s Fahrradlampe! - die Räume durchsuchen. Herr S. wir indes auf
einen Stuhl gesetzt und mit der Waffe bedroht. Nach 30 Minuten wird Herr S. nach seiner Adresse und
Telefonnummer gefragt, die er auch bereitwillig hergibt. Danach wird er von den Polizisten entlassen. Im Laufe der
Amtshandlung wurde Herr S. mehrmals als „Neger" und „Nigger" beschimpft, der aus dem „Dschungel" komme.
Nachdem Herr S. seine Frau verständigt hat, begibt er sich zur Wachstube in der Nähe seines Wohnortes, wo er
Anzeige erstatten will. Die Polizisten dort nehmen die Anzeige entgegen, meinen aber, dass er am nächsten Tag noch
zur Zentrale am Schottenring fahren solle. Dann rufen sie eine Ambulanz, die Herrn S. ins Lorenz-Böhler-
Unfallkrankenhaus bringt. Am nächsten Tag erstattet Herr S. nochmals Anzeige am Schottenring, wo ihm kein
Protokoll ausgehändigt wird, er jedoch von einem Polizeiarzt untersucht wird. Die Polizei meldet sich später noch ein-
mal mit einem dubiosen Anruf bei ihm, in dem behauptet wird, dass irgendein Mann in seiner Wohnung Unterschlupf
gefunden habe, was nicht stimmt. Herr S. versäumt den Termin für eine Beschwerde beim UVS. 

Die Delegation von AHDA, Association for Human Rights and Democracy in Africa, die vom Flughafen Wien-
Schwechat zur UN-Weltkonferenz gegen Rassismus abreisen will, wird aufgehalten, da von der sechsköpfi-

gen Gruppe die einzige nicht-hellhäutige Person bei der Passkontrolle genauestens befragt wird. Obwohl Herr I., der
nigerianischer Staatsbürger ist, eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis hat, die in seinem Pass vermerkt und dieser
sichtbar vor den Beamten aufgeschlagen liegt, muss der Mann Fragen über seine Deutschkenntnisse, über seinen
Aufenthaltszweck und seine Aufenthaltsdauer in Österreich beantworten. Genau die selbe Prozedur muss Herr I.
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bei der Rückkehr von der Konferenz über sich ergehen lassen, wobei er nach einiger Zeit die unfreundlichen Äuße-
rungen von Polizeiseite mit dem Verlangen nach der Dienstnummer des befragenden Beamten kontert, die er jedoch
nicht erhält. Besonders empört ist Herr I. darüber, dass zwei Mal hintereinander nur er als einziger Nicht-Weißer in
einer Reisegruppe aufgehalten und befragt wurde. 

Frau O. hat ihre Geldbörse verloren und geht daher auf der Straße, wo sie den Verlust bemerkt hat, auf und
ab und sucht danach. Plötzlich bleibt ein Auto stehen und ein Mann steigt aus, ein zweiter bleibt drinnen

sitzen. Er fragt Frau O., was sie da mache, sie erklärt ihm, sie suche ihre Geldbörse. Der Mann will, dass Frau O. in das
Auto einsteigt, was sie verständlicherweise verweigert. Sie sagt klar, dass sie nicht zu fremden Männern ins Auto steigen
würde. Der Mann forderte sie ein weiteres Mal auf, ins Auto zu steigen und als sie wieder verweigert, beginnt er, sie
an den Haaren zu ziehen und packt sie am Genick. Frau O. wehrt sich, da steigt der zweite Mann aus und legt ihr
Handschellen an. Zu diesen Zeitpunkt stehen bereits einige Passanten herum und beobachten die Szene. Ein junger
schwarzer Mann fragt die Männer, was los sei, da zeigen die beiden ihm ihre Polizeimarken. Bis zu diesen Zeitpunkt
war für Frau O. nicht klar, dass es sich um Polizisten handelt. Der junge Mann sagt ihr nun, sie solle einsteigen und
mit den Polizisten mitfahren, es werde ihr nichts passieren. Auf der Polizeistation X wird sie nach ihrem Namen
gefragt, den sie zuerst nicht angeben will. Daraufhin sagt ein Polizist zu ihr, dass sie wieder nach Nigeria geschickt
würde. Nachdem die Polizisten ihre Personalien aufgenommen haben, wird sie weggeschickt. Nun wird Frau O. in einer
polizeilichen Ladung illegale Prostitution vorgeworfen. Sie erhält ein Straferkenntnis, wogegen wir Berufung erheben.
Frau O. bekommt im Frühjahr 2002 vor dem UVS Recht.

Herr S. berichtet: „On Tuesday, X. October 2001, at X a.m. I was alone at home (with my 3 children, aged 11,
7 and 4, while my wife, she is a nurse, had night duty. My younger daughter, age 4, was sleeping in my room

as she does not sleep well alone. My other two children were in their own room. While sleeping I heard the doorbell
ringing and a ‚heavy knocking noise‘ on my door. Through the small hole in the door, I saw 7 or 8 policemen
standing outside. As I opened the door a man, who was with the police, nodded his head . They entered my apart-
ment and asked me whether I had seen this person before. I replied: "No!" I was not allowed to close the door of the
apartment, I was asked to go inside and to sit down. I was under shock! They accused me of having robbed the
person in the park near my apartment building ATS 3000 and his passport about 1 hour before. The suspected
person ran into my apartment building using a key to open the main entrance door. As I denied the accusation they
asked me whether anybody looking like an Arab was living in our appartment. And I answered no. I was questioned
where I had spent the evening, when I had come home, etc. As they saw ATS 20000 lying on a small dressing table
in the corridor, I was questioned about that, as well. I explained about the money. I told them that around 6:30 p.m.
I drove my wife with my younger daughter to hospital in the 13th district. We came home around 7:30 p.m. and was
at home for the rest of the evening looking after my children. We went to bed around 9:00 pm. I was asked to show
my clothes which I was wearing this evening. Hearing all the noises, my 11-year old daughter woke up and they
questioned her also about my presence at home. She told them that I was at home and sleeping. I was not allowed
to call my wife. Then I was asked to go along with them. I showed them my IAEA Identification Card and the
"Amtsbescheinigung" of the Bundesministerium fuer Auswaertige Angelegenheiten. When I mentioned that I cannot
leave my 3 children alone I was told that my 11 year old daughter is old enough to look after them. Only now I was
allowed to call my wife. (…) Leaving my children alone, I had to go with the policemen to police station (XXXX, Wien).
There they took my statement on paper and I signed them. Then they sent me to another person in another room.
There I had to remove all my clothes and all my personal belongings (watch, ring, chain, money, identification card).
Standing there naked a policeman made a physical check. After dressing I was taken to a cell. After some time a
doctor visited me and asked me about my health. I replied that I was okay. I requested to make a telephone call to
my home to check about my children. I was not allowed to do so. Later a person called me out. He asked me to wash
my hands, then he took my finger prints (all fingers from both hands). He took with a brush something from my
mouth. When I asked him he explained to me that it was a DNA-Test. Photographs with numbers in front of me were
taken. After signing a few papers - I was not allowed a copy of them - my personal belongings were given back to
me. As I explained to the person, (who made the fingerprints, the DNA-Test and the photographs), what had actually
happened, he said that all this was unnecessary. He explained to me that I will have to go to the court anyway and
I have to prove in the court that the other person was lying and then that other person would be fined. After the
check, finger-printing and photographing, I was allowed to leave at 10:15 hrs, this morning." 

Herr B. wird am X. XX. 2001 von einem Mann auf einem Motorrad, der an der Ampel neben ihm steht, auf-
gefordert, nach der Kreuzung am Straßenrand anzuhalten. Wie befohlen hält Herr B. nach der Ampel an. Er

wird nach seinen Papieren gefragt, die er prompt aushändigt. Hierbei wird er vom Motorradfahrer, der sich als Polizist
in Zivil entpuppt, mit „Du" angesprochen. Papiere, Auto und Kofferrauminhalt werden kontrolliert. Auf seine Frage,
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warum er angehalten wurde, wird ihm gesagt, dass er dies „schon erfahren“ werde. Auch Name bzw. Dienstnummer
verweigert der Polizist ihm zu geben, wieder mit dem Nachsatz, dass er dies schon erfahren werde. Zum Schluss meint
der Polizist noch, dass Herr B. eine Anzeige bekommen werde und gibt ihm die Papiere zurück. Wieder wird Herrn B.
nicht gesagt, warum er angezeigt würde. Als Herr B. weiterfährt, bemerkt er, dass ihm der Polizist wieder folgt. Nach
Überquerung der Xxxxxstraße (lt. Polizeibericht Xxxxxstraße Richtung X) wird Herr B. erneut dazu aufgefordert, sein
Auto rechts abzustellen. Der Polizist stellt ihn zur Rede, fragt ihn, warum er 60km/h gefahren sei? Herr B. bestreitet
dies und will einen Beweis für diese Behauptung sehen. Er wird vom selben Polizisten prompt wieder zur
Ausweisleistung aufgefordert und nach seiner Nationalität gefragt. Herr B. sagt, er sei Österreicher, da antwortet der
Polizist: „Ein Arschlochausländer kann kein Österreicher sein!" und „Wenn du so frech bist, werd ich dir die
Handschellen anlegen und dich verhaften!". Herr B. will seine Autotüre schließen, da wird er plötzlich von dem
Polizisten herumgerissen, am Bauch gefasst und gegen den Wagen gedrückt. „Verdammt, wenn ich sage hierbleiben,
dann heißt das hierbleiben!" schreit ihn der Polizist an, zerreißt ihm sein Gilet, würgt ihn und schlägt ihn in den Bauch.
Nachdem der Polizist droht, dass er Herrn B. „fertig machen" werde, schreit Herr B. schließlich um Hilfe. Daraufhin
holt der Polizist per Funkgerät Verstärkung: 3 weitere Polizisten erscheinen kurz später. Herr B. wird auf das nächst-
liegende Kommissariat gebracht und kurz später mit der Bemerkung, dass er eine Anzeige bekommen werde, entlas-
sen. Am nächsten Tag erstattet Herr B. gegen das Vorgehen des Polizisten Anzeige. Am XX. XX. 2001 erhält Herr B. die
Strafverfügung. Beim UVS wird eine Beschwerde eingereicht und gegen den Polizeibeamten läuft ein Strafverfahren. 

Der nigerianisch-österreichische Schriftsteller Charles Ofoedu wird in der Nacht auf Sonntag, den 11.
November 2001 in Schubhaft genommen. Ihm droht die Abschiebung nach Nigeria, einem Land in dem zur

Zeit Bürgerkrieg herrscht. Herr Ofoedo hat bei der Organisation der Proteste gegen die Tötung von Marcus Omofuma
eine Schlüsselrolle gespielt. Er wurde im Rahmen der ”Operation Spring" als ”der große Drogenboss" verhaftet, aber
nach 3 Monaten Untersuchungshaft wieder entlassen, weil sich schon lange vor dem Prozess herausgestellt hatte,
dass der Großteil der Anklage nicht aufrechterhalten werden konnte. Im Prozess, der ein Jahr später stattfand, blieb
dann u.a. aufgrund der Aussagen eines anonymisierten Zeugen die Belastung wegen Geldwäscherei übrig. Der
Schuldspruch in erster Instanz (10 Monate bedingt) wurde von den Verwaltungsbehörden benutzt einen
Ausweisungsgrund wegen ”Gefährdung der öffentlichen Sicherheit" zu erlangen. Dieser Bescheid wird gerade beim
Verwaltungsgerichtshof angefochten. Dennoch wurde Herr O. völlig überraschend, ohne dass ihm vorher eine
Aufforderung zur Ausreise zugestellt wurde, in Schubhaft genommen. 

Frau N. schickt ein Gedächtnisprotokoll über eine Festnahme in der Bahnhofstation Meidling: „Beobachte
einen Afrikaner und 3 oder 4 PolizistInnen (mind. 2 Frauen und 1 Mann), kontrollieren scheinbar seine

Papiere, eine der Polizistinnen telefoniert aus einiger Entfernung. Die PolizistInnen stehen mit dem Rücken zu mir, ich
versuche Blickkontakt mit dem Afrikaner herzustellen. Über Zeichensprache versuche ich mich mit ihm zu verständigen,
ob alles in Ordnung sei bzw. ob er Hilfe/Unterstützung braucht. Er deutet zurück, dass alles in Ordnung sei. Das geht
einige Zeit so. Nachdem 2 Züge durch-/abfahren, deute ich ihm, dass ich rüberkommen werde (ich stehe auf dem
Parallelgleis), er nickt. Ich gehe zu ihnen rauf, mittlerweile steht nur noch eine Polizistin direkt bei ihm. Ich frage, ob
er Unterstützung braucht (spreche ihn dabei auf englisch an). Er bejaht und antwortet auf englisch. Er ist sehr auf-
geregt und nervös. Er sagt mir, ich solle ihm bitte helfen. Er wäre gerade (?) aus dem Gefängnis entlassen worden und
unterwegs zur Kettenbrückengasse. Dort gebe es eine Frau, die ihm einen Meldezettel ausstellen werde. Die
PolizistInnen wollten angeblich diesen Meldezettel sehen. Dort, wo er bisher gewohnt habe, gebe es keinen Platz
mehr, aber sie haben ihn rübergeschickt zur Kettenbrückengasse, wo er den neuen Meldezettel bekommen solle. Ich
erzähle dies der Polizistin, die bei uns steht. Sie meint, er habe doch eine Unterkunft. In diesem Augenblick stoßen
die anderen BeamtInnen dazu. Offensichtlich wurde in der Zwischenzeit ein Wagen gerufen (dies stellt sich dann spä-
ter heraus). Die Polizistin, die vorher telefoniert hat, sagt ihm, dass er mitkommen müsse. Sie fragt ihn, ob er eine
Telephonnummer habe. Ich frage mich, wozu sie seine Telephonnummer brauchen, wenn sie ihn ohnehin mitnehmen
würden. Die Polizistin konkretisiert und fragt nach einer Nummer "dieser Caritas". Der Mann verneint. Ich frage,
warum sie ihn mitnähmen. Dieselbe Polizistin meint: "Überprüfung". Er fragt mich, ob ich mitkommen würde.
Währenddessen gehen wir vom Gleis weg zur Straße hin, wo schon ein Polizeiwagen wartet. Die BeamtInnen scheinen
seine Frage gehört zu haben. Die Polizistin von vorher meint, dass ich im Polizeiwagen nicht mitkommen dürfe. Ich
frage die andere Polizistin (die vorher bei dem Mann und mir gestanden ist) nach ihrer Dienstnummer, erhalte aber
keine Antwort. Ich frage noch einmal. Ich frage auch die andere Polizistin. Ich frage sie auch danach, ob ich den
Namen des Mannes haben könne, oder irgendetwas, das mir später Anhaltspunkte auf seinen Verbleib wird geben
können (konkret: "Wie finde ich ihn dann wieder?"). Antwort: "Kommissariat Meidling. Wir bringen ihn auf das
Kommissariat Meidling. So viele Festnahmen wird es dort nicht geben." Meine Frage: "Ist das also eine Festnahme?"
Sie: "Ja. Eine vorläufige Festnahme. Das ist immer so, das ist so üblich." Die andere Kollegin versucht mich zu beruhigen
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und meint, es wäre „nur Routine". Ich frage sie noch einmal nach ihrer Dienstnummer. Nun wird sie von ihrem
(älteren) Kollegen angewiesen ins Auto zu steigen, was sie auch macht, ohne auf mich oder meine Frage einzugehen.
Das Auto fährt weg. Ich frage den verbliebenen Polizisten nach seiner Dienstnummer. Bereitwillig (!) gibt er sie mir
nun, vermerkt auf der Rückseite Datum, Uhrzeit und Straße (Sicherheitswacheabteilung Meidling, Dienstnummer
XXX). Nun fragt er nach einem Ausweis von mir. Ich gebe ihm meinen Führerschein. Während er meine Daten auf-
nimmt (und ebenfalls mit Datum, Uhrzeit etc. und noch etwas Unleserlichem versieht), schimpft er noch mit einen
Jugendlichen, weil dieser auf der Straße Fahrrad gefahren ist. Dies würde ihn ATS 300,-- kosten, und er soll das nicht
noch mal tun. Während er meine Daten fertig aufschreibt, ergibt sich ein Gespräch, in dem er mir mitteilt, dass er/sie
nur seine/ihre Arbeit macht/machen. Die Bevölkerung würde es so von ihnen erwarten. Dann sagt er noch etwas über
Fremde, Fremdengesetz etc. Er meint auch - auf meine Bemerkung hin, dass die „Auswahlkriterien" ja wohl recht will-
kürliche wären, dass sie gewisse Personen schon seit einiger Zeit perlustrieren würden. Dann sagt er, dass hier am
Bahnhof (Meidling) sehr viel gedealt werde. Einen direkten Zusammenhang mit dem festgenommenen Mann kann
ich dabei jedoch nicht erkennen. Nachdem wir uns darauf geeinigt haben, dass wir dann wohl beide das machen
würden, was wir machen müssten, verabschiede ich mich und gehe.
Anruf beim Polizeikommissariat Meidling, 16.55 Uhr: Spreche mit einem Mann von der Wache, erkläre ihm, dass ich
vor etwa 50 Min. Zeugin einer Festnahme war, die Begleitung mir verweigert wurde, ich darauf verwiesen wurde,
mich beim Kommissariat erkundigen zu können, ich dies hiermit mache und über den Verbleib informiert werden
möchte. Er verbindet. Es wird aufgelegt. Ich rufe neuerlich an. Es wird aufgelegt. Ich rufe neuerlich an. Er verbindet.
Ich spreche eine Frau, erkläre Obiges noch einmal. Sie fragt, wer ich sei Antwort: Zeugin, Vertrauensperson, Recht
wurde mir aber verweigert. Sie fragt, was ich möchte. Ich erkläre es ihr. Sie sagt, sie könne keine Auskunft geben (das
könne sie nur Mutter, Vater oder anderen Verwandten). Ich betone und erkläre noch mal den Sachverhalt. Sie
schweigt. Sie schweigt sehr viel und sehr lange. Zwischendurch einmal erkundigt sie sich bei irgendwem nach irgend-
was. Sie sagt mir, ich müsse mir keine Sorgen machen. Ich frage, ob er noch da wäre. Sie meint ja, aber nicht mehr
lange. Ich frage, was mit einem Dolmetscher wäre. Sie meint, mit der Sprache hätte es Schwierigkeiten gegeben, aber
dann wäre es doch gegangen. Ich sage noch einmal, dass ich es nicht gut finde, dass mir das Recht der Begleitung
nicht gewährt wurde, dies hätte die Sache vereinfacht. Ich sage, dass ich nicht weiß, ob sie bei dem Vorfall dabei
war...sie schweigt. Ich bedanke und verabschiede mich." 

SOS Mitmensch leitet ein e-mail an uns weiter: „sehr geehrter herr koch, afrikaner sind in wien - wie ich
am wochenende wieder geschockt zur kenntnis nehmen musste - freiwild bei polizeilichen ausweis-

kontrollen. dazu kommt: irgendwelche passanten rufen, sobald 2 oder mehr afrikaner vorbeigehen, per handy die
polizei. die kommt dann – zu dritt! was können die betroffenen tun? was kann ich als zeuge einer amtshandlung
künftig tun? gibt es eine handreichung für solche fälle, gesetzes-info etc.? mfg, X.X“ 

Frau R., aus Nigeria mit Asylwerberin-Status, wird zum Polizeikommissariat gebracht, um eine Aussage zu
machen. Nach der Aussage wird Frau R. freigelassen. Kurz darauf erhält Frau R. eine „Aufforderung zur

Rechtfertigung” vom Sicherheitsbüro der Bundespolizeidirektion. In dieser wird ihr „zur Last gelegt”, die Prostitution
im Gebiet der Stadt Wien angebahnt zu haben, ohne dies persönlich der Behörde gemeldet zu haben und „mit ihrem
Körper gewerbsmäßig sexuelle Handlungen am eigenen Körper geduldet oder solche Handlungen an anderen vor-
genommen, ohne sich zu Beginn der Tätigkeit einer aä. Untersuchung unterzogen zu haben“.
(Verwaltungsübertretungen nach dem Wiener Prostitutionsgesetz und dem HIV/STD Gesetz). Frau R. wird von einem
Freund/Bewohner des Heimes, in dem sie wohnt, zur Polizei begleitet, der für sie dolmetscht. Protokoll dieses Termins
gibt es bei der 1. Besprechung mit Lefö keines. Frau R. erzählt, dass sie auf dem Weg nach Hause war. In der Auslegung
wird dies zu „Aufenthalt im Prostitutionsgebiet“. Uhrzeit ist hierbei 22.55. Frau R. erzählt, dass sie von einem Mann
im Auto angesprochen wurde. Sie hätten geredet und sie sei zu ihm ins Auto gestiegen. Frau R. wollte Freundschaft
schließen. Kurz darauf hielt die Polizei den Wagen an, kontrollierte beide, ließ den Mann fahren und nahm Frau R.
mit aufs Polizeikommissariat. Frau R. kommt mit dem 2. Schreiben des Sicherheitsbüros zu Lefö. Diesmal ist es ein
Ladungsbescheid, etwa 4 Monate nach der „Aufforderung zur Rechtfertigung”, abermals wegen oben angeführter
Verwaltungs-übertretungen. Nach kurzen Besprechungen mit einigen Juristinnen begleitet eine Mitarbeiterin von
Lefö Frau R. zum Sicherheitsbüro. Die zuständige Referentin erklärt, dass in der Zwischenzeit der Mann einvernommen
worden sei. Er habe angegeben, Frau R. hätte ihm sexuelle Leistungen gegen Geld angeboten.
Frau R. ist über diese Aussage erschüttert. Die Referentin erklärt, dass es diesmal bei einer „Ermahnung” ohne
Strafverfügung bleiben würde, weil es die erste Übertretung von Frau R. wäre, sowie aus Rücksichtnahme auf Frau
R.s anstehende Operation und ihr Gesundheitszustand im Allgemeinen (Frau R. hat starke Schmerzen, sie ist in ärzt-
licher Behandlung, hat eine Operation bereits hinter sich und wartet auf den zweiten Operationstermin). Die
Referentin gibt allerdings auch zu, dem einvernommenen Mann zu glauben, da sie - wie sie meint - keinerlei Gründe
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hätte, seine Aussage in Zweifel zu ziehen. Scheinbar liegen genug Gründe vor, die Aussage von Frau R. anzuzweifeln.
Nach juristischer Auskunft würde hier nicht „Aussage gegen Aussage” stehen, da die Aussagen bzw.
„Expertenmeinungen” der handelnden Polizeibeamten noch hinzukommen würden. Sie haben eine afrikanische Frau
Abends auf der Straße mit einem weißen Mann sprechen gesehen und daraus geschlossen, sie müsse eine Prostituierte
sein. Frau R. ist letztendlich gespalten. Einerseits ist Erleichterung über das Ende der Angelegenheit da, andererseits
bleibt ein sehr schlechtes Gefühl, weil ihr kein Glauben geschenkt wurde. Sie fühlt sich rassistisch und sexistisch
behandelt. Sie fragt, ob es denn in Österreich nicht möglich wäre, miteinander zu sprechen. Sie wusste auch nicht,
dass sie sich in einem „Prostitutionsgebiet“ aufgehalten hatte.
Anmerkung: Dieser Fall ist nur ein Beispiel. Wir hatten in unserer Beratung im Jahr 2001 zwei ähnliche Fälle. Von
anderen Organisationen haben wir auch gehört, dass es sich hierbei um keine Einzelfälle handelt. Für uns ist es ganz
offensichtlich, dass die Polizei diese Gruppe von Frauen aufgrund ihrer Herkunft (Frauen aus Nigeria) und ihres
Geschlechtes von vornherein stigmatisiert und kriminalisiert.  

Frau K. von der Flüchtlingshilfe Mistelbach übermittelt uns folgenden Bericht: ”Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Vor kurzem wurde einer unserer Klienten zum Opfer eines rassistischen Polizeiübergriffs. Wir hal-

ten Eure Arbeit, in diesem Fall speziell die Dokumentation solcher Fälle, für sehr wertvoll und möchten Euch die
Informationen zu dieser Sache weitergeben:

Herr K., kongolesischer Staatsbürger, lebt seit ca. 2 Jahren in Österreich. Er ist Student und Asylwerber. Sein
Asylverfahren wurde im Jänner von der 2. Instanz, dem unabhängigen Bundesasylsenat, negativ beschieden

(§7 und 8), er stellte einen Antrag auf Verfahrenshilfe für die Erhebung einer Beschwerde beim
Verwaltungsgerichtshof. Er befindet sich in der Zeit, bis seine Beschwerde formell eingebracht wird, in einer rechtli-
chen Schwebe. Er hat kein Aufenthaltsrecht und kann jederzeit abgeschoben werden, bis seine Beschwerde einge-
bracht ist und er sein Asylverfahren in dritter Instanz fortsetzen kann.

Am Mittwoch, X. X. 2001, telefonierte Herr K. aus einer Telefonzelle beim Bahnhof Floridsdorf. Ein
Polizeibeamter unterbrach ihn während seines Gesprächs und forderte ihn auf, mitzukommen. Er brachte

ihn ohne Handschellen o.ä. friedlich und freiwillig zu einem Raum der ÖBB im Bahnhof. Ob sich noch andere Personen
in diesem Raum aufhielten wissen wir nicht, ist aber nicht ausgeschlossen. Der Polizist ließ ihn in diesem Raum zurück
und holte vier weitere Beamte. Hier soll Herr K. angeblich Widerstand geleistet und gekratzt und gebissen haben. Die
Polizisten begannen ihn zu mißhandeln, zu prügeln, warfen ihn zu Boden und fesselten ihm die Hände. Warum, weiß
er nicht, er zeigte bei der Kontrolle seinen Meldezettel und seine (trotz abgelaufenem Asylverfahren) noch gültige
vorläufige Aufenthaltserlaubnis (§19 AsylG) freiwillig her, er hat keinen Pass, und es gab auch sonst keine Probleme.
Er wurde geschlagen und mit einem Pfefferspray an seinen Augen verletzt. Herr K. wurde dann in Untersuchungshaft
gebracht, wo er etwa 4 Wochen lang bleiben musste, angeblich wegen Fluchtgefahr. Er wurde wegen Widerstand
gegen die Staatsgewalt und schwerer Körperverletzung angeklagt. Bei seiner Gerichtsverhandlung am X. X. 2001
hatte Herr K. das Glück, dass es den beteiligten Polizisten offensichtlich als völlig selbstverständlich erschien, wie sie
mit ihm vorgegangen waren. Sie erzählten offenherzig von der Gewalt, die sie gegen ihn angewendet hatten. So blieb
dem Richter nichts anderes übrig, als Herrn K. zu einer relativ milden Strafe, nämlich 6 Monate bedingt auf 3 Jahre
zu verurteilen. (Muss nicht dazu gesagt werden, dass die zuständigen Polizisten straflos davongekommen sind). Um
das Unglaubliche noch zu übertreffen: Im Rahmen der Amtshandlung hat Herr K. aufgrund der Misshandlung
geschrien, also Lärm verursacht. Er wurde deshalb wegen „ungebührlichen Verhaltens und Lärmbelästigung" zusätz-
lich zu einer Geldstrafe von 10.000 Schilling verurteilt!! Wir bemühen uns momentan, sein Asylverfahren zu einem
positiven Ende zu bringen.“ 

Frau G., nigerianische Staatsbürgerin, bestellt bei einem Installateur Ersatzteile für die Waschmaschine. Als die-
ser zu ihr kommt um die Teile zu montieren, teilt ihm Frau G. mit, dass sie nur einen Teil sofort bezahlen kann,

den Rest in den nächsten Tagen zahlen wird. Daraufhin wird sie von dem Mann rassistisch beschimpft und aufgefor-
dert den Restbetrag durch Sex mit ihm ”abzuarbeiten". Nachdem der Installateur sie auch körperlich attackiert und
an der Hand verletzt hat, gelingt es Frau G. die Polizei anzurufen. Die Beamtin und der Beamte, die erscheinen, kom-
munizieren jedoch nur mit dem Mann und lassen Frau G. nicht zu Wort kommen. Sie wird von der Beamtin aufge-
fordert, das restliche Geld zu bezahlen. Dabei fallen Äußerungen wie: „Das kannst du bei dir in Afrika so machen, bei
uns wird bezahlt.” Frau G. wird auch von den BeamtInnen beschimpft und gegen die Beine getreten. Frau G. kommt
daraufhin in unsere Beratungsstelle, wo wir ein Gedächtnisprotokoll aufnehmen. Im Krankenhaus werden leichte
Prellungen an den Beinen und eine Rissquetschwunde an der Hand festgestellt. Nach einem weiteren Gespräch mit
Frau G., in dem wir die Möglichkeit und die Risiken einer Anzeige gegen die BeamtInnen besprechen, entschließt sich
Frau G., von einer Anzeige abzusehen. 
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Eine Frau türkischer Herkunft wird am X. 10. 2001 von einem Mitbewohner im Hof ihres Gemeindebaus
körperlich attackiert. Sie ruft die Polizei und wird später von der Rettung ins Spital gebracht. Als sie am

nächsten Tag zum Kommissariat in Wien, XXX-Gasse geht, um zu fragen, ob die Anzeige vom Spital angekommen sei,
antwortet der diensthabende Beamte, sie solle froh sein, dass er sie „nicht gleich einloche“. In der Türkei laufe sie auch
nicht gleich zur Polizei oder zum Gericht, wenn jemand sie so behandle. Darauf antwortet die Frau: Menschenrechte
gebe es überall und wenn ihr Gatte sie schlagen würde, würde sie auch gleich zur Polizei kommen, und er würde
bestraft werden. Der Beamte antwortet darauf sinngemäß: Ja, das stimme, aber leider sei der Angreifer ein Österrei-
cher und ihr Gatte sei Türke.

Aufgrund seiner auffallend sensiblen und selbstkritischen Aussagen in der Tageszeitung „Der Standard“ bat ZARA den
Grazer Polizisten Walter Neumeister einen Expertenkommentar zu verfassen. Er erhielt jene Fälle, die im vorherge-
henden Kapitel dargestellt sind vorab zur Information – umseitig das Ergebnis seiner Überlegungen: 

Der Standard 10.12.2001



Expertenkommentar „Polizei“

Walter Neumeister 

Ich wurde gebeten zum Rassismus Report 2001 einen Expertenkommentar abzugeben. Zu den geschilderten Vorfällen
wäre zu sagen, dass man immer beide Seiten hören muss, um eine möglichst objektive Stellungnahme abgeben
zu können.
In meinen nunmehr 28 Jahren als Polizist (seit 1978 Kriminalbeamter) habe ich sowohl positive als auch negative
Erlebnisse mit Personen jeglichen Alters und unterschiedlicher Nationalität gehabt.
Seit 10 Jahren bin ich mit der Suchtmittelbekämpfung im Raum Graz beschäftigt. In dieser Zeit ist die Kriminalität
im allgemeinen, jedoch besonders im Bereich Suchtmittel und der damit verbundenen Beschaffungskriminalität
(Suchtmittelhandel, Eigentumsdelikte, Raub u.a.) in Österreich stark angestiegen. Die Exekutive (Polizei und
Gendarmerie) kann nur mit sehr viel persönlichen Engagement und Zeit jedes einzelnen Beamten diesem Phänomen
entgegenwirken.
Wir leben heute in einer Zeit, die man auch die moderne Völkerwanderung nennen könnte. Es ist aufgrund der
allgemeinen Globalisierung sehr leicht von einem Land in das andere zu kommen. Durch die immer wieder stattfin-
denden Unruhen und Kriege, aber auch wirtschaftlichen Katastrophen in manchen Ländern, flüchtet eben ein Teil der
betroffenen Bevölkerung in das vermeintlich sichere und reiche Europa und natürlich auch nach Österreich. Ein nicht
unerheblicher Teil dieser „Flüchtlinge“ stammt aus Ländern in Afrika.
In den letzten Jahren haben sich in den Großstädten Österreichs hauptsächlich Schwarzafrikaner als Drogendealer
etabliert. Sie haben ein Netzwerk aufgebaut, welches sich durchaus mit anderen kriminellen Organisationen vergleichen
lässt. Sie verkaufen in erster Linie harte Drogen (Heroin, Kokain) an Kinder und Jugendliche.
In diesem Zusammenhang möchte ich jedoch ausdrücklich darauf hinweisen, dass nicht alle Schwarzafrikaner, die
sich in Österreich aufhalten, Drogendealer sind!!!
Durch Medienberichte, aber auch durch eigene Beobachtung der Aktivitäten schwarzafrikanischer Drogendealer wird
die Bevölkerung verunsichert und sensibilisiert.
Es ist daher nicht verwunderlich, dass sofort der Verdacht eines möglichen „Drogendeals“ aufkommt, wenn ein
Schwarzafrikaner mit einem Weißen spricht.
Um Probleme, die sich zwischen österreichischen Staatsbürgern und ausländischen Mitbürgern ergeben, lösen zu kön-
nen, bedarf es einer verstärkten Aufklärung, sowohl von politischer Seite, als auch durch die Medien und zwar quer
durch alle Bevölkerungsschichten.
Nun eine Bemerkung zur Stellung der Exekutive:
Der Kampf der Exekutive richtet sich nicht gegen Menschen anderer Rassen oder Nationalitäten, sondern einzig und
allein gegen diejenigen, die im Zusammenhang mit kriminellen Handlungen stehen. Insbesonder gegen jene Personen,
die mit dem Erwerb, dem Besitz, der Erzeugung, der Ein-und Ausfuhr sowie des Überlassens und Verschaffens von
Suchtmitteln in Verbindung gebracht werden.
Wie aus den im Rassismus Report 2001 angeführten Vorfällen ersichtlich ist, sind eine große Anzahl schwarzafrika-
nischer Mitbürger daran beteiligt. Wenn nun ein Polizist oder Gendarm eine Amtshandlung gegen einen schwarz-
afrikanischen, offensichtlichen Drogendealer führt und dabei „angespuckt, gebissen, getreten u.a.“ wird, kann man
sich leicht vorstellen, welche Meinung herrscht. Zumal es eine Tatsache ist, dass speziell schwarzafrikanische
Drogendealer darauf geschult werden, möglichst aggressiv zu reagieren, um die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit
zu erregen und somit eine negative Stimmung gegen die Exekutive zu erzeugen.
Natürlich kann und darf man Übergriffe von Exekutivbeamten nicht billigen. Es sollte jedoch wirklich jeder Fall ein-
zeln überprüft werden und zwar bevor in den Medien eine Vorverurteilung erfolgt.

Mit freundlichen Grüßen! Walter Neumeister
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Wohnen 

Eine nach Österreich geflüchtete Frau und ihr Mann erzählen uns von ihren Erfahrungen mit
SozialarbeiterInnen in einem Wohnheim für Flüchtlinge: Die Frau ist schwanger und trotzdem bekommen

sie eine Gemeindebauwohnung mit nur einem Zimmer zugeteilt. Als die Frau zu bedenken gibt, dass die Wohnung
doch für drei Personen etwas klein sein werde, antwortet die Sozialarbeiterin sinngemäß: ‚Für Ausländer ist es eh
genug, wenn sie ein Dach über dem Kopf haben.‘ Sie soll sich nicht beschweren es gibt noch die Möglichkeit, dass sie
auf der Straße schlafen kann. Als die Frau diese Geschichte erzählt, bricht sie in Tränen aus.  

Herr B. schickt uns ein online-Wohnungsinserat einer Immobilienfirma mit dem Zusatz „keine Ausländer".
Herr B. ist zwar Österreicher, möchte sich aber bei der Firma als Ausländer ausgeben und uns dann über seine

Erfahrungen berichten. 
Herr H. schickt uns folgendes e-mail: „basar, nr 609 vom 28. März 2001, seite 31: 1090 wien, liechtenstein-
str. 98m2, 3zi, kü, fliesenbad, wc, vorraum, gasetagenhzg., parkettböden, inklusivmiete 9822,-, nur inländer,

immobilien XX, Tel: X.“ 
Wir schreiben bezüglich des „nur Inländer“-Zusatzes an die Firma und erhalten folgende Antwort: „Sehr geehrte gnä-
dige Frau! Nur ein geringer Teil unserer Inserate ist mit dem Zusatz „Nur Inländer" oder „Nur EU" versehen, und dies
geschieht ausdrücklich im Auftrage unserer Klienten. Der Zusatz erspart uns viel Zeit und Mühe, aber auch unseren
Nicht-Österreichischen Wohnungswerbern, die wir dann anlässlich der Besichtigung abweisen müssten. Wir hoffen,
die Situation ausreichend aufgeklärt zu haben und verbleiben mit freundlichen Grüßen, XX, Geschäftsführer“ 

Herr O. erzählt über sein Erlebnis bei der Wohnungssuche: Er besichtigt am 25. Juni 2001 eine Wohnung in
1060 Wien. Da ihm die Wohnung gefällt, beschließt er ein „Mietanbot" (als angeblich einziger Interessent)

zu unterschreiben. Es wird für den darauffolgenden Sonntag mit dem Makler und dem Vermieter ein Termin ausge-
macht, bei dem der Mietvertrag abgeschlossen werden soll. Als Herr O. zu dem Termin erscheint, ist niemand da. Er
ruft den Makler an um zu erfahren was los sei. Dieser erklärt ihm, dass der Vermieter ihn schon am Donnerstag anru-
fen und mitteilen hätte sollen, dass er die Wohnung für seine Schwester brauche. Nach mehreren Telefonaten, die
Herr O. bzw. Freunde von ihm mit dem Vermieter führen, stellt sich heraus, dass der Vermieter einfach keinen
schwarzen Mieter will. Er meinte unter anderem, dass seine Ex-Frau eine Vorliebe für dunkelhäutige Männer habe
und er daher befürchtet, dass O. alsbald „in ihrem Bett landen” würde. Der Vermieter erklärt sich aber bereit O. bei
der Suche einer anderen geeigneten Unterkunft zu unterstützen. Seit dieser Zusage hat er sich nicht mehr gemeldet.
Das Mietanbot ist rechtlich leider nicht relevant, da es unter dem Vorbehalt der Einwilligung des Vermieters steht,
und die Wohnung ist sehr schnell an einen anderen Mieter vergeben, Herr O. kann also nichts mehr machen. 

Der evangelische Flüchtlingsdienst (EFDÖ) bringt Asylwerber und Flüchtlinge in sogenannten
„Zwischenwohnungen", in kurz vor der Generalsanierung stehenden Häusern, gegen Bezahlung lediglich der

Betriebskosten unter. Eine Mitarbeiterin des EFDÖ berichtet über Beschimpfungen, die eine ihrer dunkelhäutigen
Klientinnen und deren Sohn, der schon recht viel Deutsch gelernt hat und die Beschimpfungen versteht, durch die
Nachbarin zugefügt werden. Da es kaum rechtliche Möglichkeiten gibt, schlagen wir ein persönliches Gespräch mit
der Nachbarin und eventuell ein Schreiben an die Hausverwaltung als nächsten Schritt vor. 

Herrn N. wurde vom EFDÖ ein Platz in einer Wohngemeinschaft vermittelt. Am ersten Tag nach sei-
nem Einzug wurde er von der Polizei festgenommen und kurz darauf zu einem Jahr (davon drei

Monate unbedingt) verurteilt. Nach etwa drei Monaten kehrte er wieder in die Wohnung zurück und musste fest-
stellen, dass die Wohnung leer stand. Herr N. wollte jedoch sein gesamtes Hab und Gut, dass sich bei seiner
Verhaftung in der Wohnung befand, wiederhaben. Mehrere Anrufe beim Hausverwalter verliefen ergebnislos. Herr N.
glaubt, dass sein Eigentum im Keller des Hauses aufbewahrt wird. Als wir mit dem ungehaltenen Hausverwalter tele-
fonieren wird klar: Er ist nicht bereit zu kooperieren. Herr N. erhält seine Sachen nicht mehr zurück. 

Herr E. kommt aus Nigeria und lebt seit 10 Jahren als anerkannter Flüchtling in Österreich. Seit zwei Jahren
ist er mit einer Österreicherin verheiratet. Mit ihr und ihren vier Kindern aus erster Ehe hat er zunächst in

einer Gemeindewohnung gelebt. Aufgrund gravierender familiärer Probleme, u. A. Drogensucht des ältesten
Stiefsohnes - in deren Zusammenhang Herr E. von der Polizei verdächtigt wurde, die harten Drogen zu beschaffen -
zieht Herr E. mit seiner Frau und dem jüngsten Kind aus. Frau E. hatte psychische Probleme und war einige Zeit in
stationärer Behandlung, zog dann - in gutem Einvernehmen mit Herrn E. - aus Wien fort. Herr E. berichtet uns, dass
er schon vorher von der Hausmeisterin drangsaliert worden sei, auch schon die Polizei einschreiten musste, die
Probleme jedoch ab dem Auszug seiner Frau eskalierten: Morddrohungen, Frechheiten, äußerst grobe
Beschimpfungen, Aussperren in den Garten, Blockierung der Wohnungstüre mit Möbeln von Außen, usw. Herr E. zog
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mehrmals die Polizei heran und erstattete Anzeigen, die Hausmeisterin wurde vorgeladen, ließ jedoch nicht von ihrem
Verhalten ab. 

Frau P. ist gehbehindert und wird regelmäßig von einem Fahrtendienst abgeholt. Ihre Nachbarin droht mit
Anzeige, weil der Fahrtendienst im Hof parkt und das Radio zu laut aufgedreht ist. Frau P. ist vor Jahren ein-

mal im Lift steckengeblieben und wurde währenddessen von ihrer Nachbarin antisemitisch beschimpft: Sie habe kein
„arisches Blut“ und daher verweigerte die Nachbarin jegliche Hilfeleistung. Nach Einschaltung eines Rechtsanwalts
kommt es zu keiner antisemitischen Äußerung mehr.
Auch die Fahrer des Fahrtendienstes werden folgendermaßen beschimpft: „Schmutziger Ausländer, Tschuschen raus." 

Herr A. erwirbt im August 2001 eine Wohnung im 2. Wiener Gemeindebezirk. Seitdem wird seine Familie von
den gegenüberwohnenden Nachbarn beschimpft und bedroht: „Ich bring euch Juden um", „Ich hasse

Juden", „Ihr gehört verbrannt", „Scheißjuden"... Am X. August 2001 kommt der Nachbar mit einem großen
Küchenmesser in die Wohnung von Familie A. und bedroht sie. Man schafft es, nach Androhung die Polizei zu rufen,
ihn wieder hinauszubewegen. Herr A. und seinen Vater werden am nächsten Tag erneut auf offener Straße vom
Nachbarn mit dem Messer bedroht. Sie rufen die Polizei. Mehrere Wagen erscheinen. Wieder brüllt der Nachbar: „Ich
bring euch Juden um". Er schlägt um sich, die Polizei muss ihm Handschellen anlegen und führt ihn ab. Die Polizisten
sind sehr kooperativ. Eine Woche lang ist er nicht zu sehen und angeblich in U-Haft. Jetzt ist er wieder zu Hause und
beschimpft Familie A. wie zuvor. 

Während einer Hofbemalungs-Aktion hat eine Clique von ca. 3-4 Burschen (Alter: 14-17 Jahre) aus der
unmittelbaren Umgebung die zur Bemalung des Innenhofes zur Verfügung gestellte Farbe dazu verwendet

die Wand mit einem Hakenkreuz in der Größe von ca. einem halben Meter zu beschmieren. Die Aktion musste
abgebrochen werden. Diese Jugendlichen waren einigen BetreuerInnen bekannt und der Vorfall wurde sowohl an Ort
und Stelle als auch in Nachfolgegesprächen mit ihnen zur Sprache gebracht.
Nach einem Zeitraum von ca. 1 Monat endeckte ich ein Hakenkreuz in der gleichen Größe an einer anderen Stelle
des Hofes. Dieses wurde vom Hausmeister übermalt.
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Öffentliche Behörden und Institutionen 

Frau M. ruft an und berichtet, dass ihr Schwiegersohn, der chilenischer Staatsbürger ist und noch nicht
lange in Österreich lebt, arbeitslos ist und - da seine Frau vor kürzester Zeit gestorben ist - alleine die noch

sehr kleine Tochter betreut. Frau M. wollte angesichts seiner schwierigen Lage beim Sozialamt um Rat fragen, was ihr
Schwiegersohn machen solle. Als sie beim Sozialamt für den 19. Bezirk anruft, spricht sie mit der sehr unfreundlichen
Sachbearbeiterin, die als Antwort auf die Information, dass der Mann arbeitslos sei, meint: Na dann wird‘s höchste
Zeit, dass er was arbeitet. Die Ausländer sind immer da und fahren dann wieder Heim und sehen dann dass in Öster-
reich alles so toll ist und wollen dann wieder herkommen und haben dann keine Arbeit und wollen Sozialhilfe.... Die
Sachbearbeiterin war laut Frau M. sehr aggressiv und hat ihren Vorurteilen freien Lauf gelassen. Frau M. ist empört
– wir raten, da ja für ihren Schwiegersohn ein Abhängigkeitsverhältnis von der Sachbearbeiterin besteht, von einer
Intervention ohne eindeutigen Wunsch des Betroffenen jedoch ab – und der Betroffene selbst meldet sich nicht mehr
bei uns. 

Herr T. ist Österreicher, jedoch nicht hier geboren und lebt seit 13 Jahren in Österreich. Er hat vor kurzem
seinen Militärdienst beendet. Er berichtet, dass in seiner Gruppe über die Hälfte „Ausländer” waren, er meint

damit nichtgebürtige Österreicher, die immer wieder als „Ausländer” und „Tschuschen” von den Vorgesetzten
beschimpft wurden. Besonders hervorgetan hat sich ein Vizeleutnant H. Herr T. berichtet insbesondere von der
Behandlung muslimischer Rekruten, deren Diätgebot kein Schweinefleisch zu essen, ignoriert oder lächerlich gemacht
wurde. Sogar die Idee einfach Schweinernes zu servieren ohne es zu deklarieren, wurde von Vorgesetzten ernsthaft
erwogen. 

Herr O. sitzt in der Justizanstalt G. ein. Zuvor war er in der Justizanstalt S., wo er wiederholt durch
Vollzugsbeamte aufgrund seiner Hautfarbe diskriminiert und beschimpft wurde. Es kam schließlich einmal

zu einer Rauferei mit einem Beamten, woraufhin er ein Strafverfahren gegen ihn eingeleitet wurde.  Frau A. möchte
einen Mann nigerianischer Staatsbürgerschaft heiraten und nun macht ihr die Behörde Schwierigkeiten, da ein
Dokument des Mannes nicht beglaubigt wird. Wir leiten sie an „Asyl in Not“ weiter, da man dort größere Erfahrung
mit nigerianischen Vertretungsbehörden hat.  

Frau G. ist Muslimin und ihre siebenjährige Tochter besucht den islamischen Religionsunterricht, was
auch der Volksschullehrerin der Tochter, Frau A., bekannt ist (das Mädchen ist nicht das einzige

muslimische Kind in der Klasse). Als ihre Tochter für die We ihnachtszeit in der Schule ein Lied auswendig lernen sollte,
das u.a. die Passage „Jesus ist unser Herr" beinhaltete wandte sich Frau G. an die Lehrerin und erklärte ihr, dass nach
ihrer Religion Jesus ein Prophet und dieser Satz für eine Muslimin entgegen ihrem Glauben sei. Wenn es daher nur
um die Übung des Auswendiglernens gehe, könne ihre Tochter doch einen anderen Text lernen? Sie stieß mit diesem
Vorschlag bei der Lehrerin auf wenig Verständnis. Nur zwei Tage später brachte das Mädchen den Text für ein
Weihnachtsspiel namens „Der Stern" nach Hause, für das ihm seine Lehrerin auch eine Rolle zugeteilt hat. Textprobe:
„Wer bist du? - Ein Menschenbruder. - Also ein Neger (sagt der Afrikaner selbst). .... Was sind das für schwarze Kerle?
- Schaut euch die Plattnasen an! (bezieht sich auf „Eskimos"). - Wir sind Eskimos, kommen vom Norden und sind
Menschen. - Wir sind auch Menschen. Neger werden wir genannt. - Pfui! Neger sind schmutzig! Bäh! Eskimos stin-
ken./..... der „Indianer" fragt: Wer bist du? - der „Bote" antwortet: ein Menschenbruder. .. der „Indianer": also, eine
arme Rothaut." etc. etc. (Die Vertreter der unterschiedlichen Gruppen streiten und beschimpfen sich, bis sie schließ-
lich entdecken, dass sie alle nur dann zum Jesuskind finden, wenn sie den Stern gemeinsam zusammensetzen, wovon
jeder von ihnen davor einen Teil vom Boten bekommen hat).
Frau G. ist empört über den Text und weist die Lehrerin auf den Rassismus in diesem Text hin, doch die Lehrerin meint:
„(…) Ich habe mir gleich gedacht, dass Sie sich über diesen Text aufregen würden, und deshalb habe ich ihn auch extra
ausgesucht.(…)" Als Frau G. beim Stadtschulrat anruft um sich darüber zu beschweren, dass ihr Kind im
Schulunterricht mit solchen rassistischen Textpassagen konfrontiert wird, meint man dort, dass solche Texte ganz
normal seien und man sie schon immer im Unterricht verwendet habe. ZARA vereinbart einen Termin mit der Lehrerin
und der Schuldirektorin. Bei dem Gespräch wird von der Direktorin zugegeben, dass das Stück veraltet sei. Die
Lehrerin erklärt, sie hätte das Stück ausgewählt, weil sie ein interkulturelles Spiel wollte und fügt hinzu, dass sie die
sechs- bis siebenjährigen Kinder darüber aufgeklärt hätte: „Neger ist für manche Menschen ein Schimpfwort“.  

Herr W. hat einen 15jährigen, in Rumänien geborenen Adoptivsohn, der zur Zeit in J. in die Schule geht. Dort
ist er vollkommen isoliert, der einzige nicht gebürtige Österreicher und massiv mit Rassismus konfrontiert.

Er hat starke Schuldgefühle und glaubt, dass er an der Situation selbst schuld sei. Wir empfehlen eine Organisation,
die auf Coaching von Jugendlichen spezialisiert ist, raten außerdem zu therapeutischer Unterstützung und empfehlen,
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die schulfreie Zeit in Wien zu nutzen, um über den Verein „back on stage“ Kontakt mit anderen Jugendlichen in ähn-
lichen Situationen herzustellen. 

M. ist ca. 16 Jahre alt und geht auf eine polytechnische Schule. Am Mittwoch, den 21. März 2001 wird er
von seinem Klassenkollegen T. rassistisch beschimpft. Nachdem die beiden abermals Streit haben und der

Kollege M.’s Mutter beschimpft, weiß sich M. nicht mehr zu helfen und schlägt ihm ins Gesicht. Am nächsten Tag
kommt die Mutter des Klassenkollegen in die Schule und beschimpft M. während des Englischunterrichts vor der
ganzen Klasse. (Die Lehrerin unternimmt nichts gegen die ihren Unterricht störende Frau.) Auch T.’s Vater holt diesen
immer wieder von der Schule ab und bedroht bei diesen Gelegenheiten M. Nun ist M. von seinem Klassenkollegen
angezeigt worden. Wir begleiten M. zu der Vorladung und geben auch bekannt, dass M. gewillt ist, den Streit mit
seinem Klassenkameraden durch Mediation beizulegen. Die Kontaktaufnahme der Mediatorin mit dem
Klassenkollegen verlief vielversprechend, doch nach Rücksprache mit dessen Eltern war der Mitschüler nicht mehr zu
einem Mediationsgespräch bereit. 

Die Lehrerin H. beschwert sich bei unserer Mitarbeiterin, Frau Z., darüber, dass sie zusätzlich zu den
‚Problemen mit den ausländischen Kindern‘ auch noch mit schwierigen Eltern zu tun habe. Lehrerin Frau H.:

„Ich habe da zum Beispiel eine Mutter die sich furchtbar aufgeregt hat, dass ihr Sohn K. von anderen Kindern in der
Klasse Neger genannt wurde! Dabei ist der K. doch ein Neger!“ Frau Z.: „Aber Neger ist ein herabwürdigendes Wort!“
Lehrerin Frau H.: „Nein ist es nicht, ich habe im Wörterbuch nachgeschlagen! Es kommt von niger, und heißt schwarz!“
Im Zusammenhang mit den ‚Problemen mit ausländischen Kindern‘ spricht die Lehrerin Frau H. mit Frau Z. über die
Aggressivität ihres Schülers G. Als Frau Z. sie nach den Ursachen für die Aggressivität des Schülers G. fragt, erwidert
diese ihr: „Halt so. Das ist seine Natur!“ Der Schüler G. ist türkischer Herkunft. Auch die Mutter der Schülerin M.
berichtet, dass die Lehrerin Frau H. gesagt habe: „Es wäre doch besser, wenn die Taliban auf euch Bomben geworfen
hätten!“ Im Rahmen einer intensivierten Zusammenarbeit mit der betreffenden Schule (d.h. der Lehrerin Frau H. und
der Direktorin) und den Eltern der Klasse von Frau H. wurden Gespräche mit allen Beteiligten geführt. Die
Beschwerden der Eltern wurden der Direktorin übermittelt. Derzeit werden in Absprache mit der Direktorin weitere
Schritte geplant. 

Herrn A.‘s Cousine ist in der 4. Klasse Hauptschule und möchte im Anschluss daran eine Ausbildung zur
Krankenschwester machen. Sie wollte eine Ausbildung bei der Fachschule der Stadt Wien für wirtschaftli-

che Berufe machen. Bei dem Erstgespräch in der Fachschule wurde ihr, der Türkin und Muslimin, die Kopftuch trägt,
gesagt, dass sie ihr Kopftuch bei der Arbeit nicht tragen könnte, weil es Kleidungsvorschriften gebe (‚Schiffchen‘ am
Kopf) und weil das „nicht ginge, da ja sonst die anderen SchülerInnen neidig wären, da sie auch irgendwelche
Kopfbedeckungen tragen wollen“ würden. Die Direktorin der Schule möchte aber „Einheitlichkeit in der Kleidung“
haben, weshalb sie keine Kopftücher akzeptiere. Sie wolle nicht, dass dann z.B. alle mit Kappen in der Schule herum-
laufen. Dass ihr Verhalten ausgrenzend ist, kann die Direktorin nicht sehen, auch als der ZARA-Berater sie in einem
Telefonat darauf aufmerksam macht, dass das Kopftuch einen religiösen Hintergrund hat und keinen modischen. Die
Direktorin meint nur, dass sie ja in muslimischen Ländern auch nicht mit dem Minirock herumgehen könne und legt
relativ unvermittelt auf. Wir vereinbaren daher einen Termin beim Wiener Stadtschulrat; das Gespräch verläuft jedoch
unbefriedigend. Die junge Frau hat nun letztendlich doch eine Schule gefunden – ihr Cousin ruft an und bedankt
sich vielmals für unsere Hilfe. 

Die Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich berichtet: „Eine vierzehnjährige junge Muslimin wollte
sich an der HAK in Traun anmelden, musste aber davon Abstand nehmen, als sie erfuhr, dass

Kopfbedeckungen ausnahmslos untersagt seien. Da sie sich aus religiösen Gründen islamisch kleidet, sieht sie sich
außerstande ihr Kopftuch abzulegen.“
Der Direktor der HAK in Traun, Wolfgang Weingartner, stellt zu dem Vorfall fest, es sei in der Schule nicht üblich, dass
jemand im Unterricht eine Kopfbedeckung trage. Das sei ein „Akt der Höflichkeit" und beziehe sich nicht allein auf
Kopftücher, sondern auch auf Hüte oder Kappen. Das Tragen von Kopfbedeckungen sei im gesamten
Bundesschulzentrum mit rund 1.500 Schülern nicht üblich. Das sei „keine Ausländerfeindlichkeit". Seine Schule sei
im Gegenteil sehr ausländerfreundlich, es gebe viele ausländische Schüler. 
OÖ. Landesschulratspräsident Johannes Riedl bezieht Stellung: „Ich neige dazu, dass zumindest diese Regel dem
Menschenrecht auf Religionsfreiheit widerspricht. Wenn die Eltern mit der Entscheidung der Schule nicht einver-
standen sind, werden sie einen schriftlichen Bescheid erbitten. Auf Grund dieses Bescheides könnten sie beim
Landesschulrat für Oberösterreich gegen die Entscheidung berufen, und wir werden die Rechtskonformität der
Entscheidung sorgfältig prüfen."
Die Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich stellt fest: „Die freie Ausübung der Religion für Anhänger aner-
kannter Religionsgemeinschaften ist in Österreich per Grundgesetz in den Artikeln 14 und 15 gesetzlich verankert.
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Das Tragen von Kopftüchern ist für weibliche Muslime ab der Pubertät ein religiöses Gebot und damit Teil der
Glaubenspraxis.“ 

Herr R. ist iranischer Herkunft und arbeitet seit 10 Jahren für eine Studentenfraktion an einer Wiener
Universität. Auf einem Studentenfest wird er erst von zwei Studenten wegen seines „Gegen Schwarzblau"

Buttons angepöbelt. Dann kommt ein dritter Student, der ihm bekannt ist, auf ihn zu und pöbelt ihn an: „Ohne uns
wärst du eh längst verhungert". Als ihm Herr R. dann von seiner Vergangenheit als Flüchtling erzählt und darüber,
wie schwierig die Zeit in der Periode von Löschnak hier war, antwortet der Student: „Ja wenn dir was nicht passt,
dann geh halt heim!" und fügt auf Englisch hinzu: „Go home!". Herr R. ist dermaßen empört, dass er dem Studenten
eine Ohrfeige gibt. Herr R. ist nach diesem Vorfall aufgelöst und bricht in Tränen aus. Er sagt, dass er schon solche
und ähnliche Streitereien mit Angehörigen des Ringes Freiheitlicher Studenten hatte, aber von Angehörigen einer lin-
ken Liste hätte er sich das nicht erwartet. Er vereinbart mit ZARA, dass wir einen Brief an die Studentenfraktion zu
schreiben - auf den wir jedoch nie eine Antwort bekommen. Herr R. meldet sich aber wieder und berichtet: Der Brief
sei angekommen und den Studenten sehr unangenehm gewesen. Sie hätten besonders Angst gehabt, dass jemand
davon erfahren könnte. Informell entschuldigten sie sich bei Herrn R., der damit zufrieden ist. 

Seit 1983 gibt es Islamunterricht für muslimische Schülerinnen und Schüler an österreichischen Schulen.
Daraus resultieren im allgemeinen sehr gute Kontakte zu diesen und deren Verwaltungsorganen, was sich

gerade jetzt als vorteilhaft erweist.
Viele Schulen organisierten interreligiöse Gedenkveranstaltungen, zu denen auch muslimische SchülerInnen und ihre
ReligionslehrerInnen zur Vorbereitung und Gestaltung eingeladen wurden. Religionslehrer vereinbarten gegenseitige
Besuche im Unterricht der jeweils anderen Konfession. Zwischen den Glaubensgemeinschaften und den Behörden
kam es zu wiederholtem Austausch.
Trotzdem ist es vereinzelt zwischen Kindern und Jugendlichen zu ausfälligen und rassistischen Äußerungen gekom-
men. Wenn muslimische Kinder mit Bemerkungen wie „Du Muslimschwein“ diskriminiert werden, ist dies nicht ein-
fach hinzunehmen.
Eine katholische Religionslehrerin gab an, auch über die unqualifizierten Wertungen über den Islam wie sie im
Lehrerzimmer kursieren, in Besorgnis zu geraten.
Die positiven Ansätze sollten gebündelt werden und besser strukturierten Projekten zur Förderung eines realistische-
ren und differenzierten Islambildes Raum geben. Studien wie die von Prof. Susanne Heine Anfang der 90er Jahre her-
ausgegebene Untersuchung über die Behandlung des Islam im deutschsprachigen Schulbuch „Islam zwischen
Selbstbild und Klischee“ können nur dann nachhaltig wirken, wenn sie auch Umsetzung erfahren.  

Vorgeschichte: Herr O. (geboren in Nigeria) wurde am 27. September 1999 bei einer rassistischen Razzia* im
Gesellenheim Zohmanngasse unter dem Vorwand „Drogenhandel“ verhaftet. Am X. November 2000 wurde

er von allen Vorwürfen freigesprochen. Herr O. war somit mehr als 13 Monate unschuldig in U-Haft. Nach öster-
reichischem Recht würden ihm dafür ca. eine halbe Million Schilling zustehen. Über seinen Entschädigungsanspruch
wurde erst gar nicht entschieden, sondern über Herrn O. unverzüglich die Schubhaft verhängt. Bei seiner
Abschiebung am X. Dezember 2000 weigerte er sich, das Flugzeug zu betreten. Daraufhin wurde er wegen
„Widerstand gegen die Staatsgewalt" nach Korneuburg in U-Haft überstellt. Während seiner Haft in Korneuburg
wurde Herrn O. ein Besuch mit der Begründung verweigert, dass er Englisch sprechen würde, die Amtssprache aber
Deutsch sei. Bei seiner letzten Verhandlung am Landesgericht Korneuburg bestand Herr O.s Verteidiger erneut auf der
Einvernahme von bereits in der 1. Verhandlung beantragten Entlastungszeugen. Daraufhin wurde das Verfahren auf
unbestimmte Zeit vertagt und Herr O. nach 6 Monaten mit Ablauf der Haftfrist wieder in Schubhaft überstellt. Herr
O.s Anwalt beantragte, gestützt auf die EMRK, ein Abschiebeverbot aufgrund des in Nigeria gültigen „Dekrets 33".
Dieser Antrag wurde in 1. Instanz mit einer lächerlichen Begründung abgelehnt. Der Anwalt legte dagegen Berufung
ein, die von der 2. Instanz nach über 3 Monaten praktisch ohne Begründung abgelehnt wurde. Dieser Bescheid wurde
Herrn O. am Nachmittag des X. Oktober 2001 zugestellt. Zwei Tage später um 5.00 Uhr wurde er, nachdem seinem
Anwalt auch noch der Besuch verweigert wurde, per Charterflug (der bereits Wochen vorher organisiert wurde!) nach
Nigeria abgeschoben. Dadurch wurde ihm jede weitere Berufungs- und Beschwerdemöglichkeit genommen. 
Fazit: Die österreichische Justiz konnte Herrn O. nicht wegen „Drogenhandel" verurteilen. Er wurde rechtskräftig frei-
gesprochen. Über die ihm zustehende Haftentschädigung ist noch immer nicht rechtskräftig entschieden worden. Das
Verfahren wegen Widerstands gegen die Staatsgewalt wurde vor der Einvernahme von Entlastungszeugen unterbro-
chen. Hier gibt es noch gar keine Entscheidung. Der sehr gut begründete Antrag auf Unzulässigkeit der Abschiebung
wurde von der Exekutive mit juristisch völlig unhaltbaren Argumenten auch in 2. Instanz abgelehnt. Bevor ein wei-
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sungsfreies Gericht damit befasst werden konnte, wurde Herr O. nach Nigeria deportiert. Die Republik Österreich hat
Herrn O. dadurch 2 Jahre seiner Freiheit beraubt und ihm über 50.000 Euro unterschlagen. Herr O. konnte in Nigeria
nur durch sehr viel Glück und Schutzgeld der - laut amnesty international lebensbedrohlichen - Haft entgehen. In
den Jahren 1995 bis 2000 starben laut Civil Liberties Organization über 10.000 Menschen in nigerianischen
Gefängnissen. Allein im Bundesstaat Lagos starben Mitte des Jahres 2001 wöchentlich 20 Gefangene. 

Frau T., Staatsbürgerin einer Nachfolgerepublik des ehemaligen Jugoslawien, leidet seit Jahren an einer durch
ein Kriegstrauma entstandenen Depression. Auf Grund ihres psychischen Leidens bestellt das zuständige

Bezirksgericht ein psychiatrisches Gutachten. Der Sachverständige kommt zu dem Schluss dass Frau T. derzeit nicht
im Stande ist, komplexe Angelegenheiten (Vertretung gegenüber Ämtern und Behörden, Regelung der finanziellen
Angelegenheiten etc.) ohne Gefahr eines Nachteiles zu regeln. Daraufhin bestellt das Gericht eine Sachwalterin, die
Frau T. vertreten soll. Als die Peregrina-Betreuerin von Frau T. die Sachwalterin anruft, um sich zu informieren was sie
bisher unternommen hat, antwortet die Sachwalterin: „Was gibt es da zu tun, wenn jemand nach so viel Zeit nicht
gescheit Deutsch spricht, besteht sowieso keine Integrationswilligkeit, die soll besser zurück zu ihrem Heimatland
gehen, die wird sicher weder Arbeit finden noch sonst irgendetwas, da bin ich nicht bereit, sie weiter zu vertreten."
Vor kurzem hat das Gericht auf Anregung der zuständigen Peregrina-Betreuerin einen anderen Sachwalter für
Frau T. bestellt. 

Frau L. entwertet einen Fahrschein und fährt mit der U-Bahn zum Arzt. Als sie dort feststellt, dass dessen Praxis
geschlossen ist, kehrt sie sofort um. Sie ist falsch informiert, denn sie nimmt an, sie könne eine Stunde lang

mit dem Fahrschein unterwegs sein und weiß nicht, dass dieser bei Richtungswechsel seine Gültigkeit verliert. Ein
Kontrolleur fragt sie nach der Fahrkarte und sie erklärt ihm ihre Situation. Der Kontrolleur glaubt ihr jedoch nicht
und meint, sie könnten auch auf die Polizei gehen, um die Angelegenheit zu klären. Als Frau L. einwilligt und sagt:
„Gut, gehen wir auf die Polizei" überlegt er es sich doch anders und nimmt ihre Daten auf. „Was, du bist aus Russland,
warum hast du dann keine Waffe?" Für Frau L., die aus einem ehemaligen Teilstaat Russlands auf Grund des
Kriegszustandes geflüchtet ist, ist diese Aussage sehr unangenehm. Der Kontrolleur vermerkt nicht, dass sie einen
ungültigen Fahrschein hat, sondern notiert, dass sie ohne einen solchen unterwegs ist. In einem Schreiben an die
Wiener Linien stellen wir die Situation dar. Daraufhin wird Frau L. die Strafe erlassen. Ob Maßnahmen gegen die
diskriminierende Haltung des Kontrolleurs gesetzt wurden, wurde uns bis heute nicht mitgeteilt.
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Expertinnenkommentar „Öffentliche Behörden und Institutionen“

Gertrud Schmutzer-Mohammadyary/FIBEL 

Im Rahmen des transnationalen EU-Projekts „fabienne“ – „Binationale Familien und Partnerschaften in Europa –
Strategien gegen Diskriminierungen“ hat FIBEL* Diskriminierungserfahrungen binationaler Paare in Österreich erho-
ben. Ein Großteil der genannten Diskriminierungen ging von Behörden und Institutionen aus – und zwar in Form von
struktureller Diskriminierung (Gesetze, soziale Rahmenbedingungen), personaler Diskriminierung (unmittelbare und
beabsichtigte Ausgrenzung von Menschen, Beleidigungen, physische und psychische Übergriffe) sowie von
kultureller Diskriminierung (ideologische Legitimation fremdenfeindlicher Handlungen und Diskriminierungen). 
Als benachteiligend im Sinne struktureller Diskriminierung wurden von den befragten Paaren u.a. folgende
Erfahrungen definiert:

- Mangelnde Transparenz von Verfahren und von behördlichem Handeln;
- Benachteiligende gesetzliche Rahmenbedingungen:
- Fehlende wirksame Maßnahmen zum Schutz vor Diskriminierungen;
- Benachteiligung ökonomisch schwacher binationaler Paare und Familien und deren Angehörige aus Drittstaaten

bei Verfahren zur Beantragung von Visa für Familienbesuche;
- Kein Rechtsanspruch auf Aufenthaltstitel für Angehörige nicht-ehelicher binationaler Lebensgemeinschaften;
- Benachteiligende Arbeits- und Lohnverhältnisse für Frauen/MigrantInnen. 

Als personale Diskriminierung müssen folgende Erfahrungen gewertet werden:
- Vor allem Fremdenbehörden nahmen österreichischen Partnerinnen gegenüber oft eine paternalistische Haltung

ein, in dem sie die Betreffenden auf die „unehrlichen“ Heiratsmotive ihrer ausländischen Männer (unterstellt
wurden ihnen Eheschließungen zwecks Sicherung des Rechts auf Aufenthalt sowie des Zugangs zu einer lega-
len Erwerbstätigkeit) „aufmerksam machten“.

- Die Angst, mit physischen und verbalen Übergriffen konfrontiert zu werden, zieht sich wie ein roter Faden durch
die Erfahrungswelten fast aller Angehörigen schwarz-weißer Partnerschaften und Familien: In den meisten
Fällen erfolgten Übergriffe wie etwa Schläge mit Verletzungsfolgen, Erniedrigungen und rassistische Äußerungen
(u.a.: „Seit wann fahren Neger Auto?“) bei Ausweis- und Verkehrskontrollen. 

- Gegen afrikanische Partner wurde häufig ohne jegliche Anhaltspunkte wegen strafbarer Handlungen (vor allem
Diebstähle) ermittelt; den Aussagen der Partnerinnen zu Folge wurden polizeiliche Ermittlungen und z.T. auch
Strafverfahren unkorrekt durchgeführt, so dass die Betroffenen kaum Chancen hatten, ihre Unschuld zu beweisen.
Die Folgen: Gefährdung des Aufenthaltsrechts (Aufenthaltsverbots), Verlust des Arbeitsplatzes sowie enorme
finanzielle Belastungen durch hohe Verfahrens- und Anwaltskosten.

- Die negative Auslegung des Ermessensspielraums bei der Anwendung von Gesetzen und Rechtsvorschriften führt
dazu, dass binationale Paare häufig in ausweglos erscheinende oder demütigende Situationen geraten: 

Beispiel 1
Ein irakisch-österreichisches Paar möchte heiraten, wird vom zuständigen Standesamt aber darüber informiert, dass
dies ohne die vollständige diplomatische Beglaubigung der Urkunden der irakischen Verlobten nicht möglich sei. Das
Problem: Die Frau ist Asylwerberin, weshalb ihr die Beschaffung und diplomatische Beglaubigung ihrer Dokumente
nur unter riskanten Bedingungen möglich ist. Die negative Auslegung des Ermessensspielraums kann (zumindest im
konkreten Fall) de facto ein „Heiratsverbot“ für AsylwerberInnen bedeuten.  
Beispiel 2
Afrikanisch-österreichische Ehepaare berichteten von „Scheinehenkontrollen“ - ein typisches Phänomen der
„Grauzone“ behördlichen Handelns. Unseren Recherchen zufolge werden Scheinehenkontrollen „stichprobenartig“
durchgeführt (Dr. Stortecky von der Wiener Fremdenpolizei), wobei aber – wie uns bestätigt wurde - bestimmte
Kriterien wie beispielsweise der Bezug von Sozialhilfe oder anderer Leistungen für die Auswahl der zu kontrollierenden
Paare ausschlaggebend sind. Unseren bisherigen Informationen und Recherchen zu Folge haben die von den
Befragten erlebten Scheinehenkontrollen alle Merkmale von Mehrfachdiskriminierungen. Anzunehmen ist, dass dies-
bezügliche Überprüfungen und Befragungen durch die Fremdenpolizei u.a. nach den Kriterien Staatsangehörigkeit,
Höhe und Art des Einkommens (der österreichischen Partnerin) und Altersunterschied bzw. Alter der Frau (sexistische
Diskriminierung!) erfolgen.  

Die Autorin ist Mitarbeiterin bei FIBEL.
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Gesamtberichte 

Fair Play: Im Amateurbereich ist die Ausgrenzung von MigrantInnen mit Nicht-Eu-Pass auch im Jahr 2001
nach wie vor an der Tagesordnung. Das Regulativ des Österreichischen Fußball-Bundes (ÖFB) besagt: „In

Kampfmannschaften können nur zwei Nichtösterreicher eingesetzt werden. Auf dem Spielbericht dürfen insgesamt
nur fünf Nichtösterreicher gemäß § 23 der Meisterschaftsregeln und Österreichern gleichgestellte Ausländer gemäß
§ 3 (5) des ÖFB-Regulativs angeführt werden. Nur diese ausländischen Spieler können daher auch zum Einsatz kommen“.
Das bedeutet für Migranten den de facto Ausschluss von dem wichtigen Freizeitbereich Fußball; eine Bestimmung
die es so nirgends in der EU gibt. Auch für nicht-österreichische Spieler, die schon im Nachwuchs für einen Verein
gekickt haben, bedeutet der Übergang zum Erwachsenen Probleme, denn ab 16 gelten sie als „Österreichern gleich-
gestellt“. Trotzdem sind nur „fünf Spieler mit ausländischer Staatsangehörigkeit“ pro Team spielberechtigt. 
Der Europarat in Straßburg hat diese Diskriminierung von Sportlern mit Nicht-EU-Staatsbürgerschaft kritisiert und
empfiehlt den Verbänden das Regulativ dahingehend zu ändern, dass „junge Menschen aus Einwandererfamilien
nicht davon abgehalten werden sollen in offiziellen (Profi- oder Amateur) Ligen zu spielen.” (Empfehlung am 18. Juli
2001 vom Europarats-Komitee der Sportminister angenommen; vgl. Olympic Review XXVII- 41,S. 33) 

FIBEL-Fraueninitiative Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften: Fast 14 Prozent aller unserer
Beratungsfälle im Vorjahr 2001 bezogen sich auf fremdenfeindliche Vorurteile und Vorbehalte, -

gesellschaftliche Diskriminierungen und rassistisch motivierte Übergriffe mit denen Ratsuchende oder deren
Angehörige konfrontiert wurden. Die Urheber von Diskriminierungen stammten zum Teil aus dem näheren sozialen
Umfeld (Herkunftsfamilie, Verwandte, KollegInnen, Arbeitgeber, Nachbarn). Beispiele: Österreicherinnen mit afrikanischen
Partnern wurden (werden) von ihren nahen Angehörigen (Eltern) vor die Alternative gestellt, entweder den Kontakt
mit ihren Partnern abzubrechen oder andernfalls die Verbindung zu ihnen (den Eltern) zu verlieren; Zu einem erheb-
licheren Teil gingen rassistisch motivierte Übergriffe sowie verbale diskriminierende Handlungen und Aussagen aber
von Behörden (vor allem Exekutive) aus. Dazu zählen bspw. zwei Fälle, in denen afrikanisch-österreichische Ehepaare
Scheinehenkontrollen unterzogen wurden. In einem der Fälle steht der Vorfall in Zusammenhang mit dem Antrag des
Partners auf Niederlassungsbewilligung. Ein Fremdenpolizist erschien in der Wohnung des Paares und fragte nach
ihren Einkommensverhältnissen. „Verdächtig“ erschien dem Beamten das geringe Einkommen (Pension) der Partnerin.
Zu konstatieren ist vor allem das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung aufgrund der Faktoren Geschlecht/Alter
und Herkunft bzw. Hautfarbe (des Partners) sowie Einkommen, wie bspw. dieser und andere Fälle zeigen: Einer über
50jährigen Frau, die für ihren (jüngeren) Partner bei der Fremdenpolizei vorstellig wurde, erklärte ein Beamter, dass
„Ihr Mann so und so nur auf die Niederlassungsbewilligung aus ist“ und dass sie damit rechnen müsse, dass er sich
dann auf und davon machen werde.
Mit Übergriffen durch die Exekutive müssen vor allem afrikanische Partner rechnen: In einem Fall wurde der
Ehepartner von einem österreichischen Bundesgrenzschutzbeamten im Zuge einer Ausweiskontrolle verdächtigt
Drogen nach Österreich zu importieren. Obwohl bei ihm keinerlei Drogen gefunden wurden, musste er ihnen in die
Polizeistation (Linz) folgen, wo er sich nackt ausziehen und sich gegen seinen Willen einer Röntgenuntersuchung
unterziehen musste. Trotz Mangels an Verdachtsmomenten wurde er einige Stunden am Kommissariat festgehalten.
Eine weitere, in erster Linie von Afrikanern erlebte Form der Diskriminierung ist die Denunzierung aus nichtigen
Gründen oder Unterstellung krimineller Handlungen durch Polizeibeamte oder Personen aus dem sozialen Umfeld: In
einem Fall verständigte ein Nachbar eines afrikanisch-österreichischen Paares die Polizei und beschuldigte den
Afrikaner, einen im Gang stehenden Blumentopf vor die eigene Wohnung gestellt zu haben. Dieses „Delikt“ wurde
von den Beamten nicht weiter verfolgt, der afrikanische Partner war zum Zeitpunkt der „Tat“ im übrigen abwesend.
Derartige Fälle werden – wie alle unsere Beratungsfälle – protokolliert und dienen uns als wichtige Orientierungshilfe
für unsere Antirassismusarbeit. 

FIBEL
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Forum gegen Antisemitismus: Die Tendenz des letzen Jahres 2001 geht in Richtung Aufbau eines
„Rechtsextremen-Islamistischen Netzwerkes“. Es findet eine Annäherung zwischen diesen beiden

Gruppierungen statt, da sie gemeinsame Interessen und Feindbilder aufweisen. Außerdem hört man vermehrt von
arabischen Holocaustleugnern, eine Tatsache, die diese Tendenz bestätigt.
Eines der wichtigsten Ereignisse in diesem Jahr war das „Zur Zeit“-Treffen, bei dem die rechtsorientierte
Wochenzeitung, die kürzlich von der Regierung eine Presseförderung von 800 000 ATS erhielt, ihr 4-jähriges Bestehen
feierte. Zu diesem erschienen rechte Größen aus ganz Europa.
Die Terroranschläge des 11. Septembers, sowie die Eskalierung der Intifada im Nahen Osten sind die Basis für die
steigende antiisraelische Haltung in Europa. Leider stellen wir fest, dass dies immer öfter Gründe für antisemitische
Angriffe auf jüdische Bürger sind.
Beschmierungen: Dem Forum wurden im Jahr 2001 19 antisemitische und neo-nazistische Beschmierungen gemeldet.
Diese befanden sich auf Häuserwänden, Stromkästen oder Postkästen und in öffentlichen Verkehrsmitteln. Das Forum
leitet solche Fälle dem Bürgerdienst beziehungsweise den Wr. Verkehrsbetrieben weiter, welche dann für die
Entfernung zuständig sind.
Beschimpfungen: 8 Personen meldeten sich beim Forum im Jahr 2001, weil sie auf der Straße, in Schulen, aber auch
in Wohnhäusern, also von anderen Wohnparteien antisemitisch beschimpft wurden.
Droh-/Schmähbriefe: Im Jahr 2001 sind ca. 150 Droh- und Schmähbriefe an die IKG und andere jüdische
Einrichtungen gegangen. Die hohe Anzahl von Schmähbriefen im März ist auf die Endphase des Wiener
Landtagswahlkampfes und auf die Aussagen Haiders gegenüber IKG Präsident Muzicant („Dreck am Stecken“) zurück-
zuführen.
Postings: Das Forum beobachtet auch die Internetausgaben der Tageszeitungen und Wochenmagazine.
Es gab z.B. im November, als Dr. Muzicant die Landeshauptleute traf, sehr viele Postings in den Internetausgaben der
Printmedien „Die Presse“, „Kurier“, „Täglich Alles“ und des Senders „ORF“. Einige davon bedienten sich der klassischen
antisemitischen Vorurteile des geldgierigen und machtsüchtigen Juden. Zu lesen waren aber auch Statements wie
„wie wäre es allen Juden ein oneway ticket in die Heimat zu spendieren“, oder „ a gscheites Pogrom gheat wieda hea!“.

IMÖ - Initiative Muslimischer ÖsterreicherInnen: Medienbereich: Hier sind große Qualitätsunterschiede
festzuhalten. Während sich der ORF weitestgehend um einen differenzierten Sprachgebrauch und seriöse

Hintergrundberichterstattung bemüht, fallen einzelne Printmedien vor allem im Boulevardbereich durch sensations-
lüsterne und schlichtweg falsche Aussagen über den Islam an sich auf. Prinzipiell gibt es zum Teil sehr gute Kontakte
zu einzelnen JournalistInnen und auch Abteilungen seitens der Glaubensgemeinschaft, die eine Zusammenarbeit im
Sinne eines verantwortlichen und objektiven Journalismus fördern. Zu verbessern gilt es immer noch viel.
Hier nur einige Beispiele:
Im Wochenblatt „Die ganze Woche“ Nr. 39/01 erscheint ein Artikel über Muslime in Österreich. Die alten Angstbilder
vom die Weltherrschaft anstrebenden Islam werden fleißig bedient und kulminieren in der aus der Luft gegriffenen
Aussage, dass „der Islam keinen Respekt vor anderen Religionen kenne.“
Die bei weitem auflagenstärkste Tageszeitung „Kronen Zeitung“ schürt regelmäßig Ängste und Vorurteile. Ein Text
von Wolf Martin: „Fast nie durch Böses im Gesichte verraten sich die Bösewichte. Scheint dir dein Nachbar engels-
gleich? Er kämpft vielleicht fürs Satansreich. Dein Greißler, dieser nette Käfer, er ist vielleicht des Terrors „Schläfer“.
Ist von Bin Laden ausstaffiert der Kellner, der dir flink serviert? Wer weiß, was für Gedanken hegt, die Fromme, die
das Kopftuch trägt? Und der studiert fürs Doktorat erwägt vielleicht ein Attentat.“
Eine Karrikatur zeigt einen Muezzin mit Totenschädel, der von einem als Sprengkopf dargestellten Minarett „Djihad“
ruft, mit der Untertitelung „Heiliger Krieg: Das Gesicht des Fundamentalismus.“
Aber auch das was auf Expertenebene in der anerkannten Presse mitunter an mangelndem Fachwissen oder einsei-
tig dargestellten Verhältnissen zu lesen ist, verlangt nach kritischer Betrachtung und Kommentierung. Die
Tageszeitung „Die Presse“ veröffentlichte beispielsweise einen von falschen Angaben strotzenden Artikel über
Christen in der muslimischen Welt, welcher der Auffassung reichlich Nahrung gibt, dass Muslime in Europa solange
keine respektvolle Behandlung, geschweige Religionsfreiheit verdienten, solange Christen in Ländern der islamischen
Welt Repressalien ausgesetzt seien. Von den bei weitem überwiegenden Beispielen eines positiven Miteinanders in
islamischen Ländern ist nicht die Rede. Etablierte Grundrechte werden schlicht in Frage gestellt, bzw. negiert.
Gewiss könnten sich für jedes Medium verschiedenste Beispiele finden. Hier ist nicht der Ort für eine detaillierte
Analyse. Nach den Beobachtungen verdichtet sich aber die Überlegung, Gremien wie der Presserat oder auch neu zu
schaffende Organe müssten aktiver ans journalistische Ethos appellieren und sich bei konkreten Vorfällen einschal-
ten, bei denen der Gegenstand der „Verhetzung“ gegeben scheint.

IMÖ 
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Kurze Überlegungen zur Lage der Muslime in Österreich nach dem 11.09.2001:
Eine Pizzeria in Wien, einige Zeit nach dem 11. September 2001: Eine Gruppe hat Speisen bestellt und diese sollen
gerade serviert werden, als der Besitzer des Lokals, der die Gäste bedient, einen Freund arabischer Herkunft eintreten
sieht und wie üblich mit „as-salamu alaikum“ begrüßt. Auf einmal hat es besagte Gruppe sehr eilig, das Restaurant
zu verlassen. Untereinander unterhält man sich bewusst laut, als wollte man den Besitzer hören lassen, dass seine
Abstammung, sein Islam und die damit verbundenen Assoziationen mit Terrorismus der Grund sind.
Geschichten wie diese spielen sich so oder ähnlich seit dem 11. September immer wieder ab. Sie sind allerdings sehr
schwer greifbar, weil Betroffene in den wenigsten Fällen bereit sind, über derartige Erfahrungen zu sprechen. Oft
bleibt es auch bei einem eher allgemeinen Unbehagen darüber, dass man als Muslim/e wahrnimmt, wie sich der
Umgang im Alltag verändert hat, ohne dass allerdings außer misstrauischen Blicken oder bewusstem aus dem Weg
gehen etwas Konkretes vorläge. Man möchte sich nun nicht noch mehr in Besorgnis hineinsteigern oder durch mehr
Öffentlichkeit womöglich Nachahmer islamfeindlichen Verhaltens auf den Plan rufen.
Auch hat der Eigentümer der Pizzeria einer Veröffentlichung des Vorfalls nur unter der Bedingung zugestimmt, dass
nicht einmal der Bezirk, in dem sich sein Lokal befindet, genannt wird. 
Einem gesteigerten Interesse am Islam mit der vielmals wahrgenommenen Chance, nunmehr sachliche Information
auch auf dem Weg des Dialogs und direkter Begegnung einzuholen, steht die Tendenz gegenüber, dass sich alte Bilder
noch verfestigen, weil die Qualität der meist eher auf raschen Konsum ausgerichteten Medienberichterstattung viel-
fach äußerst mangelhaft ist. Wenn als Merkmal eines „Fundamentalisten“ auf einmal ernsthaft Bart und Kopftuch
gelten und im Zuge der Durchleuchtung von Alltagsgewohnheiten der mutmaßlichen Attentäter islamische
Verhaltensweisen wie die Einhaltung der Speisegebote als Indiz für psychopathische Persönlichkeitsstrukturen inter-
pretiert werden, so hat dies selbstverständlich Auswirkungen auf die Stimmungslage unter Muslimen ganz allgemein. 
Auffällig ist auch, dass nicht erst seit dem 11. September der geringe Informationsstand über den Islam zutage tritt,
sondern das Problem von Vorurteilen und Klischeevorstellungen nun noch offensichtlicher wird. Hier ist es nicht nur
eine Herausforderung für die Muslime klar darzustellen, dass ihre Religion keine Religion des Terrors ist und falsch
verstandene und übersetzte Begriffe wie „Jihad“ aufzuklären.
Mindestens ebenso rückt das Thema der Stellung der Frau in den Mittelpunkt. Vor allem hier wird besonders deut-
lich, wie es an einer differenzierten Sichtweise fehlt, denn nur zu oft wird der Islam in Bausch und Bogen als „frau-
enfeindlich“ abgetan. Muslimische Männer stehen im Verdacht der Frauenunterdrückung. Frauen werden bestenfalls
bemitleidet, eher noch als „selbst schuld“, weil zu dumm sich „zu befreien“ gesehen. 
Vielversprechende Ansätze für eine Versachlichung der durch zahlreiche Fehlinformationen und Klischees problem-
beladenen Einstellung gegenüber dem Islam sind gerade in jüngster Zeit vorhanden. Es zeigt sich, dass
Grundvoraussetzungen hier im Prinzip der Gleichberechtigung der Dialogteilnehmer liegen. Nicht nur, dass Muslime
für sich selbst verstärkt sprechen sollten und damit zur Aufhellung so manchen Missverständnisses und zur allge-
meinen Entspannung beitragen können, gilt es von Positionen der Überlegenheit abzurücken.
Wenn mit dem vollen Anspruch der Seriosität Stimmen laut werden, die vom Islam als einer Religion sprechen, die
„keinen Respekt“ vor anderen kenne, den Islam als „kulturell minderwertig“ bezeichnen und dabei leichtfertig mit
sensiblen Begriffen wie „fundamentalistisch“ umgehen, so zeugt dies nicht nur von höchst lückenhafter
Sachkenntnis, sondern ruft Erinnerungen an die Arroganz aus Kolonialzeiten wach. 
Vorschläge wie sie über verstärkte Informationsmaßnahmen hinausgehend schon längst erhoben wurden, erscheinen
aktueller denn je: Sichtbarmachung von Muslimen auf allen gesellschaftlichen Ebenen als Weg zu einem ausgegli-
chenen sozialen Zusammenspiel, bei dem die Angst vor dem scheinbar „Fremden“ durch die Alltäglichkeit des
Umgangs miteinander abgelöst wird. Das vielbemühte Wort vom „Dialog der Kulturen“ soll gerade für die muslimi-
sche Minderheit in Österreich auch mehr Partizipation einschließen - für muslimische Frauen im Berufsleben, im
Bereich der Medien, zivilgesellschaftliches Engagement - ohne die alle Aktivitäten und Bemühungen doch mehr an
der Oberfläche blieben. 

LEFÖ-Verein Lateinamerikanische Emigrierte Frauen in Österreich, Interventionsstelle für Betroffene
des Frauenhandels: Wir haben uns entschlossen im Folgenden ein Beispiel für strukturellen Rassismus aus

unserer Arbeit mit Betroffenen des Frauenhandels zu beschreiben. 
Dazu sei vorausgeschickt, dass Menschenhandel / Frauenhandel im österreichischen Strafgesetz nach §217 als
Zuführung oder Anwerbung einer Person zur „gewerbsmäßigen Unzucht“ in einem anderen Staat als dem, in dem sie
sich gewöhnlich aufhält bzw. dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, definiert wird. Personen / Frauen, die im straf-
rechtlichen Sinne als Opfer dieses Deliktes betrachtet werden, kann ein Aufenthalt aus humanitären Gründen
gewährt werden. Nun fühlen sich aber die österreichische Exekutive und die österreichische Justiz nur für Betroffene
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des Frauenhandels zuständig, die von einem anderen Staat nach Österreich gehandelt wurden. Das bedeutet, dass
betroffene Frauen, die etwa von einem afrikanischen Staat nach Italien gehandelt wurden, sich dort befreien konn-
ten und nach Österreich geflüchtet sind, hier nicht als Betroffene des Frauenhandels gesehen und behandelt werden,
sondern bei Aufgreifung durch die hiesigen Behörden befürchten müssen, in eben den Staat, in den sie gehandelt
wurden und wo sie im höchsten Ausmaß bedroht sind, wiederum zurückgeschoben zu werden. Dies halten wir für
ausgesprochen bedenklich – es soll hier nicht unerwähnt bleiben, dass dies leider nicht nur in Österreich gängige
Praxis ist. Für die Bekämpfung von Frauenhandel und im Sinne der Menschenrechte ist diese Praxis allerdings nicht
sinnvoll bzw. zu verurteilen, da sich der Frauenhandel nicht an nationalen Grenzziehungen orientiert sondern eine
internationale Erscheinung ist.
Ein Fallbeispiel:
Frau U. ist in einem afrikanischen Staat aufgewachsen. Sie musste bereits früh von ihrer Familie weggehen um Geld
zu verdienen. Als sie etwas älter war, wurde sie dann von einem Bekannten angesprochen, der ihr Arbeit in Italien
versprach, die viel Geld bringen sollte, mit dem sie dann ihre Familie noch besser unterstützen könne. Frau U. nahm
das verlockende Angebot an und fand sich dann in Italien wieder, wo sie als Straßenprostituierte arbeiten musste. Ihr
Pass wurde ihr abgenommen (sie ist bis heute ohne gültiges Personaldokument). Sie konnte sich dann vor etwa einem
Jahr befreien und als Schneiderin arbeiten. Nach kurzer Zeit wollten die Frauenhändler Schutzgeld von ihr. Sie floh
nach Deutschland. Dort wurde sie nahe der Grenze festgenommen und musste fast ihr gesamtes Geld, das den Erlös
vom Verkauf ihrer Nähmaschinen darstellte, an die Behörden bezahlen (für die Festnahme und Schubhaft ihrer selbst
wie auch eines Mannes, der als ihr Freund angesehen wurde). Von dort wurde sie nach Österreich zurückgeschoben.
In der Schubhaft in einem Bundesland wurde eine Schubhaftbetreuerin auf ihr Schicksal aufmerksam und nahm
Kontakt mit uns auf. Frau U. erzählte ihr auch, dass sie an der österreichischen Grenze gleich um Asyl angesucht habe,
da sie große Angst davor habe, wieder nach Italien geschickt zu werden und dort der Frauenhändlermafia, die ein
großes Netzwerk unterhält, ausgeliefert zu sein. Nach dem Dubliner Abkommen aber muss ihr Asylantrag in Italien
behandelt werden. Frau U. wurde dennoch aus der Schubhaft entlassen, da wir zusicherten, sie in unsere Betreuung
aufzunehmen und da es erfahrungsgemäß sehr langwierig bis fast unmöglich ist, Italien zur Rücknahme von
Menschen ohne Papiere zu bewegen, bei denen es keinen Beweis gibt, dass sie sich zuvor wirklich in Italien aufge-
halten haben. In der Folge versuchten wir gemeinsam mit Frau U. einen gangbaren Weg für ihre Zukunft zu finden.
Wir setzten uns dazu auch mit deutschen und italienischen NGOs in Verbindung. Doch nirgends konnte eine für die
Frau erträgliche Lösung gefunden werden. Wäre sie nicht nach Italien, sondern nach Österreich gehandelt worden,
hätten die Behörden hierzulande Interesse an ihr, zumindest als Zeugin eines Verbrechens, gehabt, und es hätte die
Möglichkeit bestanden, sie hier zu unterstützen. Da sie aber die Kraft und den Mut hatte, sich selbst aus ihrer
Situation zu befreien und in einen anderen Staat zu flüchten, fühlte sich von offizieller Seite niemand für sie zustän-
dig. Frau U. hat sich aufgrund des mangelnden Angebotes wieder auf den Weg gemacht – immer noch illegalisiert
und ohne Perspektive dieses Stigma los zu werden. 

GEMMI: „Es reicht! Menschen, die den entwürdigenden Bedingungen in den österreichischen Gefängnissen,
insbesondere im Wiener Landesgericht ausgesetzt werden, bekommen schon so die alltäglichen

Auswirkungen der repressiven Strafgesetze zu spüren. Wer es dann noch wagt sich gegen unzumutbare Behandlung
durch VollzugsbeamtInnen aufzulehnen, wird zusätzlichen Repressalien ausgesetzt, um sie oder ihn mundtot zu
machen. Gerade MigrantInnen und Flüchtlinge werden in den Gefängnissen durch den bei Anstaltsleitung und
Personal vorherrschenden Rassismus stark marginalisiert und diskriminiert. Das zeigt sich etwa an den systematischen
Schikanen gegenüber afrikanischen Gefangenen: so die Weigerung der Anstaltsleitung im Wiener Landesgericht,
AfrikanerInnen – sofern jemand es wünscht – als HausarbeiterInnen anzustellen, womit sie vollkommen abhängig von
Geldsendungen ihnen nahestehender Personen oder Solidaritätsgruppen gemacht werden (wenn ihre Verhaftung
überhaupt bekannt ist und sie von jemandem betreut werden) - zudem sind Lebensmittel und Gebrauchsartikel, die
fast ausschließlich drinnen gekauft werden müssen, nur zu extrem überhöhten Preisen zu bekommen. Seit einer
Woche wird allen Gefangenen außerdem von der Justizanstalt weniger Essen zugeteilt: Bekamen sie bisher die
ohnehin geringe Zahl von vier Semmeln, so sind es jetzt nur noch drei. Auch die rassistischen Angriffe durch das
Wachpersonal häufen sich, so geschehen vor mehreren Tagen im Landesgericht:
Als ein Wärter den afrikanischen Insassen einer Zelle das Frühstück bringt, während einige von ihnen noch schlafen,
verweigert der Wärter die Übergabe des Frühstücks mit der Begründung, dass alle Insassen wach sein müssten.
Derselbe Wärter fällt auch dadurch auf, dass er den Gefangenen dieser Zelle weit weniger Klopapier als üblich zuteilt
und sie rassistisch beschimpft. Einer der Gefangenen lässt sich diese diskriminierende Behandlung nicht gefallen und
protestiert dagegen - als Antwort bekommt er zunächst nur ignorantes Schweigen. Doch wenige Tage später ist klar,
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was „aufsässige“ Menschen im Landesgericht zu erwarten haben: Der Gefangene wird in der Früh ohne
Vorankündigung aus dem Bett geholt und ohne irgendeine Begründung in eine andere Zelle verlegt.
Es handelt sich hier um keinen Einzelfall - MigrantInnen und Flüchtlinge sind im Wiener Landesgericht Tag für Tag
rassistischer Ausgrenzung und Repressionen ausgesetzt. Wie mit Menschen umgegangen wird, die sich dagegen
wehren, zeigt dieser Vorfall - sie werden noch mehr bestraft. Es ist nämlich auch eine Form der Zermürbung
Gefangene aus den begrenzt aufgebauten sozialen Beziehungen herauszureißen und in eine andere Zelle zu stecken
- Fragen nach dem warum? werden einfach ignoriert! Nicht zu vergessen ist die Isolationsfolter im Keller des
Landesgerichts („Käfig“), dessen Existenz sich die Gefängnisleitung beharrlich zuzugeben weigert! Diese alltägliche
repressive und rassistische Praxis steht in einem Zusammenhang mit den anderen (mitunter auch gesetzlichen)
Verschärfungen der letzten Monate in den Gefängnissen - so etwa die Beschränkungen bei der Vermittlung von
Wäschepaketen und Zeitschriften an die Gefangenen und die willkürliche Rücksendung solcher Pakete. Wir erinnern
auch daran, dass vor nicht allzu langer Zeit die Betreuung von afrikanischen Gefangenen der „Operation Spring“
durch die Verhängung von Besuchsverboten bewusst zu verhindern versucht wurde. Dazu sagen wir: Es reicht!“
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Interview mit Ute Bock 

Ute Bock, die diesen Sommer 60 Jahre alt wird, ist seit 32 Jahren Leiterin eines Gesellenheimes der Stadt Wien. In
diesem Heim beherbergt sie auch jugendliche schwarze Asylwerber, die nach der Erreichung des 18. Lebensjahres das
Heim verlassen müssen. Die Jugendlichen werden von keiner offiziellen Stelle weiterbetreut - auch wenn ihre
Asylverfahren bis dahin noch nicht abgeschlossen sind. Sie sind zwar vom Gesetz her berechtigt, sich in Österreich
aufzuhalten, jedoch ist es ihnen verboten zu arbeiten. Ute Bock hat aufgrund dieser Situation Initiative ergriffen und
privat begonnen, Wohnungen anzumieten, um diese Jugendlichen und jungen Erwachsenen vor der Obdachlosigkeit
zu bewahren. Im Interview erzählt die zivilcouragierte Frau, deren Heim vor 2 Jahren Hauptziel einer umfassenden
Polizeirazzia war, über den Alltag als Organisatorin des Projektes, das derzeit 10 Wohnungen umfasst. Unterstützt
wird sie von freiwilligen HelferInnen, privaten SpenderInnen und anderen Organisationen wie z.B. SOS-Mitmensch. 

ZARA: Was sind Ihre persönlichen Erfahrungen mit Behörden und der Polizei?
UTE BOCK: Gut. Wirklich gut. Also mit der Polizei, die da die Razzia gemacht hat, war das natürlich eine Streiterei,
aber die Polizei vom 10. Bezirk hat sich sogar bei mir entschuldigt. Die Polizei von der Razzia war ja aus ganz Wien
zusammengestellt. Wenn man fünfzig Leute verhaften will, braucht man ja eine Menge Polizei. Der vom 10. hat dann
zu mir gesagt: „Frau Bock, Sie wissen genau, wenn wir das gemacht hätten, wäre das nicht so schlimm gewesen.“
Ich habe immer eine gute Zusammenarbeit mit der Polizei gehabt. Wenn die wen suchen und mich fragen: „Ist der
da?“ Dann sag ich: „Ja, der ist da, ich komm mit ihm runter.“ Wenn einer nicht alleine runter gehen wollte, bin ich
mitgegangen. 
Vor allem bei den Schwarzen haben sie am Anfang immer gesagt: „Was woll´n die Bimbos da?“ Und dann hab ich zu
ihnen gesagt: „Hören sie mal, sind sie einmal schon ausgerückt wegen einem ‚Bimbo‘? Doch immer nur wegen den
Unseren.“ Und das haben sie dann auch zugegeben. 
Ich wurde auch von der Wachstube aus angerufen, wenn sie zum Beispiel zwei Schwarze gehabt haben, die von der
Frau da oben angezeigt wurden. Diese Frau hat immer alles fotografiert. Die Polizei hat zu mir gesagt: Wir wissen,
dass die nix angestellt haben. Wir schicken sie gleich wieder heim. So war das also. Ich hab keine schlechte
Zusammenarbeit mit der Polizei. (….)
ZARA: Was waren Ihre negativen Erfahrungen mit der Polizei? 
UTE BOCK: Es gab da schon ein paar komische Geschichten. Zum Beispiel hatte ich in der Axingergasse sechs
Schwarze wohnen. Einer von denen geht zu Fuß zur U-Bahn-Haltestelle. Mutterseelenalleine. Kommt ein Polizist am
Fahrrad, sieht, dass er ein Schwarzer ist und kontrolliert ihn. Der Schwarze hat zu ihm gesagt: „Du kannst dir alles
anschau‘n.“ Er hat ihm den Ausweis und alles gezeigt. Der Polizist durchsucht sein Geldbörsel und gibt ihm 300
Schilling nicht mehr zurück. Über die 300 Schilling gibt ihm der Polizist eine Bestätigung. Der Mann kommt zu mir
und erzählt mir ganz aufgelöst die Geschichte. Dann zeigt er mir den Zettel und fragt mich, ob er sein Geld zurück
bekommt. Ich sag: „Nein“. Der kann nämlich nicht einmal lesen und so hat er Strafe gezahlt wegen Lärmerregung. Ich
sag zu ihm: „Sag einmal, was hast du gemacht?“ Er antwortet mir: „Ich war ganz allein auf der Straße. Ich bin doch
kein Trottel. Ich hab doch nicht herumgeschrien.“ Das Ganze ist einfach widersinnig. Ich hab ihm dann die dreihundert
Schilling gegeben und gesagt: „Vergiss das Ganze.“ Ich hab ihm erklärt, dass nicht alle Polizisten so sind. Bei den
Schwarzen funktioniert das nämlich genauso. Bei denen ist dann jeder Polizist gleich ein Rassist. Und das will ich auch
nicht. Ich will eigentlich ein bißchen einen Frieden haben (lacht). Aber das ist mir nicht vergönnt. Das war heuer, am
30. August.
Und der zweite Fall ist genau so etwas. Der Mann hat die Zeitung „Die Bunte“ verkauft. Das war auch im heurigen
Jahr. Da hat ihn ein Polizist aufgehalten, hat ihm das ganze Geld abgenommen und – schau´n Sie her (raschelt mit
einem Papier) – Störung der öffentlichen Ordnung. Das war in Floridsdorf, bei der Copa Kagrana am 22. August. (…)
ZARA: Und heuer waren außerdem zwei Razzien in ihren Wohnungen.
UTE BOCK: Ja. Eine war in der Sigmundsgasse, im siebenten Bezirk, an einem Sonntag Vormittag gegen elf. Die
Wohnung hat ein Schlafzimmer und ein Wohnzimmer. Einer ist im Schlafzimmer gewesen und die anderen sind im
Wohnzimmer gesessen. Zum Glück war die Wohnungstüre nicht versperrt – also wenn einer die Türe nicht versperrt,
da kann er nicht viel zum Verstecken haben. Die Polizei ist also hinein, hat alle in Handschellen am Boden festgehalten.
Sie haben alles durchsucht, alles raus gerissen, alles ruiniert. Der, der drinnen geschlafen hat, ist aus dem Fenster
gesprungen, aus dem zweiten Stock. Ich hab nachher zu ihm gesagt: „Bist du verrückt, du hättest tot sein können.
Wieso machst du so etwas?“ Er hat zu mir gesagt: „Mama, ich hab geglaubt die Wohnung fällt über mir zusammen.“
Der hat gedacht, es ist ein Erdbeben oder so was. 
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Einen haben sie mitgenommen. Da haben sie mich natürlich angerufen und geheult und erzählt, was passiert ist.
Ich hab gefragt, ob dem, der runtergesprungen ist, was passiert ist und der sagt drauf, das weiß er nicht. Ich sag zu
ihm, er muss doch wissen, ob der Kranken- oder der Totenwagen gekommen ist. Naja, dort ist der zweite Stock so
hoch, wie hier der dritte. (Die Türe wird geöffnet und eine männliche Stimme fragt nach einem Schlafplatz. Frau Bock
vertröstet ihn auf später.)
ZARA: Geht das hier den ganzen Tag so? Wonach fragen die Jugendlichen?
UTE BOCK: Der eine war wegen der Bettwäsche hier. (…) Drei vier mal am Tag kommt einer vorbei, der einen
Schlafplatz sucht. Und sie lassen sich fast nicht abbringen. Man muss sie richtiggehend rausschmeißen. Das ist furcht-
bar. Ich musste gestern Nacht einen 17jährigen rausschmeißen. Davon hab ich dann die ganze Nacht geträumt. Das
hält man nicht aus. 

Über Razzien
UTE BOCK: In der Sigmundsgasse war es so, dass dort ein Ibrahim gewohnt hat. Und bei einer Razzia in Bayern haben
sie einen festgenommen, der in seinem Telefonbuch einen Ibrahim in der Sigmundgasse gehabt hat. Anstatt, dass sie
ihn vorladen, haben sie das gleich für eine Razzia genützt (Das Telefon läutet.) Den Ibrahim haben sie auch mitge-
nommen.
ZARA: Wieviele Beamte waren da?
UTE BOCK: Die Buben sagen um die zwanzig. Die Nachbarin, die den evangelischen Flüchtlingsdienst angerufen hat,
hat auch gesagt, so um die zwanzig. Also schon eine ganze Menge. Ich hab mich bei der Polizei im siebten Bezirk
erkundigt, was da eigentlich war. Ich hab mir das alles angeschaut und hab die Burschen wieder beruhigt und
versucht rauszufinden, was mit dem passiert ist, der aus dem Fenster gesprungen ist. Die anderen haben nichts
gewusst, weil sie mit Handschellen mit dem Bauch am Boden gehalten wurden. Das muss man sich einmal vorstellen.
Die haben alles kaputt gemacht. Der eine hat einen Koffer gehabt zum Zusperren; der war ganz zerfetzt. Wissen Sie,
die haben fast nichts und wenn man dann das bißchen auch noch kaputt macht... Das ist halt nicht sehr gescheit.
Jedenfalls habe ich dann die Rettung angerufen und der sagt mir, er darf mir keine Auskunft geben, weil das fällt
unter den Datenschutz. Auf der Polizei hat eine Polizistin dann für mich rausgekriegt, dass er im Allgemeinen
Krankenhaus ambulant behandelt und nach Hause geschickt wurde. Er ist aber nicht nach Hause geschickt worden.
Er ist nämlich von der Polizei ins Krankenhaus gebracht worden und auch von der Polizei wieder mitgenommen worden.
Der Arzt bei dem er war, hat in den Bericht geschrieben, er konnte leider nicht untersucht werden, weil er die
Handschellen nicht ablegen durfte. Das kann ich Ihnen zeigen.
ZARA: Er wurde also gar nicht untersucht?
UTE BOCK: Er hat nicht so viel gehabt. Am Knie und am Ellbogen war er aufgeschunden und eine kleine Platzwunde
am Kopf. Für einen Sturz aus dem zweiten Stock ist ihm nichts passiert. 
ZARA: Mit was für einer Begründung wurden ihm die Handschellen nicht abgenommen?
UTE BOCK: Na, weil er so gefährlich ist! Sie haben ihn dann im siebenten Bezirk gehabt. Ich hab dort angerufen und
gesagt: „Sie haben in meiner Wohnung eine Razzia durchgeführt und zwei Personen festgenommen und ich würde
gerne wissen, was mit denen passiert.“ Der Polizeibeamte sagte zu mir, dass die Festgenommenen morgen früh ein-
vernommen und dann nach Hause geschickt werden würden. Als ich mich nach dem erkundige, der aus dem Fenster
gesprungen ist, erklärt er mir, dass er fast auf einen Beamten gefallen wäre (lacht). Das wäre dann wahrscheinlich ein
Mordversuch gewesen. (…)
ZARA: Ist etwas gefunden worden?
UTE BOCK: Es ist nichts gefunden worden. Die Sache wurde der Staatsanwaltschaft weitergeleitet. Von dort haben
wir aber nicht einmal einen Brief oder so etwas. (…)
ZARA: Ist bei der zweiten Razzia etwas gefunden worden?
UTE BOCK: Auch nicht.(…) Die haben dort die Türen eingetreten. (…) Da hat mich jemand angerufen und gesagt:
„Frau Bock, es ist Feuer am Dach, das ganze Haus ist voller Polizei“. Da waren irrsinnig viele Beamte. Viele davon auch
in Zivil. Auch viele Vermummte. Ich war zwanzig Minuten lang am Telefon und hab mitangehört, wie die dort die
Türen eingetreten haben. Das war furchtbar. (….) Ich hab früher mit der zuständigen Frau von der Kriminalpolizei im
dritten Bezirk telefoniert und ihr gesagt, dass ich ihre Probleme verstehe, dass es oft nicht so leicht ist, aber dass ich
gerne eine gute Zusammenarbeit mit ihr hätte. Nach der Razzia hat sie mich angerufen, weil sie jemand gesucht hat
und ich habe ihr erklärt, dass die Leute ein bißchen verschreckt sind seit der Razzia. Da fragt sie mich: „Welche Razzia?
Davon weiss ich gar nichts.“ Sie hat gesagt, dass der zuständige Bezirk normalerweise schon verständigt wird. 
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Über den Kontakt zu den Nachbarn des Gesellenheimes

ZARA: Ist es schon vorgekommen, dass Heimbewohner von den Nachbarn beschimpft wurden?
UTE BOCK: Das kommt eher hinten herum. Durch Blicke, durch andere Leute. (Pause) Wie damals diese Razzia war,
da hat das Fernsehen die Nachbarn befragt. Da hat eine Hausmeisterin gesagt (in keifendem Tonfall): „Man kann gar
nicht mehr auf die Straße gehen! Da ist alles schwarz von Negern! Ausgezogen ham einen die schon mit den Augen!“
Also die haben alle fesche Freundinnen gehabt, da wollt niemand die Hausmeisterin ausziehen (lacht). Eine andere
hat auch gesagt, dass sie sich so gefürchtet hat. Aber wenn ihr Bua besoffen ist, dann wackelt der ganze Bau. Und
ein Heimbewohner hat mir erzählt: „Diese Frau ist einmal vor dem Heim hin gefallen und hat ihre ganze Tasche
ausgeleert. Ich hab ihr alles eingeräumt, hab ihr aufgeholfen und hab sie zu ihrer Stiege geführt. Und die sagt sie
fürchtet sich vor Schwarzen!“ (lacht). Eigentlich war das erschütternd. 

Über Perspektiven
UTE BOCK: Der Polizeibeamte vom fünften Bezirk hat einmal bei mir angerufen, ob ein Festgenommener wirklich in
der Dampfschiffgasse wohnt. Dabei hat der eh seinen Meldezettel mitgehabt. Ich antworte ihm, dass das stimmt und
frag, was er denn angestellt hätte. „Na, was wird er schon getan haben?“, gibt der zur Antwort „Es dealt eh jeder
zweite Neger in Wien.“ Den Schwarzen haben sie einfach auf der Straße angehalten und mitgenommen und haben
behauptet, er hätte Drogen verkauft. 
Der Mann, der in der Rüdengasse Selbstmord verübt hat [Anm.: ein Jugendlicher sprang während seiner Einvernahme
am Jugendgerichtshof aus dem Fenster und war tot], wurde nach zweijähriger Haft wegen eines Drogendelikts aus
St. Pölten Ende Juni entlassen und ist zwei Wochen später schon wieder festgenommen worden. Dann ist er noch drei
mal verhaftet worden und wie er dann wieder in der Rüdengasse gelandet ist, ist er aus dem Fenster gesprungen. Der
Xxxx, das war der Richter, dem ist es natürlich nicht gut gegangen und der hat mich um halb zehn in der Nacht ange-
rufen und zu mir gesagt: „Sie brauchen nicht glauben, dass wir etwas gemacht haben.“ Und ich hab zu ihm gesagt:
„Wissen Sie was, das richtet sich weder gegen die Polizei noch gegen die Richter, sondern einfach gegen sein be-
schissenes, aussichtsloses Leben.“ Weil wenn ein Österreicher in die Polizeistube gezerrt wird, nimmt er sich nachher
auch nicht das Leben, weil der Beamte so grauslich zu ihm war. Irgendwann merkt er einfach, er kommt aus diesem
Kreis nicht heraus und er hat keine Chance und es wird einfach nichts draus. Er kann machen, was er will und sie
werden ihn trotzdem immer wieder verhaften. Das ist es! Die Aussichtslosigkeit! (Das Telefon läutet.) 
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Rechtliches 

I. Rechtliche Rahmenbedingungen zur Bekämpfung von Rassismus 

Die folgende Zusammenstellung erfasst jene (verfassungs- und einfachgesetzlichen) Bestimmungen der österreichi-
schen Rechtsordnung, die sich unmittelbar auf rassistische Diskriminierung beziehen. Sie erhebt keinen Anspruch auf
Vollständigkeit*. Aktuelle Entwicklungen auf internationaler und nationaler Ebene können dem folgenden Kapitel
entnommen werden. 
I.1. EU-rechtliche Grundlagen
Der Rat der Europäischen Union hat am 29. Juni 2000 die „Richtlinie zur Anwendung des Gleichheitsgrundsatzes ohne
Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft" (EU-Richtlinie 2000/43/EG) verabschiedet, die am 19. Juli 2000
in Kraft getreten ist. Das Ziel der Richtlinie ist es, direkte und indirekte Diskriminierungen basierend auf rassistischen
oder ethnischen Gründen auf EU-Ebene zu bekämpfen. Die Mitgliedsstaaten werden gleichzeitig dazu aufgefordert,
sich nicht bloß an den in der Richtlinie festgesetzten Mindestanforderungen zu orientieren, sondern alles zu unter-
nehmen, um den Schutz des Prinzips der Gleichbehandlung bestmöglich auf innerstaatlicher Ebene zu realisieren.
Österreich hat sich mit dem Beitritt zur EU im Jahr 1995 dazu verpflichtet, EU-Recht innerstaatlich umzusetzen. Die
oben genannte Richtlinie muss von den Mitgliedsstaaten bis zum 19. Juli 2003 umgesetzt werden und sieht insbe-
sondere Schutz vor Diskriminierung im privaten Bereich, Schutz vor Viktimisierung, die Möglichkeit einer
Verbandsklage und auch eine Beweiserleichterung für die/den BetroffeneN vor. Da die österreichische Rechtsordnung,
wie noch dargestellt wird, nur wenige rechtliche Instrumente zur Bekämpfung von Diskriminierungen aufweist, wäre
eine ehrliche Umsetzung der in der Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen wünschenswert. (Siehe Kapitel „ZARA-
Forderungskatalog“.) 
I.2. Verfassungsgesetzliche Grundlagen
Einige Bestimmungen der österreichischen Bundesverfassung enthalten das Gebot, österreichische StaatsbürgerInnen
vor dem Gesetz gleich zu behandeln (u.a. Art 7 Abs 1 BVG und Art 2 StGG). 
Art 14 der in Verfassungsrang stehenden Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) enthält ein
Diskriminierungsverbot. Hierbei ist die Benachteiligung aufgrund der Rasse, Hautfarbe und nationalen Herkunft
explizit verboten. Das Diskriminierungsverbot bezieht sich aber ausschließlich auf die in der EMRK selbst geregelten
Rechte – also bloß auf die elementarsten Menschenrechte.
Weiters ist nach dem Bundesverfassungsgesetz zur Durchführung des „internationalen Übereinkommens über die
Beseitigung aller Formen rassistischer Diskriminierung (RassDisk-BVG)” jede Form rassistischer Diskriminierung ver-
boten. Das RassDisk-BVG verleiht dem/der Einzelnen aber keine unmittelbar durchsetzbaren Rechte, sondern bindet
den Gesetzgeber und die Vollziehung, jede Unterscheidung aus dem alleinigen Grund der Rasse, der Herkunft, der
Abstammung oder nationalen oder ethnischen Herkunft zu unterlassen. Die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes
hat das RassDisk-BVG dahingehend ein wenig aufgewertet, indem er von dieser Bestimmung das Gebot der
Gleichbehandlung von „Fremden untereinander” abgeleitet hat. Die dargestellten verfassungsgesetzlichen
Bestimmungen scheinen zwar auf den ersten Blick umfangreich zu sein, bieten aber aufgrund weitgehender
Einschränkungen keinen umfassenden Diskriminierungsschutz.  
I.3. Einfachgesetzliche Grundlagen
Auf einfachgesetzlicher Ebene fällt auf, dass die wenigen spezifischen Bestimmungen, die Diskriminierungen unter
Strafe stellen, sich sehr weit verstreut in unterschiedlichen Gesetzen befinden. Dies trägt maßgeblich dazu bei, dass
manche Bestimmungen fast gänzlich unbekannt sind und daher kaum angewendet werden. Es gibt kein umfassendes
Gesetz, das sich diesem Thema widmet. Im Gegenteil, es scheint die Platzierung der wenigen in diese Richtung
führenden Bestimmungen auch deren Wertigkeit in der österreichischen Rechtsordnung wiederzuspiegeln. 
I.3.1. Verwaltungsbestimmungen
I.3.1.1. Art IX Abs 1 Z 3 EGVG 
In einigen Falldarstellungen im vorliegenden Rassismus Report wurde als eine der Handlungsmöglichkeiten eine
Anzeige nach dem Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG) genannt. Das EGVG ist ein an
sich „unauffälliges” Gesetz und ein Sammelsurium von Vorschriften, die eher unsystematisch aufgelistet sind und
anderswo offenbar keinen Platz hatten, birgt aber in Art IX Abs 1 Z 3 EGVG eine Bestimmung, die besagt: „... wer
Personen allein auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, ihres religiösen
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Bekenntnisses oder einer Behinderung ungerechtfertigt benachteiligt oder sie hindert, Orte zu betreten oder
Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, die für den allgemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt sind, ...ist mit
einer Geldstrafe bis zu 15 000 S zu bestrafen.“
Diese Regelung scheint auf den ersten Blick einen umfassenden Handlungsspielraum zur Bekämpfung von
Diskriminierungen zu bieten. Dennoch schlummerte diese Bestimmung über Jahre unauffällig eingebettet im
Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen. Es gibt kaum Judikatur, die verlässlich Anleitung über
Inhalt und Zweck des Art IX Abs 1 Z 3 EGVG anbietet. Der erste Teil des Tatbestandes stellt generell Benachteiligungen
aufgrund der genannten Merkmale unter Strafe. Der zweite Teil des Tatbestandes bezieht sich auf Personen, denen
aufgrund der angeführten Merkmale der Zutritt zu öffentlichen Orten (also auch solche Orte, die einem nicht näher
umschriebenen Personenkreis offen stehen, wie Cafes, Hotels, Discotheken, ....) verwehrt wird oder denen aufgrund
der angeführten Merkmale an solchen Orten Dienstleistungen, die wiederum für den allgemeinen öffentlichen
Gebrauch bestimmt sein müssen, vorenthalten werden (Beispiel: man wird in einem Cafe nicht bedient).
Betroffene oder ZeugInnen, die nach Art IX Abs 1 Z 3 EGVG eine Anzeige erheben sind im Verfahren Zeuge/Zeugin
und haben damit mangels Parteistellung auch kein Auskunftsrecht über Ausgang des Verfahrens. Dies, sowie die
Tatsache, dass die Bestimmung einen rein staatlichen Strafanspruch normiert und die Kränkung des Opfers nicht
kompensiert wird - also zu keiner Wiedergutmachung führt -, wird von Betroffenen als unbefriedigend angesehen. 
I.3.1.2. § 87 Gewerbeordnung (GewO) 
Eng verknüpft mit Art IX Abs 1 Z 3 EGVG ist § 87 GewO, der als Sanktionsandrohung für diskriminierendes Verhalten
von GewerbeinhaberInnen den Entzug der Gewerbeberechtigung vorsieht. Diese Bestimmung könnte ein wirksames
Mittel sein. Es sind uns jedoch bislang noch keine Fälle bekannt, in denen es aus diesem Grund tatsächlich zu einer
solchen Sanktion kam.
I.3.1.3. Sicherheitspolizeigesetz (SPG) 
Für den Bereich der Sicherheitspolizei ist u.a. auf Grund des § 31 Sicherheitspolizeigesetz (SPG) die sogenannte
Richtlinienverordnung für das Einschreiten der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes (in der Folge RLV) ergangen,
wonach Gendarmerie- und PolizeibeamtInnen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben insbesondere auf die Achtung der
Menschenwürde Rücksicht zu nehmen haben. § 5 dieser Richtlinien besagt: „Die Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben alles zu unterlassen, das geeignet ist, den Eindruck von
Voreingenommenheit zu erwecken oder als Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes, der Rasse oder Hautfarbe,
der nationalen oder ethnischen Herkunft, des religiösen Bekenntnisses, der politischen Auffassung oder der sexuellen
Orientierung empfunden zu werden.“
In den Falldarstellungen im Rassismus Report wird im Zusammenhang mit Polizeifällen einige Male die sogenannte
Richtlinienbeschwerde als möglicher Rechtsschutz erwähnt. Eine solche Beschwerde ist an den Unabhängigen
Verwaltungssenat (UVS) zu richten, der in der Folge die zuständige Dienstaufsichtsbehörde beauftragt, den
Sachverhalt zu ermitteln und dann den Betroffenen gegenüber Auskunft erteilen soll, ob ihrer Meinung nach eine
Verletzung der Richtlinien vorliegt oder nicht. Ist der/die BeschwerdeführerIn mit dem Ergebnis der
Dienstaufsichtsbehörde nicht einverstanden, so kann er/sie die Entscheidung des unabhängigen Verwaltungssenates
verlangen, wobei aber auch dieser lediglich über Vorliegen oder Nichtvorliegen einer Verletzung der Richtlinien
abspricht.
Seit 1. Jänner 2000 besteht die Möglichkeit, statt der bloßen Feststellung des Vorliegens einer Richtlinienverletzung
eine „offene Aussprache” mit den von der Beschwerde betroffenen BeamtInnen zu führen. Dadurch hat der/die
Betroffene die Möglichkeit, dem Beamten/der Beamtin darzustellen, wie das Verhalten wahrgenommen und
empfunden wurde. Ein solches Gespräch kann unter Umständen zufriedenstellender sein, als die bloße Feststellung
einer Richtlinienverletzung. Ob ein solches sogenanntes „Klaglosstellungsgespräch” stattfindet oder nicht liegt leider
im Ermessen der Dienstaufsichtsbehörde. 

I.3.2. Maßgebliche Bestimmungen im Strafgesetzbuch
I.3.2.1.Erschwerungsgrund
Gesetzliche Regelungen sind durch einen Tatbestand und einer daraus resultierenden Rechtsfolge (Sanktion) gekenn-
zeichnet. Sanktionen im Strafgesetzbuch (StGB) werden durch Freiheits- und Geldstrafen formuliert. Das Gericht hat
das Ausmaß der Strafe festzusetzen, dies nach Grundsätzen, die ebenso im Strafgesetzbuch festgehalten sind. § 33
StGB nennt hier Gründe, die bei der Strafbemessung als besonders schwerwiegend heranzuziehen sind. Unter § 33 Z
5 StGB wird als ein solcher Erschwerungsgrund bezeichnet, wenn „der Täter aus rassistischen, fremdenfeindlichen
oder anderen besonders verwerflichen Beweggründen gehandelt hat”. Das Gericht hat somit eine solche Motivation
zu untersuchen und gegebenenfalls als strafverschärfend zu werten.
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I.3.2.2. Beleidigung
Wer in der Öffentlichkeit, oder vor mehreren Leuten (d.h.: zumindest zwei von dem/der TäterIn und dem/der
Angegriffenen verschiedene Personen) jemanden beleidigt (beispielsweise durch Belegen mit Schimpfwörtern;
Bekundung der Missachtung durch Zeichen und Gebärden; Handlungen, wie Bespucken; oder das Drohen mit
körperlicher Misshandlung) kann gemäß § 115 StGB die Bestrafung des Täters verlangen. § 115 StGB ist als
Privatanklagedelikt ausgestaltet, was bedeutet, dass die Anklage durch den/die BeleidigteN selbst und nicht durch
den öffentlichen Ankläger (Staatsanwalt) erfolgt. Daraus ergibt sich, dass im Falle eines Freispruches des
Beleidigenden die Prozesskosten vom Beleidigten selbst zu tragen sind.
Die speziell rassistische Beleidigung kann nach § 117 Abs 3 StGB verfolgt werden. Die Voraussetzungen entsprechen
jenen nach § 115 StGB (siehe oben) und werden dadurch erweitert, dass die Beleidigung gegen den Verletzten auf-
grund dessen Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe (... Zugehörigkeit zu einer im Inland bestehenden Kirche
oder Religionsgesellschaft, zu einer „Rasse“, zu einem Volk, Volksstamm oder Staat ...) erfolgte. Es handelt sich hier-
bei um ein Ermächtigungsdelikt, das heißt, dass der oder die Beleidigte eine formlose schriftliche Ermächtigung an
die Staatsanwaltschaft erteilen kann, die dieses Delikt dann von Amts wegen zu verfolgen hat, womit auch das
Prozessrisiko nicht mehr vom Opfer getragen werden muss. Allerdings muss auch hier die Staatsanwaltschaft nicht
in jedem Fall eine gerichtliche Verfolgung einleiten, wenn sie glaubt, dass dafür zu wenig Anhaltspunkte gegeben
sind, kann sie von der Anzeigeerhebung absehen, dann sind die Opfer wieder allein auf sich gestellt.
I.3.2.3. Verhetzung
Wegen Verhetzung macht sich gemäß § 283 StGB strafbar,
(1) wer öffentlich auf eine Weise, die geeignet ist, die öffentliche Ordnung zu gefährden, zu einer feindseligen
Handlung gegen eine im Inland bestehende Kirche oder Religionsgesellschaft oder gegen eine durch ihre
Zugehörigkeit zu einer solchen Kirche oder Religionsgesellschaft, zu einer Rasse, zu einem Volk, einem Volksstamm
oder einem Staat bestimmte Gruppe auffordert oder aufreizt, oder
(2) wer öffentlich gegen eine der im Abs 1 bezeichneten Gruppen hetzt oder sie in einer die Menschenwürde verlet-
zenden Weise beschimpft oder verächtlich zu machen sucht. 
Diese Tat ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.
Der hier geschützte Personenkreis umfasst Gruppen (individuell beschimpfte Personen können sich nur auf die oben
beschriebenen §§ 115, 117 StGB berufen), die gemeinsame „Merkmale” aufweisen. Die Hetze gegen „Ausländer”
generell fällt nicht unter diesen Schutzbereich, da diese nicht aufgrund übereinstimmender Merkmale zu einer der in
§ 283 StGB genannten Gruppen gehören. Die Hetze gegen (z.B.) Rumänen, Polen oder gegen „Afrikaner” wäre jedoch
prinzipiell schon tatbestandsmäßig. Hinzukommen muss aber auch ein Auffordern oder ein Aufreizen, das geeignet
ist, die öffentliche Ruhe zu gefährden (Abs 1) bzw. eine die Menschenwürde verletzende Beschimpfung oder
Verächtlichmachung (Abs 2). Diese Tatbestandsmerkmale sind weitgehend nicht präzise und werden auch sehr eng
ausgelegt, weshalb weder der Judikatur noch der Lehre eindeutig entnehmbar ist, ab wann ein Sachverhalt den
Tatbestand der Verhetzung erfüllt.
Die Verhetzung steht in Konkurrenz zum Verbotsgesetz, mit dem nationalsozialistische Tätigkeiten bekämpft werden.

I.3.3. Zivil- und arbeitsrechtliche Grundlagen
Im Bereich des Zivilrechtes (also dort, wo Private untereinander Rechtsgeschäfte abwickeln) fehlt jegliche
Bestimmung, die einen besonderen Schutz gegen rassistische Diskriminierung bieten könnte. Zum einen ist das öster-
reichische Zivilrecht vom Grundgedanken der Privatautonomie (vereinfacht dargestellt: jedeR kann sich seineN
VertragspartnerIn frei wählen) getragen. Zum anderen gelten Grundrechte nur in Bezug auf die Gesetzgebung und
die Vollziehung (Problem der Drittwirkung der Grundrechte). Für Probleme, wie sie im Kapitel „Fälle” unter der Rubrik
Wohnungs- und Arbeitsmarkt zu finden sind, sowie für die absolut problematischen Kleinanzeigen betreffend den
Wohnungs- und Arbeitsmarkt, die Zusätze wie „nur Inländer” beinhalten, gibt es derzeit keine wirksame rechtliche
Handhabe.
Im Bereich des Arbeitsmarktes fällt § 4 Abs 3 Z 4 Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG) auf, wonach die
Beschäftigung von AusländerInnen zu schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen als für InländerInnen verboten
wird.
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II. Überblick über aktuelle internationale und nationale Entwicklungen 

Die in diesem Rassismus Report geschilderten Einzelfallbeispiele zeigen deutlich den Bedarf an antidiskriminierenden
Gesetzesbestimmungen. Österreich hat sich durch den Beitritt zur EU dazu verpflichtet, die unter dem Kapitel
EU-rechtliche Grundlagen erwähnte Richtlinie zur Anwendung des Gleichheitssatzes ohne Unterschied der „Rasse“
oder der ethnischen Herkunft bis 19. Juli 2003 umzusetzen. Wie sich aus dem Kapitel Rechtliche Rahmenbedingungen
ergibt, hat sich im vergangenen Jahr auf Punkt und Beistrich hinsichtlich Antidiskriminierungsgesetzgebung in 
Österreich nichts getan. Vereinzelte Initiativen und Ankündigungen einiger maßgeblicher Autoritäten im ver-
gangenen Jahr 2001 lassen sogar einen gegenläufigen Trend erkennen. In der Folge werden einige aktuelle
Entwicklungen mit Österreichbezug auf internationaler wie nationaler Ebene zusammengefasst. Auch diese
Zusammenfassung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

II.1. Internationale Ebene
II.1.1. Europarat
Auf Europaratsebene wurde am 4. November 2000 das Protokoll Nr. 12 zur Europäischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) zur Unterschrift aufgelegt. Besagtes Protokoll sieht ein generelles Verbot von Diskriminierungen aufgrund
von Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, politischer Auffassung, nationaler oder sozialer Herkunft,
Zugehörigkeit zu einer Minderheit, Armut, Geburt oder Stand vor. Im Unterschied zu Art 14 EMRK (siehe Kapitel
gesetzliche Rahmenbedingungen) handelt es sich hier um ein allgemeines Diskriminierungsverbot, das sich nicht nur
auf die in der EMRK vorgesehenen Rechte bezieht. Das Protokoll erlangt allerdings erst nach Ratifizierung von min-
destens zehn Mitgliedstaaten Verbindlichkeit. Österreich hat das Protokoll (neben 25 weiteren Staaten) am 4.
November 2000 unterschrieben aber bis dato nicht ratifiziert. Die Ratifizierung erfolgte erst durch einen Staat
(Georgien), weshalb diesem Protokoll derzeit keine Rechtsverbindlichkeit zukommt. 
Am 3. April 2001 wurde der zweite Bericht der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) über
Österreich veröffentlicht. ECRI anerkennt dabei, dass Österreich eine Reihe von internationalen Rechtsinstrumenten
zur Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz unterzeichnet und teilweise ratifiziert hat, ortet jedoch das Erfordernis
einer Reihe weiterer Initiativen zur Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz. Vor allem wird auf die Notwendigkeit
eines angemessenen und effektiven Gesetzesrahmens zur Bekämpfung dieses Phänomens sowie auf die
Notwendigkeit hingewiesen, dass die Einwanderungs- und Integrationspolitik eine echte soziale Kohäsion zwischen
den Mitgliedern verschiedener Gemeinschaften in Österreich fördert. Obgleich ECRI auch die Initiativen zur
Einbindung von diversity-trainings bei der Exekutive würdigt, wird verlangt, weitere Anstrengungen auf diesem
Gebiet zu unternehmen und auch konkreter und effizienter auf rassistisches oder diskriminierendes Verhalten von
Seiten der Polizei zu reagieren. Weiters kritisiert ECRI die fehlende Bereitschaft Österreichs, MigrantInnen am
öffentlichen Leben auf Gemeindeebene (insbesondere Gemeinderatswahlen) teilhaben zu lassen sowie das fehlende
passive Wahlrecht für Arbeiterbeiräte und Berufskammern. Angeprangert wird auch die Ausgestaltung des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), das NichtstaatsbürgerInnen dazu drängt, unmenschliche
Arbeitsbedingungen zu akzeptieren, nur damit der aufenthaltsrechtliche Status durch einen Verlust der
Arbeitsbewilligung nicht verloren geht. (In diesem Zusammenhang fordert ECRI auch die Beseitigung von § 8 (2)
AuslBG* ). Besonders besorgt zeigte sich ECRI über die Verwendung von rassistischer und fremdenfeindlicher
Propaganda in der Politik. 
II.1.2. Europäische Union
Auf EU-Ebene wurde am 7. Dezember 2000 auf der Tagung des Europäischen Rates in Nizza die Charta der
Grundrechte proklamiert. Die Charta soll für alle Menschen unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit gelten und
beinhaltet unter anderem den Schutz der Achtung der Menschenwürde und ein Verbot jeglicher Diskriminierung
(u.a. aufgrund des Geschlechtes, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, Sprache, Religion oder
Weltanschauung). Der Status der Charta ist bis dato nicht definiert, weshalb ihr derzeit jedenfalls aller rechtsver-
bindlicher Charakter fehlt.
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* § 8 Abs 2 besagt, dass Beschäftigungsbewilligungen mit der Auflage zu verbinden sind, dass zur Erhaltung der Arbeitsplätze inländischer
Arbeitnehmer im Falle 
a) der Verringerung der Anzahl der Arbeitsplätze die Beschäftigungsverhältnisse der Ausländer vor jenen der inländischen Arbeitnehmer zu
lösen sind; 
b) von Kurzarbeit im Sinne des Arbeitsmarktförderungsgesetzes vor deren Einführung die Beschäftigungsverhältnisse der Ausländer zu lösen
sind, wenn dadurch Kurzarbeit auf längere Sicht verhindert werden könnte.



Neben der bereits erwähnten EU-Richtlinie 2000/43/EG wurde am 2. Dezember 2000 auch die Richtlinie 2000/78/EG
verabschiedet, die einen Rahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung in Beschäftigung und Beruf schafft. Die Richtlinie ist
bis 2. Dezember 2003 von den Mitgliedstaaten umzusetzen. 

II.1.3. Vereinte Nationen
World Conference Against Racism (WCAR)
Vom 31. August bis 8. September 2001 fand die - nach 1978 und 1983 - dritte UNO-Weltkonferenz gegen Rassismus
in Durban/Südafrika statt. Die Konferenz wurde durch vier Regionalkonferenzen und drei „PrepComs” vorbereitet, was
zu einer wahren Flut an zu behandelnden Vorschlägen führte. Begleitet wurde die Konferenz von einem vorange-
gangenen Jugendgipfel sowie der parallel durchgeführten NGO-Konferenz.
Als Kernthemen führte der Konflikt im Nahen Osten, die Frage der Opfer von Rassismus, die Gründe für Rassismus
und der Umgang mit geschehenem Unrecht in der Vergangenheit zu breiten Diskussionen. Insbesondere die
Nahostthematik drohte die Konferenz scheitern zu lassen und führte letztlich dazu, dass die VertreterInnen Israels
und der USA die Konferenz frühzeitig verließen. Dass die Konferenz letztlich dennoch weitergeführt und als Ergebnis
zwei Schlussdokumente („plan of action” und „declaration” sowie ein von der NGO-Konferenz ausgearbeitetes
Dokument) präsentieren konnte, gibt dennoch Zeuge davon, dass international dem Kampf gegen Rassismus hohe
Bedeutung zugemessen wird. Es fehlt allerdings auch diesen Dokumenten jede rechtliche Bindung.
Wie - regional bedingt - unterschiedlich die Zugänge zum Thema Rassismus sein können zeigte auch der Vorstoß der
EU-Delegation, den Begriff „Rasse” aus dem Protokoll zu nehmen, was aber insbesondere von VertreterInnen afrika-
nischer und karibischer Staaten vehement kritisiert wurde. Während in westlichen Staaten, unter dem Eindruck der
„Rassenlehre” im Naziregime, die Diskussion der letzten Jahre dahingehend geführt wurde, den Begriff „Rasse”
abzulehnen, wird es von Angehörigen in manchen Staaten, die jahrelang aus vermeintlich „rassischen” Gründen
unterdrückt wurden, geradezu als Hohn empfunden, nun, nachdem westliche Staaten keine Vorteile mehr aus dieser
„Über- und Unterordnung” sehen würden, dieses Zeugnis kolonialer Unterdrückung auszulöschen. 

II.2. Nationale Ebene
II.2.1. Integrationsvertrag 
Am 2. Oktober 2001 wurden vom Ministerrat in Österreich die Eckpunkte des sogenannten „Integrationsvertrages”
beschlossen, der die für MigrantInnen verpflichtende Absolvierung von Deutsch- und Staatskundekursen unter
Ablegung einer Prüfung vorsieht. Die Maßnahmen bei Nichterfüllung – im Beschluss mit „Integrationsverweigerung“
(sic!) benannt – sehen neben Geldbußen auch das Auslaufen des Aufenthaltsrechtes vor. Als Zielgruppe werden neu
zuziehende ArbeitsmigrantInnen (gemäß Zuwanderungsquote bezieht sich dies auf Schlüsselkräfte), arbeitslose
Drittstaatsangehörige und nicht Aufenthaltsverfestigte im Sinne des FrG, die eine Aufenthaltsverfestigung anstreben,
genannt. Die Kosten sollen durch Bund, Arbeitgeber, NGOs und Eigenmittel der MigrantInnen gedeckt werden. 
Bereits der Titel „Integrationsvertrag” ist in seiner Zusammensetzung irreführend und verfälscht Realitäten. Unter
einem Vertrag versteht man ein Rechtsgeschäft, zu dessen Zustandekommen die Übereinstimmung des erklärten
Willens zweier Parteien erforderlich ist. Bereits die erläuternden Bemerkungen, wonach durch diesen „Vertrag” „(...)
das kulturelle und soziale Zusammenleben gefördert werden, Ängste und Sorgen der heimischen Bevölkerung abge-
baut, sozialer Missbrauch eingedämmt werden solle (...)” geben klare Auskunft über die bloß vermeintliche
„Zweiseitigkeit” eines solchen „Rechtsgeschäftes”. Mit den Betroffenen dieses „Vertrages” wurde nicht gesprochen. 
Integration wird einmal mehr verwendet, um den Zwang zur Assimilation zu verschleiern und negiert, dass
Integration ein zweiseitiger Akt ist, an dem neben MigrantInnen auch „Einheimische“ beteiligt sein und einander
gegenseitig beeinflussen müssen. Denn Integration bedeutet auch Partizipationsmöglichkeiten, Abbau von Rassismen
und Bewahrung der kulturellen Eigenständigkeit. Genau im Fehlen dieser Parameter im österreichischen
Integrationskonzept liegen die Gründe, warum ein Vergleich mit dem in dieser Diskussion oftmals erwähnten nieder-
ländischen Modell hinken muss.
Kommunikation - und damit auch Sprache - ist ohne Zweifel eine wichtige Voraussetzung, um sich in einem fremden
Land im täglichen Leben behaupten zu können. Durch die Verknüpfung von Spracherwerb mit Sanktionen, die bis
zum Verlust des Aufenthaltsrechtes reichen, wird unterschwellig transportiert, dass MigrantInnen sich gegen das
Erlernen der Sprache wehren würden. Völlig außer Acht gelassen werden damit die bereits seit Jahren von NGOs
durchgeführten Sprachkurse, die auf Freiwilligkeit basieren und sich über mangelnden Zulauf nicht beklagen können.
(Vielen dieser Initiativen von NGOs wurde übrigens die finanzielle Unterstützung gekürzt.) Negiert werden damit aber
auch die spezifisch erschwerenden Voraussetzungen, denen MigrantInnen in Österreich ausgesetzt sind, wie hohe
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Arbeitsbelastung, ungewöhnliche Arbeitszeiten, Betreuungs(ver)pflichtungen, finanzielle und kulturbedingte
Probleme etc.. Ob es dem Wirtschaftsstandort Österreich dienlich sein wird, dass die benötigten
„Schlüsselarbeitskräfte” sich Deutsch- und Staatskundeprüfungen zu unterziehen haben, sei an dieser Stelle nur
fragend angemerkt.
Selbst die Hoffnung, dass im Zuge der Novellierung des Fremdenrechtes zumindest das Aufenthaltsrecht mit dem
Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt verknüpft wird, wurde nach Bekanntwerden der aktuellsten Entwicklungen zum
„Integrationsvertrag“, wonach dies lediglich für neuzuziehende „Schlüsselarbeitskräfte“ gelten soll (vgl. „Die Presse“
vom 6. Februar 2002), gänzlich enttäuscht. 
Was bleibt, ist ein Paket an zusätzlichen Pflichten, die MigrantInnen unter dem Deckmantel „Integrationsvertrag“
aufgebürdet werden, ohne auch nur in einem Punkt deren rechtliche Situation zu verbessern. Ein Integrationsvertrag,
der seinem Namen gerecht werden soll, kann sich nicht in einem einseitigen Zugang erschöpfen. Erforderlich ist ein
umfassendes Maßnahmenpaket, das MigrantInnen im Gegenzug auch Rechte zugesteht. Bleibt man bei dem Vergleich
mit den Niederlanden, so sollte hier wohl auch das niederländische Gleichheitsgebot, das sich nicht nur auf
StaatsbürgerInnen beschränkt (siehe Art 7 B-VG), sondern alle Personen einschließt, die sich in den Niederlanden auf-
halten, nicht unerwähnt bleiben. 
II.2.2. Antidiskriminierungsgesetz
Im März 2001 präsentierte das Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte der Öffentlichkeit einen Entwurf für
ein Antidiskriminierungsgesetz. Dieser Entwurf wurde in Zusammenarbeit mit betroffenen NGOs und ExpertInnen aus
der Praxis erarbeitet. 
Der Entwurf ist als allgemeines Antidiskriminierungsgesetz ausgestaltet und umfasst in seinem Schutzbereich
Geschlecht, Hautfarbe, Sprache, sexuelle Orientierung, geschlechtliche Identität, Alter, Behinderung, Abstammung,
Herkunft, „Rasse”, ethnische oder kulturelle Zugehörigkeit, Nationalität, religiöse Überzeugung oder politische
Anschauung. Der Diskriminierungsschutz umfasst sowohl das öffentliche, wie auch das private Recht und sieht
insbesondere Maßnahmen gegen (direkte und indirekte) Diskriminierung im Wohnungs- und Arbeitsbereich sowie
beim Zugang zu Waren und Dienstleistungen vor. Aber auch Bildung, kulturelle und politische Aktivitäten, der
Umgang von Behörden mit Dritten sowie Maßnahmen gegen Diffamierungen in der Öffentlichkeit stellen Eckpfeiler
des Entwurfes dar. Durch die Schaffung einer spezialisierten Ombudsperson soll zum einen eine Anlaufstelle für
Personen, die Diskriminierungen erfahren und zum anderen eine Stelle zur Fortentwicklung der Bekämpfung von
Diskriminierung geschaffen werden. Durch die Beiziehung der Gerichte und Schlichtungsstellen sowie durch die
Ermöglichung von Verbandsklagen könnten der Bekämpfung von Diskriminierung umfassende Möglichkeiten zur
Seite gestellt werden. 
Seit März 2001 liegt nun dieser Entwurf vor – allein der politische Wille und Mut zu einer Umsetzung im Sinne des
Entwurfes scheint zu fehlen. Gleich fünf Mal befand sich im Jahr 2001 ein Antrag auf Einsetzung einer
Enquetekommission zum Thema der Schaffung eines Antidiskriminierungsgesetzes auf der Tagesordnung des
Hauptausschusses des Nationalrates, dieser fand aber wohl letztlich keine Zeit für eine Behandlung.

II.3. Quellen und weiterführende Informationen:

Committee on the Elimination of Racial Discrimination (CERD)
http://www.unhchr.ch/html/menu2/6/cerd.htm

European Commission against Racism and Intolerance (ECRI) 
http://www.ecri.coe.int/

European Network Against Racism (ENAR)
http://www.enar-eu.org/

European Monitoring Centre on Racism and Xenophobia (EUMC)
http://www.eumc.at/

UN - High Commissioner for Human Rights (UNHCRHR)
http://www.unhchr.ch/html/

World Conference Against Racism (WCAR) 
http://www.un.org/WCAR/

Wiener Integrationsfonds (WIF) 
http://www.wif.wien.at/gleichstellung.htm
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Expertenkommentar: Recht 

Anti-Rassismus: Rechtliche Notwendigkeiten
Raimund Jakob 

Die Rechtsordnung in Österreich biete Schutz vor Diskriminierung aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion,
Behinderung, Sprache oder sozialem Status, und die Regierung würde diese Vorkehrungen in der Regel auch effektiv
durchsetzen. Dies attestiert das U.S. Department of State der Republik Österreich in seinem (vorläufig letzten) „Report
on Human Right Practices" für 1999. Es darf angenommen werden, dass im Falle von Österreich auch für die Jahre
2000 und 2001 kein anderes Ergebnis herausgekommen wäre. 
Was die Schriftform angeht, so mögen die amerikanischen Feststellungen zutreffen. Nicht vorhanden sind
Bestimmungen zum Schutz vor Diskriminierung innerhalb des Zivilrechts; insbesondere dort, wo es im rechtsge-
schäftlichen Verkehr um die Gestaltung der Lebenssphäre geht (z.B. Wohnungs- und Arbeitsmarkt). Ein pragmatischer
Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes für den Bereich des Zivilrechts liegt vor, seine baldige Realisierung ist
aber ungewiss. In der Schweiz und in der Bundesrepublik liegen die Dinge ähnlich, was vieles verständlich macht, aber
nicht entschuldigt. 
Problematisch in Österreich ist der Umstand, dass sich die einzelnen einfachgesetzlichen Bestimmungen zum Schutz
vor Rassismus verstreut in unterschiedlichen Gesetzen befinden und zwar zum Teil dort, wo sie von der Systematik
her nicht unbedingt erwartet werden (so im EGVG). Dies trägt dazu bei, dass manche Bestimmungen kaum bekannt
sind und daher auch wenig angewandt werden. Schulung und Rechtsbereinigung sind hier angesagt. Manchmal ist
es auch das Strafausmaß, das die Rechtsanwender (etwa bei der Verhetzung § 283 StGB) oder die Geschworenen (im
Falle der „Auschwitzlüge“ § 3h VG) unsicher werden lässt; in diesen Fällen wäre weniger gelegentlich mehr. Nicht
zuletzt erscheint im Diskriminierungsfall die rechtliche und soziale Stellung des Opfers sehr oft zu schwach; hier
besteht Handlungsbedarf, z.B. durch das Herabsetzen des Kostenrisikos für die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen, durch die Einführung der Verbandsklage sowie durch abschreckende Schadenersatzregelungen zugunsten
des Diskriminierungsopfers. 
Eine unabdingbare Voraussetzung für wirksame Maßnahmen gegen Rassismus und Diskriminierung ist schließlich die
Integration jener Ausländer in die heimische Gesellschaft, die – aus welchen Gründen auch immer - Österreich für
längere Zeit zum Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen gemacht haben. Die jüngste Entwicklung auf diesem Gebiet stellt
das Papier dar, welches im Oktober 2001 unter der Bezeichnung „Integrationsvertrag" respektive
„Integrationsvereinbarung" als Grundlage für ein künftiges Gesetz von der Bundesregierung im Ministerrat beschlossen
worden ist. Der Umstand, dass es nur die „Eckdaten" enthält, macht eine Auseinandersetzung damit eher schwierig. 
Zwei Dinge zeichnen sich aber bereits klar ab: Einmal, dass das beabsichtigte Gesetz mehr Probleme schaffen als lösen
wird. Weiters geht es dabei keinesfalls um Verträge oder Vereinbarungen mit MigrantInnen, welche nur über eine
befristete Aufenthaltsbewilligung verfügen oder arbeitslos sind. Es fehlt die Freiwilligkeit für den Abschluss und die
Möglichkeit einer Gestaltung der Vereinbarung! Im Gegensatz zur beschworenen Illusion sind die Inhalte (Teilnahme
an Deutsch-, Landeskunde-, und Staatsbürgerkundekursen) vorgegeben und verpflichtend. Wer an den Kursen nicht
teilnimmt oder diese nicht erfolgreich abschließt, dem drohen drastische Sanktionen, beginnend bei Geldbußen bis
hin zum Verlust des Aufenthaltsrechts. Von wesentlichen Maßnahmen in Richtung Integration, wie es die
Harmonisierung von Zugang zum Arbeitsmarkt und Aufenthaltsrecht wäre, ist im Papier leider nicht die Rede. 

Der Autor lehrt an der Universität Salzburg.
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Der ZARA- Forderungskatalog 

1. Die Anerkennung, dass Österreich ein Einwanderungsland ist und war und hoffentlich bleiben wird.
Migration und Rassismus sind miteinander verbunden. Zwar nicht so, dass etwa die Zahl der MigrantInnen etwas mit
dem Ausmaß von Rassismus zu tun hätte, sondern so, dass die grundsätzliche Einstellung zur Migration sich auch in
der Grundstimmung gegenüber einzelnen MigrantInnen widerspiegelt und in Rassismus umschlagen kann.
Wissenschaftlich und demographisch schon sehr gut erwiesen ist die Tatsache, dass Österreich ein Einwanderungsland
ist. Was fehlt, sind die politischen Schlussfolgerungen daraus.

2. Überprüfung und Verbesserung der Einwanderungspolitik
Die Fremdengesetze sind nach wie vor im Sinne einer größtmöglichen Abschottung des Landes gegenüber
MigrantInnen ausgerichtet. Migration wird mehr als Gefahr denn als Chance bewertet. Anstatt die Chance auf
gesamtgesellschaftlicher Ebene wahrzunehmen, wird Migrationspolitik ausschließlich auf wirtschaftlicher Ebene
diskutiert. Dabei wird aber nicht einmal auf eine wohlgesteuerte Migrationspolitik hingearbeitet, in der MigrantInnen,
die so dringend gebraucht werden, mit offenen Armen empfangen werden, sondern es werden wenige Menschen eher
zähneknirschend eingelassen und „bei guter Führung” geduldet. Bestehende Chancen werden allzu oft vertan. Die
Realität zeigt uns aber, dass insbesondere unter den EU-Staaten bereits ein Wettbewerb um MigrantInnen begonnen
hat, damit die hohen sozialen Standards erhalten werden können. Ein paar kleine Verbesserungen der Rechtslage
könnten schon helfen:
- Verknüpfung von Aufenthalts- und Beschäftigungsrecht: Wer hier lebt, soll auch hier arbeiten können;
- Leichterer Übergang von der unselbständigen Beschäftigung in die selbständige und umgekehrt; 
- Starthilfen für Betriebsgründungen; 
- Flexibilisierung des Beschäftigungsrechtes;
- Vereinfachte Familienzusammenführung;
- Leichterer Zugang von AbsolventInnen österreichischer Bildungseinrichtungen zu weiterem Aufenthalt und zum

Arbeitsmarkt. Trotz der im internationalen Vergleich sehr niedrigen österreichischen AkademikerInnenquote
müssen bisher ausländische Studierende nach Abschluss der Ausbildung fast ausnahmslos das Land verlassen.
Da könnte der Staat schon eigennütziger agieren. Zumindest während der Ferien wäre eine Beschäftigung zu erlauben.

3. Ein ehrliches Integrationskonzept
„Integration” wird als Schlagwort viel ge- und missbraucht. Als Schlagwort aber ist es nutzlos. Integration bedeutet,
dass Teile, die zuvor getrennt waren, zu einem größeren Ganzen zusammenwachsen, dass sie zusammengehören. Das
Konzept der Assimilation, das die einseitige, möglichst perfekte Anpassung einer Minderheit an die
Mehrheitsgesellschaft fordert, bringt als Ergebnis ein rein zahlenmäßiges „mehr von dem vermeintlich Gleichen”
hervor. In einem solchen Prozess geht zwangsläufig viel verloren, da alles, was an Erfahrung, Wissen, Kultur, etc. nicht
schon zuvor in der Mehrheitsgesellschaft vorhanden war, zurückgelassen werden muss.
Ein Integrationsprozess, der mehr „Mehrwert” schaffen soll, muss Menschen die Möglichkeit bieten, dieses Potential
einbringen zu können und trotzdem - oder gerade deswegen - dazuzugehören. Das ist schwierig und verlangt vor
allem von MigrantInnen eine ganze Menge. Aber auch die Mehrheitsgesellschaft muss sich in diesen Prozess ein-
bringen, wenn er gelingen soll. Einige Grundvoraussetzungen müssen dazu geschaffen werden:
Als ersten von vielen möglichen Schritten wird gefordert:
- Politische Mitbestimmung für MigrantInnen - z.B. aktives und passives Wahlrecht auf kommunaler Ebene, in

ArbeitnehmerInnen- und sonstigen Interessensvertretungen;
- Aktives Wollen einer vielfältigen Gesellschaft;
- Bessere Anerkennung im Ausland erworbener Ausbildung und Berufserfahrung;
- Automatische Staatsbürgerschaft für im Inland geborene Kinder (mit der Möglichkeit der

Doppelstaatsbürgerschaft);
- Besetzung der führenden Positionen im Integrationsbereich mit MigrantInnen;
- Gezielte Personalrekrutierung für Berufe im öffentlichen Sektor (wie beispielsweise in der Exekutive) aus diskrimi-

nierten Minderheiten. 

4. Ein umfassendes Antidiskriminierungspaket
Dieser Rassismus Report zeigt auf, dass in vielen Fällen, in denen Diskriminierungen tatsächlich vorkommen, rechtliche
Gegenmaßnahmen unzureichend, sehr schwierig und kostenintensiv oder schlicht gar nicht möglich sind. Die öster-
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reichische Rechtsordnung wird der Fülle und Unterschiedlichkeit der faktischen Diskriminierungshandlungen nicht
gerecht. Insbesondere die Konzentration der wenigen möglichen Rechtsbehelfe auf den Bereich des Strafrechtes hat
sich auch international als zu wenig effektiv erwiesen.  
Was wir brauchen, ist:
- Die Entfernung aller diskriminierenden Regelungen aus bestehenden Gesetzen – und zwar nicht nur EU-

BürgerInnen, sondern auch alle sogenannten „Drittstaatsangehörigen” betreffend.
- Ein vorrangig im Zivilrecht verankertes Anti-Diskriminierungsgesetz, das zumindest

- eine Beweislasterleichterung;
- abschreckende Schadenersatzregelungen;
- eine starke Ombudseinrichtung;
- die vorrangige Möglichkeit der außergerichtlichen Streitbeilegung; 
- die Möglichkeit der Verbandsklage;
- Maßnahmen gegen Mobbing und Ehrverletzung und
- Beschwerdemöglichkeiten mit zumindest gemindertem Kostenrisiko vorsieht. 

5. Überarbeitung bestehender gesetzlicher Antidiskriminierungsbestimmungen
5.1. Forderungen im Bereich des Verwaltungsrechtes
5.1.1 Im Bereich des Sicherheitspolizeigesetzes/der Exekutive generell
5.1.1.1 Opfer von rassistischen Polizeiübergriffen, die sich beim zuständigen Unabhängigen Verwaltungssenat (UVS)
beschweren wollen, tragen ein beträchtliches Kostenrisiko. Sie stehen meist mit ihrer Aussage mehreren gegenteiligen
Aussagen seitens der beteiligten PolizistInnen gegenüber und können sich von dem Verfahren nicht mehr erwarten,
als den Ausspruch darüber, ob eine Richtlinie verletzt wurde oder nicht. Den Angaben der Opfer wird meist – wegen
der erdrückenden Vielzahl von gleichen Aussagen seitens der Polizei - nicht geglaubt. Unter Verweis auf den Amtseid
wird den Aussagen von BeamtInnen selbst in solchen Verfahren ein höherer Grad an Zuverlässigkeit und
Glaubwürdigkeit zugemessen, als den Übergriffsopfern. Selbst Ungereimtheiten in den Aussagen werden allzu oft mit
diesem Argument einfach weggewischt. Finanzieller Schadenersatz ist nur sehr eingeschränkt und in einem geson-
derten Verfahren möglich (Amtshaftungsverfahren). Wer dennoch die Unannehmlichkeiten all dieser Verfahren auf
sich nimmt, sollte ernst genommen werden und auch eine faire Möglichkeit bekommen, seine Anliegen vorzubringen. 
Deshalb fordern wir in diesem Bereich:
- Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerden dienen der Durchsetzung elementarer menschenrechtlicher Ansprüche

und sollten daher kostenfrei abgeführt werden. Für finanziell Bedürftige muss volle Verfahrenshilfe (inklusive
rechtsfreundlicher Vertretung) im Verfahren vor dem UVS möglich gemacht werden;

- Eine Verknüpfung des Ausspruches über die Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerde mit schadenersatzrechtlichen
Konsequenzen;

- Führung des Verfahrens vor dem UVS als Menschenrechtsverfahren, bei dem es um die Verantwortlichkeit des
Staates für die Handlungen seiner Organe, unabhängig von der individuellen Verantwortlichkeit der BeamtInnen,
geht. Das ermöglicht und erfordert eine Beweiserleichtungsregel im Verfahren.

5.1.1.2. Dienstnummern auf den Uniformen der Exekutive
Nach dem Sicherheitspolizeigesetz besteht das Recht jedes Menschen, der an einer Amtshandlung beteiligt ist, auf
Auskunft über die Dienstnummer des amtshandelnden Organs. Die Erfahrung, zahlreiche Anrufe bei ZARA, sowie die
Vorkommnisse, die im vorliegenden Rassismus Report erwähnt wurden, haben aber gezeigt, dass die Durchsetzung
dieses Rechtes oft kompliziert ist oder schlicht verweigert wird. KlientInnen von ZARA, die auf ihrem Recht beharrten
fanden sich häufig als TäterInnen in Verfahren wegen „Aggressiven Verhaltens gegenüber Organen der öffentlichen
Aufsicht” (§ 82 SPG) oder sogar wegen „Widerstand gegen die Staatsgewalt” (§ 269 StGB) wieder. Um unkorrekte
Behandlungen seitens der Polizei in Form einer Beschwerde verfolgen zu können, ist es meist von Vorteil, die
Dienstnummer zu wissen. 
- Aus diesem Grund fordern wir – in Anlehnung an das amerikanische Modell – dass PolizeibeamtInnen in Österreich

ihre Dienstnummer für alle klar sichtbar an der Uniform tragen.
5.1.1.3. Die Zusammensetzung der Exekutivkräfte spiegelt derzeit nicht den multiethnischen Anteil der österreichi-
schen Gesellschaft wider (siehe auch die Kritik der ECRI im zweiten Bericht über Österreich). Insbesondere in
Großstädten, wo sich der Großteil der Bevölkerung ausländischer Herkunft angesiedelt hat, könnte der Einsatz
„gemischter Polizeiteams” deeskalierend wirken und auch BeamtInnen vor vorschnellen rassistischen
Anschuldigungen schützen. 
- Um einer multikulturellen und offenen Gesellschaft gerecht werden zu können, fordern wir die verstärkte

Rekrutierung von BeamtInnen aus diskriminierten Gruppen.

Rassismus Report 2001 Rechtliches / ZARA-Forderungskatalog Seite 59



5.1.1.4. Der Beruf eines/einer PolizistIn ist psychisch belastend. BeamtInnen müssen oft dort vermittelnd eingreifen,
wo unterschiedliche Positionen aneinander geraten und andere Mechanismen versagt haben. 
- Wir fordern, verbesserte Schulungen in angewandter und anwendbarer Streitschlichtung und verstärkte psycholo-

gische Begleitung von BeamtInnen auf der Ebene der Supervision (nicht erst dort, wo bereits die Auswirkungen der
belastenden Tätigkeit sichtbar sind). 

5.1.2. Forderungen im Bereich des EGVG
In Fällen nach Art IX EGVG (siehe rechtliche Grundlagen) fordern wir ein Abgehen vom staatlichen Strafanspruch in
Richtung Schadenswiedergutmachung für die betroffenen Opfer solcher Diskriminierungen nach dem
Diversionskonzept im strafprozessualen Verfahren (Entschuldigung, monetäre oder sonstige Schadensabgeltung).
Außerdem fordern wir empfindliche Strafen für WiederholungstäterInnen.
Von ihrem Regelungsumfang scheint die Ansiedlung dieser Bestimmung im Einführungsgesetz zu den
Verwaltungsverfahrensgesetzen nicht die Bedeutung dieser Bestimmung widerzuspiegeln (siehe rechtliche
Rahmenbedingungen), weshalb die Einbettung dieser Bestimmung in das StGB gefordert wird. Zum einen würde
damit diese wichtige Bestimmung eine Aufwertung erfahren und zum anderen wäre damit gleich von Beginn an ein
unabhängiges Gericht mit allen damit einhergehenden Möglichkeiten (z.B.: Diversion etc.), mit der Entscheidung
beauftragt.
- Wir fordern die Aufwertung des Art IX Abs 1 Z 3 EGVG durch Verlagerung dieser wichtigen Bestimmung in das StGB

samt den damit einhergehenden Möglichkeiten nach der Strafprozessordnung (StPO).  
5.1.3. Forderungen im Bereich des Strafrechtes
5.1.3.1. Aufwertung des § 283 StGB
Öffentliche Hetzschriften und Schüren von Hass gegen bestimmte Teile der Bevölkerung ist eine der widerlichsten
Formen von Rassismus. Erfahrungen mit dem § 283 StGB sowie die Einsicht in die spezifische Judikatur haben gezeigt,
dass diese Bestimmung sehr eng ausgelegt wird und im Prinzip als Ergänzung zum Verbotsgesetz angesehen wird. 
- Wir fordern, den § 283 StGB dahingehend aufzuwerten, dass die Hetze nicht komplizierten Tatbeständen entsprechen

muss, sondern jede Form der öffentlichen Verächtlichmachung von den genannten Personengruppen unter Strafe
gestellt wird. Insbesondere fordern wir, auch die Hetze gegen MigrantInnen, „AusländerInnen”, „Fremde” etc. als
solche generell unter den Schutzbereich der genannten Norm zu stellen (zur Zeit fällt dies nicht unter den
Schutzbereich mangels Subsumierbarkeit unter einer der in § 283 Abs 1 StGB genannten Gruppen - siehe
„Rechtliche Rahmenbedingungen“). Dies ist wichtig, um eine Emanzipierung dieser wichtigen Bestimmung zur
Bekämpfung von Rassismus gegenüber dem Verbotsgesetz zu erlangen und ein wirksames und zeitgerechtes
Instrument gegen Auswüchse von Fremdenfeindlichkeit zu schaffen. 

§ 283 StGB ist im zwanzigsten Abschnitt des Strafgesetzbuches mit dem Titel „Strafbare Handlungen gegen den
öffentlichen Frieden” angesiedelt. Diese Einordnung scheint aber missglückt, da das schützenswerte Gut nicht der
öffentliche Frieden allein sein kann, sondern vielmehr auch jene Personen und Personengruppen selbst, die Ziel
solcher Hetze sind, Schutz brauchen.
- Wir fordern den Tatbestand des § 283 StGB auf jede Art der Hetze gegen MigrantInnen zu erweitern und primär

den Schutz der bezeichneten Gruppen hervorzuheben. 
5.1.3.2. Strafvollzug
Bei ZARA langten auch im Jahr 2001 immer wieder Briefe und Anrufe von Personen ein, die in Justizanstalten inhaftiert
sind und die sich über rassistische Behandlungen ebendort beschweren. Diese Vorfälle sind in den Rassismus Report
2001 nicht eingeflossen, da hier einerseits Konsequenzen für die Betroffenen zu befürchten sind und andererseits die
Möglichkeit der Recherche nur ungenügend gegeben ist. Beschwerden gegen rassistische oder sonstige
Diskriminierung seitens der StrafvollzugsbeamtInnen in Justizanstalten sind nach dem StVG (Strafvollzugsgesetz) bei
dem Anstaltsleiter einzubringen, dies jedoch nur innerhalb eng gesetzter Fristen. Diese Form der Beschwerde kann für
die Betroffenen stark nachhaltige Folgen haben. Es wird uns immer wieder gemeldet, dass Betroffene, vor allem
Schwarze, provoziert werden und „Bimbo", „Nigger" und ähnlichen Beschimpfungen ausgesetzt sind. Wenn
Betroffene geschlagen werden und sich dagegen wehren, finden sie sich häufig als TäterInnen eines Strafverfahrens
wegen „Körperverletzung" (§ 83 StGB) oder „Tätlicher Angriff auf einen Beamten" (§ 270 StGB) wieder.
- Wir fordern, dass Justizanstalten einer unabhängigen, externen Kontrolle unterstellt werden. Das könnte etwa nach

dem Muster des Menschenrechtsbeirates geschehen, dessen Zuständigkeitsbereich derzeit nur jene (Polizei)haftan-
stalten umfasst, die dem Bundesminister für Inneres unterstellt sind.
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Schwerpunkt-Thema Sensibilisierungsarbeit 
Antirassismus Sensibilisierungstrainings – Wozu das gut sein soll
Dieter Schindlauer 

Viel ist die Rede von interkultureller Kompetenz, von den Herausforderungen der multikulturellen Gesellschaft - schöne
und vor allem modische neue Begriffe und Schlagwörter kursieren in diesem Zusammenhang. Manchen drängt sich
wohl der Eindruck auf, dass „Multikulti-Trainings“ gerade schick sind. Eine wachsende Zahl von KonsumentInnen lässt
sich in „Diversity Management“ schulen, oder besucht sonstige, von ZynikerInnen „Ausländer-Versteher-Kurse“
genannte, Trainings. 
Auch ZARA bietet in verschiedene Modulen Sensibilisierungstrainings, die die Befassung mit Vorurteilen, mit indivi-
dueller und struktureller Diskriminierung, mit der „kulturellen Brille“ versprechen.Ist das alles nur ein guter Gag, eine
Möglichkeit, mit ein bisschen esoterischem Geschwätz den Leuten das Geld aus der Tasche zu ziehen? Nein.
Antirassistische Sensibilisierungstrainings sind heute ein ganz wichtiger Bestandteil der Arbeit von ZARA. Wer eine
Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von Rassismus betreibt, muss zwangsläufig sehr rasch damit unzufrieden
sein, vorwiegend die Symptome und Auswirkungen von rassistischem Handeln in Einzelfällen abschwächen zu
können. So sehr wir davon überzeugt sind, dass die unmittelbare Hilfe für Personen, die von Rassismus ganz konkret
betroffen sind, wichtig ist, so sehr ist uns klar, dass wir auch im präventiven Bereich enorm aktiv sein müssen. Mit
dieser Vision von der Rassismus-Prävention haben wir unsere Trainings-Module entwickelt. 
Was kann ein Sensibilisierungstraining?
Sensibilisierungstraining ist ein schwieriges Wort. Nicht etwa nur weil es lang ist und sechs „i“s aufweist. Häufig sind
Fragen wie: Bedeutet das, dass eigentlich nur unsensible Menschen ein solches Training brauchen? Und: Was hab ich
davon, wenn ich auf Diskriminierung sensibilisiert werde – deshalb gibt es noch nicht weniger davon, oder?
Beide Fragen sind aber im Grunde recht einfach zu beantworten bzw. richtig zu stellen. Zur Frage, wer ein solches
Training brauchen kann, treffen wir immer wieder auf ähnliche Vorstellungen. So sind sich viele Menschen einig, dass
es etwa PolizistInnen, RichterInnen, dann generell BeamtInnen ganz gut täte, so ein Training zu genießen. Bei nähe-
rem Nachfragen fallen den selben Leuten dann meist noch andere Berufsgruppen ein – da wären dann ja noch etwa:
Die HandwerkerInnen, TaxifahrerInnen, KellnerInnen, FotografInnen, JournalistInnen...und...und. 
Und sie haben recht damit! Es täte allen gut. Der Haken an der Sache ist oft nur, dass sich viele Menschen nur selbst
nicht als mögliche Zielgruppe solcher Übungen sehen. Um diesem Phänomen zu begegnen möchte ich hier ein wenig
klarstellen, worum es uns eigentlich geht: Die ZARA-Sensibilisierungstrainings sind meiner Meinung keine geeignete
Methode, um etwa rechtsradikale Jugendliche „umzudrehen“, zu „bekehren“ oder andere derartige „missionarische“
Ambitionen zu verwirklichen. Im Gegenteil, eine wichtige Grundvoraussetzung für unser Training ist, dass die Gruppe
von sich aus an Themen wie Rassismus und Diskriminierung arbeiten will. Eine wichtige Grundannahme dabei ist, dass
ALLE Menschen Vorurteile haben und auch wieder und wieder Stereotypen aufsitzen. Es ist dabei unsere Aufgabe,
klarzustellen, dass das ja auch gar nicht so furchtbar verwerflich, sondern schlicht normal ist. Es ist jedoch durchaus
Ziel eines solchen Trainings, sich die eigenen „blinden Flecken“ einmal gut anzuschauen und dadurch mit den vor-
handenen Vorurteilen umgehen, mit ihnen leben zu lernen. 
Unsere Methoden kommen ganz und gar ohne den „moralisierenden Zeigefinger“ aus – ist es doch gerade unser
Anliegen, vorhandene gut/böse und schwarz/weiß Muster in Frage zu stellen und dadurch aufzubrechen oder zumin-
dest aufzuweichen. Als TrainerInnen stehen wir durchaus nicht über diesen Dingen – immer und immer wieder erle-
ben wir am eigenen Modell, wie schwierig es ist, Vorurteile zu verlernen. In unseren Workshops haben wir daher keine
fertigen Patentrezepte anzubieten, und wir lernen auch viel von den TeilnehmerInnen. 
Zur Frage, ob „die Welt dadurch besser wird“, kann ich eigentlich nur sagen: Es besteht Grund zu dieser Vermutung!
Je mehr Menschen sich die Zeit nehmen und sich auf den durchaus mühsamen und manchmal schmerzhaften Prozess
der Sensibilisierung einlassen, desto mehr Menschen werden sich gegen Diskriminierungen, die sie miterleben, stellen
und desto weniger Diskriminierung wird von ihnen ausgehen. Wer „dünnhäutiger“ geworden ist, ist wohl auch rascher
bereit, aktiv zu werden und vorsichtiger in seinem/ ihrem Urteil. 
Und solche Aktivität ist sehr wichtig im Kampf gegen Diskriminierungen, denn einem Fehler darf man in dieser
Diskussion nicht aufsitzen: Zur nachhaltigen Eindämmung von Rassismus und anderen Formen der Unterdrückung
reicht es sicherlich nicht aus, nur sich selbst zu sensibilisieren. Massive Formen struktureller und institutioneller
Diskriminierung, aber auch institutionalisierte Gleichgültigkeit verlangen nach konzertierter, gemeinsamer Aktion. 

Der Autor ist Jurist, Mitbegründer und aktives Mitglied von ZARA.
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Die Trainings-Angebote von ZARA: 

Modul Rassismus/die Grundlagen
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Dieses Modul beschäftigt sich anhand von Fallbeispielen mit den Fragen „Was ist Rassismus?“, „Wie funktioniert
Rassismus?“ und „Wie erkenne ich Rassismus?“. Vermittelt wird sowohl das individuelle Erleben von Rassismus als auch
der systematisch-institutionelle Aspekt des Phänomens.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion und kleine Übungen. 
Modul Sprache und Diskriminierung
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Worte sind Taten, Sprache ist Handeln.
Das Modul „Sprache und Diskriminierung“ zielt auf Sensibilisierung der TeilnehmerInnen für die vielfältigen
Möglichkeiten, wie durch Sprache diskriminiert werden kann ab. Das überdenken, hinterfragen und bewußt machen
soll zu einem persönlich verantwortungsvollen Umgang mit Sprache führen.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion anhand von sprachlichen Beispielen. 
Modul Know Your Rights
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Im Modul „Know Your Rights“ werden anhand von Fallbeispielen die Grundlagen rechtlicher
Diskriminierungsbekämpfung verständlich dargestellt. Es werden die bestehende österreichische Gesetzeslage und
ihre Handhabung vermittelt und ihre Mängel erklärt.
Behandelt werden die Fragen: „Was ist verboten?“, „Welche Rechte habe ich?“ und „Wie komme ich zu meinem
Recht?“. Ziel des Moduls ist die Vermittlung von rechtlichen Handlungsmöglichkeiten zur Rassismusbekämpfung.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion anhand von Beispielen. 
Workshop Sensibilisierung
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: eineinhalb Tage, TeilnehmerInnen: 25
Dieser Workshop beinhaltet eine geführte Auseinandersetzung mit der eigenen Identität und eigenen „blinden
Flecken“. Es geht darum, Vielfalt auszumachen und anzuerkennen, sowie sich mit dem Entstehen von Vorurteilen zu
beschäftigen und Auswirkungen von Diskriminierung und institutionellem Rassismus sichtbar zu machen.
Dieser Workshop bietet keine vorgefertigten Rezepte und Musterlösungen sondern ist stark erlebnisorientiert.
Methoden: erprobte Melange aus verschiedensten Rollenspielen, Übungen, Diskussionen und Arbeit in Kleingruppen. 
Workshop Zivilcourage
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: 1 Tag, TeilnehmerInnen: 25
Der Workshop „Zivilcourage“ beschäftigt sich mit dem Mut des/der Einzelnen, in der Öffentlichkeit in „unangenehme“
Situationen einzugreifen. Aufbauend auf den eigenen Erfahrungen der TeilnehmerInnen werden die 5 Schritte zum
Handeln erarbeitet: -Wahrnehmen, -Verstehen, -Erkennen, dass was zu tun ist, -Abwägung von
Handlungsalternativen, -Tun.
Es werden u.A. folgende Themen behandelt: wie begegne ich Angriffen, Ohnmacht, Aggressionen oder der Situation
„Einer gegen Alle?“.
Erarbeitet werden Argumentationstechniken und Überlegungen zu den Fragen. „Was kann ich tun?“, „Was will ich
tun?“ und „Wo sind meine Grenzen?“
Methoden: Rollenspiele, Übungen, Diskussionen und Arbeit in Kleingruppen. 
Workshop „Aug‘ in Aug“
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: 1 Tag, plus 2 Stunden Nachbereitung 2 Wochen später, TeilnehmerInnen: 12 – 30
Der Workshop basiert auf der Annahme, dass Diskriminierung und Rassismus erlernte Fähigkeiten sind. Um dies in
einer Art „Laborsituation“ sichtbar zu machen, wird eine Gruppe der TeilnehmerInnen aufgrund eines willkürlich aus-
gewählten Merkmales (Augenfarbe) diskriminiert. Der Workshop ist dazu geeignet, sowohl Funktionsweise als auch
Auswirkungen von Diskriminierung zu durchleben und anhand dieser Erfahrungen zu erkennen, dass Rassismus in der
Gesellschaft existiert. Ein diskriminierendes System wird aufgebaut und mit einfachsten Mitteln aufrecht erhalten.
Themen wie Ohnmacht, Zivilcourage, Neid, Vorurteile und Stereotype tauchen unweigerlich auf.
Dieser Workshop verlangt von allen teilnehmenden Personen Ernsthaftigkeit und Nervenstärke. 
Außerdem einsemestriger Grundlehrgang Anti-Rassismus-Arbeit. 

Weitere Informationen zu allen Trainings auf der ZARA-Homepage www.zara.or.at. 
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Expertinnenkommentar „Anti-Rassismus-Arbeit“ 

Resignation ist keine Lösung 
Oder: Es hat keinen Sinn zu behaupten es regnet, wenn einem auf den Kopf gespuckt wird
Xiane Kangela 

Im Rahmen meiner Arbeit als Beraterin bei ZARA, habe ich in diesem Jahr unzählige Male unsere Tätigkeit vorgestellt,
besonders in MigrantInnen/Flüchtlings-Einrichtungen. Bei diesen Vorstellungen bringen meine KollegInnen und ich
jedes Mal Beispiele aus unserer täglichen Arbeit, wie sie auch hier im Rassismus Report zu finden sind und erklären
anhand dieser, welche Hilfestellungen wir leisten können. 
Einige Gruppen, die wir besuchen, reagieren sehr interessiert. Sie erkundigen sich genau nach ihren Rechten, was in
diesem oder jenem Fall getan werden kann und sind wütend über die Situation. 
Im Verlauf dieser Besuche traf ich aber auch immer wieder auf Menschen, die zu mir sagten, unsere Arbeit wäre wichtig,
sich bei uns bedankten, jedoch hinzufügten sie hätten keinerlei rassistischen Diskriminierungen in Österreich erlebt. 
Aus persönlicher Erfahrung und aufgrund meiner Beratungstätigkeit merke ich an diesem Punkt immer meine Zweifel
an, ob hier tatsächlich alles in Ordnung wäre. Jedes Mal wenn ich hörte: „Persönlich habe ich keinerlei Probleme in
Österreich und die ÖsterreicherInnen sind ,gute Menschen‘“, fragte ich nach. Ich erzählte den Musliminnen von jenen
Fällen, die wir in unserer Arbeit erlebt haben. In diesen Geschichten werden Frauen mit Kopftuch gehindert, in die
Straßenbahn einzusteigen, finden in Schulen ausdrücklich aufgrund ihres Kopftuchs keine Aufnahme, gelten bei der
Arbeitsuche ungeachtet ihrer Ausbildung als „schwer vermittelbar“ usw. Ich beschrieb ihnen weiters die peinlichen
und unangenehmen Situationen von Menschen, die in Lokalen aufgrund ihrer Hautfarbe nicht bedient werden,
erzählte von den zahlreichen nachbarschaftlichen Streitereien, in denen MigrantInnen tagtäglich mit rassistischen
Schikanen ihrer Hausmitbewohner zu kämpfen haben. 
Ich stellte die Frage, ob ihnen nichts dieser Art jemals passierte? 
Die Reaktionen auf meine Aufzählungen waren unterschiedlich. Manchmal geschah es, dass die Frauen mir gegenü-
ber in Tränen ausbrachen und nun ihrerseits die schrecklichsten Geschichten zu erzählen begannen. Eine berichtete
mir, dass sie in der S-Bahn von einem Mann, als Ausländerin beschimpft, geschlagen und angespuckt worden war.
Keiner der Fahrgäste hatte ihr geholfen, trotz mehrmaligen Bittens. Eine andere, schwangere Frau schilderte, wie sie
bei der Wohnungssuche eine winzige Einzimmerwohnung für sich, ihren Mann und ihre zwei Kinder angeboten
bekommen hatte. Beim vorsichtigen Einspruch, dass diese Wohnung doch sehr klein sei, erwiderte die Sozialarbeiterin,
Ausländer könnten froh sein, wenn sie überhaupt ein Dach über dem Kopf hätten. 
Ich stellte mir immer und immer wieder die Frage, warum, wenn doch einige der Menschen, die ich traf, voller Wut
und Empörung über Erlebtes berichteten und ihre Rechte forderten, andere wiederum gänzlich dazu schwiegen, nur
zögernd etwas sagten oder behaupteten, sie hätten eben nichts erlebt. 
Mag sein, dass manchen, die Glück hatten, wirklich nichts passiert war und sie möglicherweise die rassistischen
Beschmierungen „Tschuschen raus“ nicht zu deuten wussten, weil sie noch nicht ahnten, was ein Tschusch ist. 
Ein anderer Grund, über das Erlebte zu schweigen, ist aber sicher auch ein Abwehrmechanismus, eine
Weiterlebensstrategie. Unangenehme, in ihrer Häufigkeit oder Widerlichkeit oftmals auch traumatisierende
Erlebnisse, die Flüchtlinge/MigrantInnen in Österreich haben, können nicht immer gegenwärtig sein. Sie können nicht
ständig präsent sein bei den alltäglichen Erledigungen und müssen in den Hintergrund geschoben werden. Sie
werden mit Sätzen wie: „Seitdem ich in Österreich bin, ist alles gut“ widerlegt. Denn was würde passieren, wenn man
vor sich und der Umwelt zugäbe, dass der Traum aus Ländern wie Afghanistan in ein friedliches, glückliches Leben
geflohen zu sein, sich nicht so erfüllte, wie man es sich vorgestellt hatte. Was würde sein, wenn man sich nicht
weiterhin vor tagtäglichen Verletzungen schützte, mögen sie auch ganz anders sein als jene, die man zum Beispiel im
Irak erlebt hatte. Ein Weiterleben würde manchmal schwierig. Jeder Mensch kann nur ein bestimmtes Maß an
Enttäuschungen und Unerträglichkeiten aushalten. 
Von der österreichischen Seite bekommen wir vielfach zu hören, die Ausländer sind ja selber schuld. Die
Musliminnen, die Kopftuch tragen, sind selber schuld. Sie sollten sich gefälligst assimilieren. Wir leben nun mal in
einem christlichen Land und da ist das eben so, frau hat aus religiösen Gründen kein Kopftuch zu tragen. Wenn wir
Österreicher in ein muslimisches Land fahren, können unsere Frauen ja auch nicht mit einem Mini-Rock herumlaufen.
Diese Frauen sollten ihre Andersheit nicht auch noch demonstrativ zur Schau tragen. 
Selten spricht man davon, dass es in Österreich das Recht auf freie Religionsausübung gibt und dies also auch für das
Tragen eines Kopftuchs gilt. 
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Ein anderes, häufig vorgebrachtes Argument zur Erklärung von Rassismus sind die Ängste der ÖsterreicherInnen. Man
spricht von der „Angst vor dem Fremden“, wobei klar ist, dass es sich hierbei nicht um eine nicht persönlich bekannte
Person handelt, sondern um irgendein Phantom das herumgeistert, eine dubiose Vorstellung davon, was dem „echten
Österreicher“ fremd ist. Rechtfertigt wird so etwa die Angst um den Verlust des Arbeitsplatzes. Die vielen Ausländer,
die kommen, nehmen uns die Arbeitsplätze weg. Es wird nicht erwähnt, dass MigrantInnen gegen das Gewirr von
Ausländerbeschäftigungsgesetz, „Nur-Inländer“-Inseraten und dem damit eng verknüpften Aufenthaltsstatus zu
kämpfen haben und es ohnehin unendlich schwer für sie ist, überhaupt eine Arbeit zu finden. Es wird für die Opfer
der Modernisierung Verständnis aufgebracht, jedoch wird nicht angesprochen, dass die sogenannten
„Bodenständigen“ Nutznießer der Migration sind. Stellen wir uns nur einmal vor, sämtliche in Österreich arbeitenden
MigrantInnen würden für eine Woche streiken. Würde man sie nicht anflehen, ihre Arbeit wieder aufzunehmen? 
Aber in Wahrheit müsste uns klar sein, dass diese Täter-Opfer-Umkehr, die hier ständig reproduziert wird, nicht halt-
bar ist. Der Mann, der in der S-Bahn eine Frau anspuckt und sie schlägt, tut dies nicht aus Angst. Angst hat die Frau,
der so etwas passiert. Und die Angst kommt später wieder, wenn sie die S-Bahn wieder betritt und einen Mann sieht,
der dem Täter ähnelt, wenn sie wieder in der Öffentlichkeit auf irgendeine Weise angegriffen wird und die Erinnerung
in ihr hochsteigt und das Wissen, dass sie von den Zuschauern keine Hilfe erwarten kann. 
Diese Situation ist sicher nicht sehr ermutigend, jedoch hat es keinen Sinn zu resignieren, sich zurück zu ziehen und
sich diesen Zuständen zu unterwerfen. Eine Möglichkeit für die Opfer, nicht mehr Opfer zu sein, ist sich gegen diese
Diskriminierungen zu wehren. Der erste Schritt ist, nicht zu verleugnen was einem angetan wird. Nicht zu behaupten,
hier sei alles in Ordnung. Nicht zu behaupten, es regnet wenn einem auf den Kopf gespuckt wird.
Infolge muß jede/jeder einzelne selbst aktiv werden und seine Rechte vehement einfordern. Wenn sie/er
Unterstützung braucht, kann er/sie sich an eine Beratungsstelle wie ZARA oder eine der anderen zahlreichen NGOs
wenden. 
Aber nicht zuletzt hat auch die österreichische „Mehrheitsgesellschaft“ den MigrantInnen das Gefühl zu geben, dass
sie als Menschen geachtet sind, dass ihnen in dem Land, in dem sie sich entschlossen haben, zu leben, die gleichen
Rechte und ein Platz zugestanden werden. 

Die Autorin ist Beraterin bei ZARA.
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Expertenkommentar „Interkulturelle Arbeit“ 

Zur Gegenwart und Zukunft interkultureller Arbeit 
Bernhard Rathmayr 

Interkulturelle Arbeit vor Ort ist Arbeit unter den gegebenen Verhältnissen, die durch ökonomische Ungleichheit,
soziale Ungerechtigkeit, institutionalisierte und individualisierte Ethnozentrie und Fremdenangst gekennzeichnet
sind. Gerade solche Arbeit braucht eine Perspektive in eine menschlichere Zukunft, nicht nur um den überwiegend
nicht im Auftrag der Macht, sondern aus ethischer Verantwortung Handelnden Hoffnung zu geben, sondern auch,
um das gegenwärtig Notwendige an dem zukünftig Anzustrebenden zu messen. 
Interkulturelle Arbeit benötigt eine realistische Sicht auf die gegenwärtige Situation ebenso wie eine motivierende
Utopie, einen Ort, an dem die Menschen sich noch nicht befinden, an dem sie aber ankommen wollen. Diese Utopie
ist keine bloß phantastische, irreale Vision. Sie gibt vielmehr eine Alternative zur vorherrschenden zwischenstaatli-
chen und zwischenmenschlichen Politik vor, deren unveränderte Fortsetzung die Unlösbarkeit unausweichlicher
Probleme des weltgesellschaftlichen Wandels bedeuten würde. 
Die weltweite Kultur- und Medienvermarktung, die globale Ökonomie, die grenzüberschreitende Migration und nicht
zuletzt die erdumfassenden Bedrohungszenarien des Klimas, der Umwelt und der sozialen Ungleichheitsverhältnisse
lassen lokale Idylle, territoriale Dominanz und nationale Arroganz nicht mehr zu. Auch wenn Politik und Recht der-
zeit noch überwiegend auf den Grenzen nationaler Einheiten aufbauen: Die Gesellschaften der Zukunft werden
multiethnische Gesellschaften sein. Die für das konkrete Zusammenleben der Menschen wichtigen unmittelbaren
Orientierungen des Fühlens, Denkens und Handelns werden nicht mehr über territoriale Verortungen und
Zuordnungen noch über symbolische Territorien kultureller oder völkischer Identitäten hergestellt werden können.
Menschliche Existenz wird in der Zukunft zwischenmenschliche Existenz sein. Sie wird nicht auf der Identität der
Gleichgesinnten und Gleichgearteten aufgebaut sein, sondern auf der Unterschiedlichkeit der Andersgesinnten und
der Vielfalt der Unähnlichen. Die neue Heimat der multiethnischen Menschen ist die Fremde sowohl in der eigenen,
bekannten, als auch in der neuen Kultur. Konturen der Gemeinsamkeit, der Verlässlichkeit, des Gleichbleibenden
müssen in beiden Welten erst im offenen Diskurs entwickelt werden. Ihr neues Territorium ist der Marktplatz, das
Forum des Austausches nicht nur von Waren sondern von Gesinnungen, Lebensweisen und Lebensweisheiten,
Diensten und Hilfen, Fähigkeiten und Errungenschaften. 
Interkulturelle Arbeit ist deshalb mehr als die Toleranz der Kulturen untereinander. Sie zielt auf das wechselseitige
aktive Interesse an der Öffnung eines engstirnigen Kulturpatriotismus, die Einsicht in die Unvollkommenheit und
Ergänzungsbedürftigkeit der je eigenen Kultur, die Erfahrung der Angewiesenheit auf das Noch-Nicht-Dagewesene,
die Lust auf das Neue, die Ermutigung zur heilsamen Krise, die Begleitung in der auszuhaltenden Angst. Sie intendiert
nicht die Anpassung der anderen - fremden - Kultur an die eigene. Sie bedeutet auch nicht die konturlose
Selbstlosigkeit einer bloß passiven Duldung der/des unverstandenen Anderen. Sie betreibt vielmehr das Lernen eines
aktiven Interesses an der Erfahrung des Neuen an dem/der Anderen, der wissbegierigen Nachfrage nach dessen/deren
unverstandenen Anteilen, der solidarischen Kritik an seinen/ihren als verstörend empfundenen Ansichten und
Handlungsweisen, der redlichen Verhandlung um Rechte und Pflichten der Einheimischen und der
Hinzugekommenen, des Eingeständnisses und des Austausches von wechselseitigen Ängsten und Wünschen, der
Reflexion über den Wandel der je eigenen und der gemeinsamen Kultur.
Im konkreten Vollzug hier und jetzt kann interkulturelle Arbeit selten direkt bei diesen Zielvorstellungen ansetzen,
sondern muss bei jenen langfristig etablierten Hindernissen beginnen, die diese Arbeit erschweren oder unmöglich
machen: Bei den Vorurteilen, ihrer alltäglichen Sozio- und Psychogenese und ihrer politischen Indienstnahme; bei
den irrationalen Wünschen und Ängsten, mit denen sich Eigene und Fremde aufeinander eher beziehen als an ihren
Erfahrungen zu lernen; bei der Kultivierung überholter Territorialismen und Nationalismen, bei der eingelernten
Ethnozentrizität eingefahrener Sprach- Kommunikations- und Deutungsmuster. Dennoch muss interkulturelle Arbeit
auch in der konkreten Tätigkeit vor Ort, auch in der laufenden politischen Auseinandersetzung das langfristige Ziel
im Auge haben: Die Neuverortung der Menschen jenseits der engen kulturellen und ethnischen Zugehörigkeit, die
Ersetzung der lokalen, territorialen und nationalen Identitäten durch die Teilnahme an diskursiven und interaktiven
Welten multiethnischer Menschengeflechte.
Aldrans, 18. 12. 00, B. Rathmayr 

Der Autor lehrt an der Universität Innsbruck.
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Bericht: Schule ohne Rassismus
Herbert Langthaler 

Seit dem Schuljahr 1999/2000 betreut die asylkoordination Österreich in Ostösterreich ein außergewöhnliches
Antirassismusprojekt. Ein Bericht über das abgelaufene Schuljahr vom Projektkoordinator. 
„Schule ohne Rassismus“ ist ein Projekt, das in fünf europäischen Staaten mit großem Erfolg durchgeführt wird. Im
Mittelpunkt stehen die SchülerInnen, die gemeinsam mit uns und ihren LehrerInnen das Projekt für ihre Schule planen. 
Planung, Durchführung und Präsentation liegen so in den Händen der Jugendlichen, die ihre Erfahrungen, Wünsche
und Interessen einfließen lassen können. Für jede Schule wird so ein eigenes Projektdesign entworfen. Wir und unsere
Partnerorganisationen bieten Workshops, Vorträge, Rollenspiele und verschiedene Materialien an, aus denen die
Schülerinnen aussuchen können. Wir unterstützen die LehrerInnen bei der Vorbereitung von Unterrichtseinheiten
zum Thema Rassismus/Diskriminierung. Nachdem das Projekt „Schule ohne Rassismus“ in einer Pilotphase im zweiten
Semester des Schuljahrs 1999/2000 in vier Schulen in Wien und dem Burgenland durchgeführt worden war, konnte
das Projekt im Schuljahr 2000/2001 weiterentwickelt werden. 
Erfahrungen und Probleme
Bei einer Evaluierung der Pilotphase wurde klar, dass der Erfolg des Projektes sehr stark mit der Situation an den
jeweiligen Schulen zusammenhängt. An jenen Schulen, die projektorientiertes Arbeiten gewohnt sind, war es leich-
ter, gemeinsam mit den SchülerInnen ein eigenes Projektdesign zu entwickeln. Wo eher traditionelle
Unterrichtsformen im Vordergrund stehen, ist es schwieriger, die im Projekt vorhandenen Gestaltungsspielräume auch
tatsächlich zu nutzen.
Es hat sich auch gezeigt, dass die Arbeit an Hauptschulen aus mehreren Gründen einfacher ist. Einerseits herrscht bei
den LehrerInnen ein höheres Bewusstsein über die Notwendigkeit sozialen, projektorientierten Lernens. In Gymnasien
behindern im Allgemeinen organisatorische Probleme und die überfüllten Lehrpläne die gründliche
Auseinandersetzung mit einem Thema.
Auch fällt immer wieder auf, dass Rassismus an den Gymnasien hochgradig tabuisiert wird. Was nicht bedeutet, dass
sich die LehrerInnen und SchülerInnen nicht damit auseinandersetzen, allerdings vermutet man das Problem häufig
bei den „Anderen“ (z.B. in den Hauptschulen – „weil da gibt es ja viel mehr Ausländer“) und betrachtet Rassismus
mehr als eine moralische Verfehlung denn eine gesellschaftsimmanente Struktur.
Die Sparmaßnahmen im Schulbereich und die dagegen gerichteten Kampfmaßnahmen der LehrerInnen erwiesen sich
im abgelaufenen Schuljahr als großes Hindernis für die Zusammenarbeit mit dem Lehrkörper. In etlichen Höheren
Schulen wurde trotz intensiver Vorarbeiten von einer Teilnahme am Projekt letztendlich Abstand genommen.
Da Freiwilligkeit eine wichtige Voraussetzung für das Projekt ist, bestimmten die einzelnen Klassen selbst, ob sie an
dem Projekt teilnehmen wollten oder nicht. Dabei stellte sich im Nachhinein heraus, dass der
Meinungsbildungsprozess in den Klassen im Projektverlauf eine ganz zentrale Rolle einnimmt. Oft konnten sich die
Befürworter des Projekts nur sehr schwer durchsetzen, sie waren gezwungen, überzeugende Argumentationslinien zu
entwickeln, um ihre MitschülerInnen zu begeistern.
Obwohl das Projekt erst für SchülerInnen ab der 7. Schulstufe vorgesehen ist, kam es auch zu spontanem Interesse
jüngerer SchülerInnen, die auch ins Projekt aufgenommen wurden.
Gemeinsam wurden auch immer wieder Aktivitäten entwickelt, die eine Einbeziehung von Klassen, die nicht am
Projekt beteiligt waren, ermöglichten. So wurde z.B. am BG/BRG Wien 16 in der Maroltingergasse eine 8. Klasse in
das Rollenspiel „Stationen einer Flucht“ eingeschult, das sie dann mit einer ersten Klasse selbständig und mit großem
Erfolg durchführten. 
Vielfältige Projekte
Im Schuljahr 2000/2001 haben 21 Klassen mit insgesamt ca. 500 SchülerInnen an „Schule ohne Rassismus“ teilge-
nommen. Das Projekt hat in der Umsetzung eine Dynamik entwickelt, die uns selbst erstaunt hat. Die Jugendlichen
aber auch die LehrerInnen haben im Laufe des Projekts immer wieder eigene Ideen und Projekte entwickelt.
So planten die SchülerInnen eines vierten Jahrgangs der HBLA Tourismusschule Wassermanngasse im 21. Bezirk nach
dem Besuch des Flüchtlingsheims in der Nußdorferstraße drei Programme für dessen BewohnerInnen. Eine Gruppe
organisierte eine Wien-Führung, eine zweite ein Fußballspiel auf der Donauinsel, die dritte schließlich einen
Malnachmittag mit den Flüchtlingskindern. Eine Gruppe veröffentlichte einen Bericht ihres Projekts im „Schüler-
Standard“ (3. Juli 2001).
Die HS Wiesberggasse setzte verschiedenste Aktivitäten; mit Unterstützung von KiLa, dem Kinder.Welt.Kultur.Labor
von Kulturen in Bewegung/VIDC fanden ein Perkussions- und ein Dratflecht-Workshop statt. Den Referenten aus
Brasilien und Simbabwe gelang es in kürzester Zeit, die SchülerInnen zum begeisterten Mitmachen zu bringen.
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Es ist uns in diesem Zusammenhang wichtig, die Referenten als Experten für Bildende Kunst bzw. Musik zu präsen-
tieren – was beide sind – und nicht als Exoten. 
Im Gymnasium Maroltingergasse kam es auch zu einem Synergieeffekt mit einem Lehreraustaschprogramm mit
afrikanischen Deutschlehrern. Die SchülerInnen einer 2. Klasse waren von dem Kollegen aus Mali so begeistert, dass
sie ein eigenes Projekt entwickelten, Eines der Ergebnisse, eine Plakatausstellung, konnte auf den Schulgängen
bewundert werden.
Dort war auch einige Wochen zuvor die Ausstellung „Am Anfang war der Kolaric“ der Initiative Minderheiten zu
sehen. Eine 7. Klasse wurde von Cornela Kogoj in die Ausstellung eingeführt und organisierte in der Folge Führungen
für die anderen Klassen. (Die Plakatausstellung „Am Anfang war der Kolaric“ wurde auch in der HBLA
Wassermanngasse und der IHS Wiesberggasse gezeigt und von Führungen bzw. Veranstaltungen begleitet.)
Die HBLA Wassermanngasse gestaltete eine Projektwoche, in deren Rahmen nach einer Einführung zum Thema
Identität, Vorurteile und Rassismus durch Referenten der asylkoordination Workshops stattfanden u.a. madegassisch
Kochen und ein afrikanisches „Restaurant“, fair play - Fußball gegen Rassismus, brasilianische Perkussion, „Stationen
einer Flucht“, Exkursion „Afrikanisches Wien“ und Gespräche mit ZeitzeugInnen. 
Aus den Besuchen in mehreren Flüchtlingslagern entwickelten sich die bereits erwähnten Projekte. Für den 31. Jänner
2002 ist ein Antirassismus Clubbing geplant, bereits im November wird es ein Fest für die Flüchtlinge in einer
Notunterkunft der Caritas geben. SchülerInnen mit nichtdeutscher Muttersprache gestalteten für ihre KollegInnen
Einführungen in ihre Muttersprachen (z.B. Russisch, Türkisch). 
Die Aktivitäten der teilnehmenden Schulen reichten vom Besuch der Ausstellung der Fotografin Lisl Ponger in der
Arbeiterkammer oder des jüdischen Museums bis zu Straßenbefragungen. ReferentInnen des „Romano Centro“
wurden ebenso eingeladen wie VertreterInnen der afrikanischen Community.
Die IHS Wiesberggasse veranstaltete gemeinsam mit VHS-Ottakring eine öffentliche Podiumsdiskussion mit dem Titel
„Kopftuch, Symbol weiblicher Unterwerfung oder kulturellen Selbstbewusstseins?“ Die Veranstaltung erfreute sich
regen Interesses. Auch in der HBLA Wassermanngasse war das Thema „Islam“ Gegenstand eines Vortrags mit an-
schließender Diskussion.
Die „Schule-ohne-Rassismus“-Homepage www.asyl.at/sor ist eine wichtige Visitenkarte für das Projekt und wird von
SchülerInnen, LehrerInnen und JournalistInnen als Grundinformation genutzt. Wir verwenden unsere Homepage auch
für die Präsentation der Ergebnisse der Arbeiten der SchülerInnen. Im Sommer wurde die Seite aktualisiert und
erweitert. Einige Schulen haben auch selbst Projektergebnisse ins Netz gestellt. 
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Kontakt: asylkoordination Österreich, 1010 Wien, Schottengasse 3a/59, Tel: 01/53 212 91
e-mail: asylkoordination@t0.or.at , www.asyl.at
Wir machen peer-education Workshops für Jugendliche im schulischen und außerschulischen Bereich. Dabei sollen
die Jugendlichen befähigt werden, selbst Workshops für Gleichaltrige oder etwas jüngere Jugendliche abzuhalten.
Das laufende Programm führen wir gemeinsam mit der aks durch. Es besteht aus einem dreitägigen Basistraining und
zwei Vertiefungs/Feedback Tagen. Wir sind außerdem an dem Lehrgang „Polizeiliches Handeln in einer multikulturel-
len Gesellschaft", das das Internationale Zentrum für Kulturen und Sprachen gemeinsam mit der Sicherheitsakademie
des BMI durchführt, beteiligt. In den letzten Jahren haben wir auch Antirassismus-Seminare mit RichterInnen und
StaatsanwältInnen in Wien und Linz durchgeführt. Die asylkoordination Österreich bietet in ihrer Fortbildungsschiene
auch ein zweitägiges ADL-Sensibilisierungsseminar an. 



networking by ANAR  

Ausgehend von antirassistischen Subkulturen (BetreuungsNGOs, MigrantInnen-Selbstorganisationen und politischen
Gruppen) wurde nach Jahren des Stillhaltens im Anschluss an das Lichtermeer 1993 (Ende der 90er Jahre) ein neuer
emanzipatorischer Anlauf gegen Rassismus gestartet. Marksteine waren die Gründung von ANAR, die Proteste gegen
die Tötung von Marcus Omofuma und die vielfältigen Aktivitäten gegen die schwarzblaue Regierung. Erste Erfolge
dieses Anlaufes sind die Zurückdrängung und Delegitimation des sogenannten moralischen Antirassismus in
NGO-Kreisen. Nach 3 Jahren Arbeit ist es in der antirassistischen Szene weitgehend Konsens, dass Rassismus gesetz-
liche Verankerungen hat und nicht nur ein moralisches Übel bzw. eine individuelle Krankheit/ Fehlleistung darstellt.
Die bloß moralische Anklage des Rassismus hat den rassistischen Struktursetzungen (nach dem Motto „Gesetze statt
Hetze") bis zu einem gewissen Grad sogar den Weg geebnet. So wurden in den 90er Jahren von einer Koalition aus
SozialdemokratInnen und Konservativen Gesetze entlang der Vorgaben des offiziell verdammten freiheitlichen soge-
nannten Ausländervolksbegehrens geschaffen. Damit wurde auch der Boden für die rechte Regierungsübernahme des
Jahres 2000 bereitet.
Das Austrian Network Against Racism (ANAR) ist in einen Prozess der politischen Rassismusbekämpfung eingetreten.
Mittels empowerment und networking, v.a. mit kleineren MigrantInnen-Organisationen werden die diskursiven
Positionen des politischen Antirassismus verbreitet und wird zur Erzeugung von gesellschaftlicher Bewegung gegen
Rassismen beigetragen. Networking ist wie Teppichknüpfen. An den Rändern des durch intensive interne
Kommunikation dichten horizontalen Geflechts des antirassistischen Netzwerks werden ständig neue
Informationskanäle wie Fäden ausgelegt. Je nach politischer Konjunktur mit mehr oder weniger Attraktivität ver-
dichten sich die Fäden zu Diskursen und gemeinsamen diskursiven Positionen. 
Die Positionen des politischen Antirassismus breiten sich seit 1998 vorwiegend in der antirassistischen Szene aus. Im
Rahmen der Protestbewegung gegen die rechts-rechtsextreme Regierung konnte diese Position eine weitere
Verbreitung finden. Antirassismus hat in den letzten beiden Jahren eine deutlich gesteigerte Bedeutung im kritisch-
emanzipatorischen Spektrum der Zivilgesellschaft erlangt. 
Die vielfältige Öffentlichkeitsarbeit, die von den in ANAR lose zusammenarbeitenden NGOs und Gruppen betrieben
wird, konzentriert sich kaum auf das politische Rechtsaußen oder auf deklarierte RassistInnen. Vielmehr zielt die
Öffentlichkeitsarbeit vorwiegend auf den nationalstaatlich verfassten rassistischen Konsens der politischen Mitte. Die
politische Mitte will von ihrem Selbstverständnis her nicht rassistisch sein und muss daher in die Auseinandersetzung
über die neue Definition von Rassismus einsteigen. Fokus für die Öffentlichkeitsarbeit bilden bestimmte Konflikte
rund um das Agieren, das Zögern oder Nichtagieren gegen Rassismen. Dabei erfolgt der Angriff seitens der antiras-
sistischen Gruppen v.a. im Protest gegen rassistische Strukturen, im Absprechen von Legitimität oder Seriosität des
antirassistischen Tuns oder in der Vorhaltung, dass bestimmte antirassistische Ansprüche nicht eingelöst wurden. 
Durch die politische Einbringung der Position der NichtbürgerInnen im Nationalstaat als neue AkteurInnen kommt es
nicht nur zu einer thematischen Erweiterung, sondern zu einer Umformung der gesamten politischen Landschaft und
damit des Politischen per se. Kehrseite dieser Einlassung der vergleichsweise schwachen neuen AkteurInnen in die
Auseinandersetzung mit den etablierten Kräften ist die Gefahr der Instrumentalisierung, der Legitimations- und
Akzeptanzverschaffung für die ach so aufgeschlossenen und bemühten VertreterInnen der bestehenden Ordnung.
Dementsprechend heikel und umstritten ist die Ausgestaltung des Verhältnisses zu Parteien und bestehenden
Interessensgruppen. 
Demokratisierung und equality targets spielen im Inneren des Netzwerkes eine große Rolle um nach außen hin legitim
auftreten zu können. Ganz zentral war im Bereich der Repräsentation der Schritt des Aufbaus von legitimen
Sprechpositionen von MigrantInnen und die Verdrängung der nicht diskriminierten StellvertreterInnen durch „orga-
nische Intellektuelle". 
Durch die Fülle der Aufgaben entstehen in organisatorischer Hinsicht neue Netzwerk-Knoten (kleine, sich mehr oder
weniger personell überschneidende Arbeitsgruppen mit funktionalen Schwerpunkten) bzw. werden bestehende
Organisationen zu einem Teil des Netzwerks. Die Knoten ziehen bunt arbeitsteilig einigermaßen am selben Strang.
Von ihnen ausgehend werden neue Fäden zu neuen potentiellen Verbündeten gesponnen. 
Die Nutzung des Internet zum Aufbau von schnellen Informationssystemen ermöglicht auch die effiziente Anbindung
an transnationale policy- und lobbying-Netzwerke. Mit der Größe des Netzwerkes wachsen die Rückkoppelungs- und
Synergieeffekte. Dabei wuchert das Netzwerk nicht chaotisch vor sich hin, sondern wird über mehrseitig offene
Informationskanäle, dadurch mögliche Interessen-integration und (nur für InsiderInnen) transparente Entscheidungs-
prozeduren „weich" gesteuert. 
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Solchermaßen entwickelt sich abseits des institutionell verankerten hegemonialen Arrangements eine Gegenmacht,
die nicht auf Repräsentation sondern auf Partizipation beruht. Damit treffen zwei vollkommen unterschiedliche
Konzepte von Demokratie aufeinander, was ständig für Konfliktstoff sorgt. Obwohl das Netzwerk die Einmischung in
politische Prozesse betreibt, kann es niemals zu einem neuen systemischen politischen Gegengewicht im Sinne des
Gewaltenteilungskonzepts werden. Niemand kann für das gesamte Netzwerk sprechen. Bisher sind alle Initiativen zur
Gründung einer (antirassistischen) MigrantInnen-Partei abgelehnt worden. Vielmehr betreibt das Netzwerk eine
sukzessive Unterminierung staatlich-hierarchischer Steuerung, indem es der Hierarchie langsam die Gefolgschaft
abgräbt. ANAR arbeitet dafür, dass dieser Prozess in Richtung Emanzipation und Selbstverantwortung weitergeht und
letztendlich Früchte im Sinne effektiver Gegenmacht tragen wird. 
Dabei gilt es, das enge Korsett der Identitätspolitik zu verlassen. Ein Ergebnis dieser Überwindung sind neu ent-
stehende Koalitionsmöglichkeiten unter bislang getrennt agierenden Gruppen, auch außerhalb des unmittelbar dem
Antirassismus verschriebenen Spektrums. Der Einfluss der Wiener Wahl Partie auf den Wiener Wahlkampf 2001 zeigt,
wie erfolgreich die politisierte KünstlerInnenschaft, die Kulturszene, die Organisationen für eine „minoritäre Allianz",
die niederschwelligen sozialarbeiterischen Jugendeinrichtungen und die politisch antirassistische Strömung in den
neuen Netzwerkstrukturen zusammenarbeiten können. ANAR keeps networking.
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Verzeichnis beitragender Organisationen 
und Beschreibung ihres Serviceangebots 

EFDÖ, Evangelischer Flüchtlingsdienst Österreich
1170 Wien, Steinergasse 3/12

Tel: 402 67 54, Fax:-16, e-mail: gf.efdoe@evang.at
Der Evangelische Flüchtlingsdienst setzt sich für Menschen aus aller Welt ein, die in Österreich Schutz vor Verfolgung
suchen. D.h. Zielgruppe seiner Arbeit sind Asylsuchende, anerkannte Flüchtlinge, Flüchtlinge mit einem subsidiären
Schutz bzw. abgelehnte AsylwerberInnen, die Österreich nicht verlassen können. Der Evangelische Flüchtlingsdienst
unterhält eine Beratungsstelle in Traiskirchen und Wien, zwei Notquartiere in Wien-Fünfhaus und Wien-Hernals, ein
Haus für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Hirtenberg, das INTO-Integrationsprojekt in Wien sowie die
Betreuung von Menschen in Schubhaft in Salzburg, St. Pölten und Wr. Neustadt. Im Rahmen eines eigenen
Bildungsreferates wird versucht, Bewusstseinsarbeit in der Evangelischen Kirche und in der weiteren Öffentlichkeit zu
leisten, um Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zurückzudrängen. 

Fair play, Viele Farben. Ein Spiel
Am Wiener Institut für Entwicklungsfragen und Zusammenarbeit (VIDC), www.vidc.org/fairplay

Das interkulturelle Sportprojekt FairPlay. Viele Farben. Ein Spiel wurde 1997 im Rahmen und mit Unterstützung des
EU Jahres gegen Rassismus gestartet. Ziel ist es, die Popularität und die integrative Kraft des Fußballs zu nützen, um
Rassismus und andere Diskriminierungen mittels pro-aktiver Methoden auf unterschiedlichen Ebenen des Sports und
der Gesellschaft zu bekämpfen. 1999 initiierte FairPlay die Gründung des ersten europäischen, antirassistischen
Fußballnetzwerks Football Against Racism in Europe (FARE). FARE wurde von mehr als 40 Organisationen
(Antirassismus-Initiativen, Fanprojekten, Fanklubs, Spielergewerkschaften und nationalen Fußballverbänden) aus 14
europäischen Fußballländern initiiert. 2000 wurde FARE im Vorfeld der EM in Brüssel offiziell präsentiert. 
2000 gelang es FairPlay, Stadionaktionen gemeinsam mit drei Bundesligavereinen unter dem Motto „Rote Karte dem
Rassismus“ durchzuführen und auf der Uni Innsbruck die Kampagnenerfahrungen auch wissenschaftlich zu präsen-
tieren. 2001 wird die Kampagne österreich- und europaweit fortgesetzt. 

Verein FIBEL - Fraueninitiative Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften
1020 Wien, Heinestraße 43, Tel. + Fax: 01/212 76 64, e-mail: fibel@eunet.at, http://members.aon.at/fibel

Di, Do 10.00 – 17.00, Fr 12.00 – 17.00 Uhr; Ansprechpersonen: Petruska Krcmar und Gertrud Schmutzer
Beratung und Information in fremdenrechtlichen, ehe-, familien- und sozialrechtlichen Fragen, bei
Partnerschaftsproblemen (bspw. in Zusammenhang mit interkulturellen Differenzen), bei Diskriminierungen in ver-
schiedenen Lebensbereichen, bei Fragen zum Spracherwerb und zur Ausbildung; Offene Gruppen und Themenabende
für Frauen in bikulturellen Beziehungen, Vorträge, Diskussionsabende und Workshops zu verschiedenen Aspekten des
Lebens in interkulturellen Belangen; Kooperationen und Vernetzungen mit Einrichtungen speziell für Frauen und
MigrantInnen; „Lobby“- und Öffentlichkeitsarbeit zur Durchsetzung der Anliegen und Interessen unserer
„Zielgruppe“; Kooperationen mit Interessensvertretungen bikultureller/binationaler Partnerschaften in anderen
EU-Staaten; Mitarbeit an themenrelevanten wissenschaftlichen Forschungsprojekten; fachliche Beratung beim
Verfassen von themenbezogenen Abschlussarbeiten (Seminar- und Diplomarbeiten) oder Forschungsprojekten;
Handbibliothek (Fachliteratur).
Bietet ihr Workshops zu „Rassismus“ im weiteren Sinne? Welche?
Wir bieten Workshops für Frauen in bikulturellen/binationalen Partnerschaften: Fremdenfeindlich und rassistisch
motivierte Diskriminierungen – Erfahrungen und Gegenstrategien. Bisherige Erfahrung: Migrantinnen und „einhei-
mische“ Frauen berichteten über Diskriminierungen und Übergriffe im Alltag gegen ihre Partner, sich selbst oder ihre
Kinder. Die meisten rassistisch motivierten Übergriffe und Diskriminierungen wurden von Frauen berichtet, die in
Ehen/Partnerschaften mit Afrikanern leben bzw. von deren Kindern. Gemeinsam wurden Strategien gegen
Alltagsrassismen in verschiedenen Lebensbereichen erarbeitet, mit dem Ziel, sich und die Angehörigen künftig besser
dagegen zu schützen. Das Angebot (dieses und künftiges) richtet sich an Frauen in bikulturellen Partnerschaften. Die
Workshops werden von einer in der Antirassismus-Arbeit erfahrenen Moderatorin und Psychotherapeutin geleitet
(bisher: Eva Anna Kubesch). FIBEL hat kein eigenes Ausbildungsangebot für Workshop-LeiterInnen. Bisher hat FIBEL
drei Antirassismus-Workshops veranstaltet, weitere sind künftig geplant (es gibt noch keine Termine). Die Nachfrage
war sehr groß; um allen Beteiligten eine für sie zielführende und sinnvolle thematische Auseinandersetzung bzw.

FIBEL
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Erarbeitung geeigneter Gegenmaßnahmen zu ermöglichen, war es jedoch notwendig, die Zahl der Teilnehmerinnen
auf maximal 10 – 12 Personen zu beschränken.
Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Intern: keine speziellen Maßnahmen; nach außen: Im Rahmen unserer Beratung und unseres
Veranstaltungsprogramms. Wir wirken Rassismen und rassistischen Klischeevorstellungen entgegen, indem wir bspw.
Hintergrundinformationen über verschiedene Kulturen und Lebensformen bieten (siehe Veranstaltungsprogramm der
FIBEL auf unserer Homepage)
Was habt ihr für Bildungsangebote bezüglich Rassismus? 
Publikation „Binationale Familien und Partnerschaften in Europa – Strategien gegen Diskriminierungen“: Darstellung
der Ergebnisse eines EU-Forschungsprojektes, in dem wir erhoben haben, mit welchen Formen von Diskriminierungen
und Rassismen bikulturelle/binationale Paare im Alltag konfrontiert werden, wie sie damit umgehen und wie sie sich
dagegen zur Wehr setzen (können); die Publikation beinhaltet auch Vorschläge für Antidiskriminierungsmaßnahmen,
die mit hochrangigen Vertretern von Behörden diskutiert wurden. Sie ist geeignet, MitarbeiterInnen verschiedener
Behörden bezüglich (auch eigener) diskriminierender Verhaltensweisen und Aussagen zu sensibilisieren. Weiters:
Vortrag im Frühjahr 2002 zu den Schutzmaßnahmen und Handlungsmöglichkeiten, die das
Antidiskriminierungsgesetz (im Fall des Inkrafttretens) für Betroffene vorsieht.

Forum gegen Antisemitismus
1010 Wien, Seitenstettengasse 4

Tel: 01/531 04-255, Fax: 01/531 04-980, e-mail: forum_wien@hotmail.com
Das Forum gegen Antisemitismus betreibt eine Hotline für Zeugen und Opfer antisemitischer Vorfälle – von
Schmierereien auf Hauswänden bis zu antisemitischen Beschimpfungen auf der Straße. Gleichzeitig verstehen wir uns
als Informationszentrum zum Thema Antisemitismus für die jüdische Gemeinde. In dieser Funktion haben wir im Zuge
unserer Medienbeobachtung ein kleines Zeitungsarchiv zu den Themen Rechtsextremismus und antisemitischer
Journalismus aufgebaut. Wir sind bemüht in Kooperation mit anderen Organisationen projektorientiert good
practices zu entwickeln – so haben wir etwa in Kooperation mit einem Betrieb Leitlinien für einen
nicht-diskriminierenden Umgang erstellt. 

Frauen Aktiv
Verein Wiener Jugendzentren

1030 Wien, Lechnerstraße 2-4 (im Zentrum Erdberg)
Tel: 715 69 81, e-mail: FrauenAktiv@jugendzentren.at 

Verein Gemeinsam Gegen Rassismus! - United Against Racism
Postadresse: 1090 Wien, Währingerstraße 59

Tel: 0676/770 97 26, e-mail: gemeinsam@action.at, http://united.action.at
Gegen Rassismus in Gesellschaft, Innen- und Außenpolitik; Recherche und Dokumentation von Praktiken des Polizei-
und Justizapparats; Unterstützung des Widerstands von rassistisch Verfolgten; Protest- und Medienkampagnen.
Bietet ihr Workshops zu „Rassismus“ im weiteren Sinne? Welche? Nein 

GEMMI - Gesellschaft für die Menschenrechte von MigrantInnen und Marginalisierten
1070 Wien, Stiftgasse 8, e-mail: gemmi@t0.or.at

Jeden ersten Freitag im Monat ab 19:00 offener Abend
GEMMI gründete sich zur Unterstützung der Gefangenen der Operation Spring. Wir besuchen von rassistischer Justiz
und Polizei bedrohte Menschen im Gefängnis und machen die teils ungerechten, rassistischen Prozessführungen und
Urteile öffentlich. Wir beobachten Prozesse und sprechen mit den AnwältInnen, hinterfragen Haftbedingungen und
Vorurteile. GEMMI ist auch an der ersten österreichweiten Häfnzeitung „Die Feile” beteiligt.
Bietet Ihr Workshops zu “Rassismus” im weiteren Sinne? Welche? Nein
Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Berichterstattung über rassistische Gerichtsverfahren und Haftbedingungen. 

GEMMI

GggR
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Aktiv
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Initiative muslimischer ÖsterreicherInnen
e-mail: baghajati@surfeu.at

Unter dem Motto „Wir sind nicht nur für Muslime da“ fanden wir uns im November 1999 zusammen, um angesichts
der gesellschaftspolitischen Entwicklungen effektiver die Interessen der muslimischen Bevölkerung einzubringen und
gleichzeitig durch mehr muslimische Präsenz am Abbau von Vorurteilen und Feindbildern mitzuwirken. Ein offener
Zugang zur Arbeit an verschiedenen Projekten soll Menschen, die im Anti-Rassismusbereich engagiert sind und sich
dabei für muslimische Belange interessieren, besser miteinander vernetzen und den Dialog inner- und außerhalb des
muslimischen Kreises fördern. Dies sind unsere wichtigsten Aktivitäten: 
- Schulprojekt: Angebot, in der Klasse die islamische Kultur im Gespräch und durch mitgebrachtes Material zu

veranschaulichen
- Bereitstellung von ReferentInnen bei Diskussions- und Vortragsveranstaltungen
- Organisation von Tagen der offenen Tür in Moscheen
- Medienarbeit
- Regelmäßige Frauentreffen
- Workshop: „Wie begegne ich Islam- und Fremdenfeindlichkeit?“
- Abwicklung des Islamischen Besuchs- und Sozialdienstes an Spitälern in Kooperation mit der Islamischen

Glaubensgemeinschaft in Österreich 

LEFÖ - Lateinamerikanische Emigrierte Frauen in Österreich
Kettenbrückengasse 15/4, 1050 Wien

Tel: 01/581 18 80, Fax: 01/581 18 82, e-mail: lefoe@aon.at, http://www.t0.or.at/˝lefoe
Ansprechpersonen: Maria Teresa Gallardo (Beratung), Elisabeth Harrasser (Deutschkurse), Doris Cordova
(Migrantinnen in der Sexarbeit)
Mo, Mi, Fr: 9.00-14.00 Uhr, Di: 14.00-19.00 Uhr (telefonische Voranmeldung notwendig)
Telefonische Beratung: Mo-Fr (außer Do) 11.00-14.00 Uhr
Der Verein LEFÖ wurde 1985 von exilierten Frauen aus Lateinamerika gegründet. Die Entwicklung der weiblichen
Migration zur Arbeitsmigration in die „reichen Länder“ Westeuropas, die in immer ausbeuterischere und aussichtslosere
Arbeits- und Lebenssituationen mündet, bildet die Ausgangslage für die Arbeit in LEFÖ und hat die Arbeitsbereiche
in den letzten Jahren bestimmt. LEFÖ bietet folgendes an: Für MigrantInnen aus Lateinamerika: Psychologische, sozi-
al- und arbeitsmarktpolitische Beratung, Familienberatung (Ärztin, Juristin, Sozialarbeiterin); nur für Frauen:
Deutschkurse mit Kinderbetreuung, Autonomes Lernzentrum und Vorbereitungskurse auf das Österreichische
Sprachdiplom. Für Migrantinnen in der Sexarbeit: Streetwork, AIDS/STD-Informationsmaterialien in 15 Sprachen,
Workshops für Multiplikatorinnen, kulturelle Mediation. Interventionsstelle für Betroffene des Frauenhandels: recht-
liche, soziale und psychologische Beratung und Betreuung, Unterbringung in Notwohnungen, Rückkehrhilfe,
Schubhaftbetreuung. Öffentlichkeitsarbeit: Durchführung von Seminaren/Tagungen, Medien- und Pressearbeit,
Rundbriefe zu Migration/Frauenhandel, nationale und internationale Netzwerk- und Lobbyarbeit. Fachseminare für
Polizei- und Gendarmeriebedienstete: Themen: „Frauenhandel – Bekämpfung, Prävention, Opferschutz“;
Referentinnen: Expertinnen (LEFÖ/IBF u. andere Organisationen); finden aber nicht regelmäßig statt.
Jährliches LEFÖ-Bildungsseminar: Schwerpunkte Frauenhandel/Migration/Sexarbeit; Zielgruppe: Mitarbeiterinnen
von NGOs und anderen Organisationen aus Österreich, aber auch Deutschland u. Schweiz;
Referentinnen/Workshopleiterinnen: Expertinnen (LEFÖ u. von anderen Organisationen) und Wissenschaftlerinnen
aus dem deutschsprachigen Raum; findet jährlich statt; 
„Sensibilisierung für Rassismus“: Vorträge und Teilnahme an Podiumsdiskussionen für die „allgemeine Öffentlichkeit“
mit dem Schwerpunkt Frauenhandel/Frauenrechte/Rassismus, Workshops für MultiplikatorInnen aus dem Bildungs-
und Sozialbereich 

LEFÖ/Interventionsstelle für Betroffene des Frauenhandels:
Markhofgasse 4/6, 1030 Wien

Tel: 01/796 92 98 Fax: 01/796 92 99, e-mail: lefoe_ibf@t0.or.at
Ansprechpersonen: Vlatka Frketic, Evelyn Probst
Mo, Di, Fr: 9.00-14.00 Uhr, Do: 14.00-19.00 Uhr
Betroffene sind grundsätzlich Sexarbeiterinnen, Hausangestellte, Ehefrauen und alle Frauen, die in ausbeuterischen
Verhältnissen, illegalisiert und unter Gewaltandrohung arbeiten müssen. Wichtig ist uns, die Thematik nicht auf die
„Täter“ und die „Opfer“ zu reduzieren. Vielmehr geht es darum, die Hintergründe, Ursachen und Mechanismen

IMÖ 
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aufzuzeigen, die Frauenhandel hervorbringen. Der Tätigkeitsbereich umfasst u.a.: Rechtliche, soziale und psycho-
logische Betreuung und Unterstützung bei der Durchsetzung der Rechte von Betroffenen; Unterbringung und
Betreuung in einer Notwohnung, Rückkehrhilfe in Zusammenarbeit mit Frauenorganisationen in den
Herkunftsländern, Schubhaftbetreuung, Organisation von Fortbildungsseminaren
Bietet ihr Workshops zu „Rassismus“ im weiteren Sinne? Welche? Nein
Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Intern: Fortbildungsreihe (2000/2001) „Frauenmigration – Spiegel einer ungerechten Welt“ für kulturelle
Mediatorinnen im Bereich Frauenhandel und Prostitution
Nach außen: Medien- und Pressearbeit, Herausgabe von jährlichen Rundbriefen zum Schwerpunkt
Migration/Frauenhandel, Teilnahme an Tagungen, Podiumsdiskussionen, Workshops zu den Themen Frauenhandel,
Rassismus und Sexismus, Migration, politische Lobbyarbeit
Was habt ihr für Bildungsangebote bezüglich Rassismus? 
Bildungsseminare, Durchführung von Seminaren, Vorträgen, Unterrichtseinheiten zu den Themen Frauenhandel,
Rassismus und Sexismus, Migration. 

LICRA-Österrreich
Internationale Liga gegen Rassismus und Antisemitismus - Österreich

1010 Wien, Rockhgasse 1
Tel: 0676/7837307, http://www.repclub.at/licra - unregelmäßige Öffnungszeiten.
Um eine internationale Vernetzung gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus und einen flüssigeren
Informationsfluss zwischen engagierten Menschen in allen möglichen Ländern zu erleichtern, wurde Anfang 2001 in
Wien eine Zweigstelle der in Frankreich seit 1927 aktiven LICRA gegründet. Neben einer geplanten Beratungsstelle,
vor allem für Frankophone, wird aktuell recht aktiv an zwei Projekten gearbeitet: Fluchtpunkte/Treffpunkte, wo für
SchülerInnen und Flüchtlinge Möglichkeiten der Begegnung geschaffen werden sollen; und die Broschüre
"Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus an der Universität".
Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Fluchtpunkte/Treffpunkte, ein Projekt für SchülerInnen und Flüchtlinge - gemeinsam mit ZARA, der asylkoordination
und unter der Schirmherschaft des UNHCR.
Erstellung - gemeinsam mit der ÖH, dem DÖW, dem Republikanischen Club und 
Context XXI - der Broschüre: "Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus an der Universität" (erscheint
Februar 2002) 

Verein Peregrina – Beratungsstelle für ausländische Frauen
1090 Wien, Währingerstraße 59/6/1

Tel: 01/408 33 52 - 408 61 19, Fax: 01/408 0416, e-mail: beratung.peregrina@netway.at
Ansprechpersonen: Mag. Gamze Ongan, Mag. Katharina Echsel
Unterstützung von Immigrantinnen bei der Bewältigung ihrer rechtlichen, psychischen und
sprachlichen Lebenssituation in Österreich durch
- Rechts- und Sozialberatung und –betreuung in Arabisch, Bosnisch, Deutsch, Englisch, Französisch, Kroatisch,

Serbisch und Türkisch
- psychologische Beratung und Therapie in Bosnisch, Deutsch, Englisch, Kroatisch und Serbisch
- Deutschkurse mit begleitender Kinderbetreuung
- Österreichisches Sprachdiplom: Vorbereitungskurse und Abnahme der Prüfungen
- Sprachen Lernen im Tandem
- Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu den Themen Migration und Rassismus
Bietet ihr Workshops zu „Rassismus“ im weiteren Sinne? Welche? 
Die Antirassismusworkshops von Peregrina richten sich an MultiplikatorInnen in Bildungs- und Sozialberufen, an
NGO-Mitarbeiterinnen im Migrations- und Integrationsbereich, an MitarbeiterInnen von Behörden und Ämtern.
Inhalte:
- Informationen über Entstehung, Geschichte und die aktuellen Erscheinungsformen des Rassismus sowie über seine

Präsenz in politischen und gesellschaftlichen Strukturen;
- Training zur Sichtbarmachung der rassistisch geprägten Sozialisation und der eigenen Anteile am Fortbestehen des

Rassismus, Erkennen und Verändern von vorurteilsbehaftetem Denken und Handeln;
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- Strategien gegen Rassismus: Analyse konkreter Problemstellungen aus dem Alltag, Entwickeln von Lösungen bzw.
alternativer Handlungsweisen 

Leiterin: Mag. Gamze Ongan, Nachfrage: Sozialakademien, Institut für Freizeitpädagogik, Wiener Integrationsfonds,
Frauenhäuser, verschiedene Fraueninitiativen, Volkshochschulen, Einzelpersonen etc. Die Workshopsprache ist
Deutsch.
Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Sensibilisierung für Rassismus durch Referentinnentätigkeit, Presseaussendungen, Pressekonferenzen, Artikel,
Interviews etc.  

WIF- Wiener Intergrationsfonds
http://www.wif.wien.at

Der vor zehn Jahren gegründete Fonds wird jährlich mit rund 85 Mio. Schilling von der Stadt dotiert. Mehr als 20%
werden dabei pro Jahr für die Förderung von weit über 100 Integrationsprojekten von Vereinen aufgewendet. Neben
dieser Fördertätigkeit nimmt er folgende weitere wesentliche Aufgaben wahr:
Der Fonds organisiert und koordiniert Sprachkurse für MigrantInnen, konzipiert und organisiert Angebote zur beruf-
lichen Qualifikation, leistet Jugendarbeit insbesondere im Rahmen der Jugend- Kultur- und Bildungswerkstatt
inter>face, verfügt mit dem Stadtschulrat über eine eigene Schulberatungsstelle für MigrantInnen, initiiert und
unterstützt Maßnahmen zur antirassistischen Bildungs- Kultur- und Bewusstseinsarbeit, beauftragt einschlägige
Forschungsarbeiten sowie Studien und betreibt Grundlagenarbeit. Der Fonds ist auch umfassend im Bereich
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit tätig. Last but not least verfügt er mit seinen Außenstellen über ein umfas-
sendes Service-, Informations-, Beratungs- und Konfliktmanagementangebot in den Bezirken.  

Verein ZARA - Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
Beratungsstelle für Zeugen und Opfer von Rassismus

Tel: 01/929 13 99 e-mail: zara_vienna@t0.or.at, http://www.zara.or.at
Mo-Do 9.30h –16h, Do bis-20h
ZARA ist ein Team aus sozial und juristisch geschulten BeraterInnen, die auf Information und Intervention bei
rassistischen Diskriminierungen spezialisiert sind.
Sowohl ZeugInnen als auch Opfer können sich bei ZARA informieren und beraten lassen. Rechtliche Schritte,
Intervention, Begleitung durch den Prozess der Fallklärung oder durch ein Verfahren sind nur einige der
Möglichkeiten, die das ZARA-Team anbietet.
- ZARA informiert über rechtliche und andere Schritte gegen rassistische Übergriffe.
- ZARA unterstützt KlientInnen und begleitet sie beim gemeinsam beschlossenen Vorgehen.
- ZARA dokumentiert systematisch alle Vorfälle, die von ZeugInnen gemeldet werden.
- ZARA bietet Schulungen, Informationsmaterial über Rassismus und Besuche/Vorträge in Bildungseinrichtungen. Das
Beratungsservice von ZARA ist kostenlos.
Bietet ihr Workshops zu „Rassismus“ im weiteren Sinne? Welche? 
ZARA-TRAININGS
Die angebotenen Module und Workshops thematisieren die Felder Rassismus, Zivilcourage, Recht/Gesetzeslage,
Sprache und Diskriminierung etc.

Modul Rassismus/die Grundlagen
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Dieses Modul beschäftigt sich anhand von Fallbeispielen mit den Fragen „Was ist Rassismus?“, „Wie funktioniert
Rassismus?“ und „Wie erkenne ich Rassismus?“. Vermittelt wird sowohl das individuelle Erleben von Rassismus als auch
der systematisch-institutionelle Aspekt des Phänomens.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion und kleine Übungen. 

Modul Sprache und Diskriminierung
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Worte sind Taten, Sprache ist Handeln. Das Modul „Sprache und Diskriminierung“ zielt auf Sensibilisierung der
TeilnehmerInnen für die vielfältigen Möglichkeiten, wie durch Sprache diskriminiert werden kann ab. Das überdenken,
hinterfragen und bewußt machen soll zu einem persönlich verantwortungsvollen Umgang mit Sprache führen.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion anhand von sprachlichen Beispielen. 
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Modul Know Your Rights
Mindestalter: 16 Jahre, Mindestzeit: 90 Minuten, TeilnehmerInnen: 5-30
Im Modul „Know Your Rights“ werden anhand von Fallbeispielen die Grundlagen rechtlicher
Diskriminierungsbekämpfung verständlich dargestellt. Es werden die bestehende österreichische Gesetzeslage und
ihre Handhabung vermittelt und ihre Mängel erklärt.
Behandelt werden die Fragen: „Was ist verboten?“, „Welche Rechte habe ich?“ und „Wie komme ich zu meinem
Recht?“. Ziel des Moduls ist die Vermittlung von rechtlichen Handlungsmöglichkeiten zur Rassismusbekämpfung.
Methoden: Vortrag, Gruppenarbeit, Diskussion anhand von Beispielen. 

Workshop Sensibilisierung
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: eineinhalb Tage, TeilnehmerInnen: 25
Dieser Workshop beinhaltet eine geführte Auseinandersetzung mit der eigenen Identität und eigenen „blinden
Flecken“. Es geht darum, Vielfalt auszumachen und anzuerkennen, sowie sich mit dem Entstehen von Vorurteilen zu
beschäftigen und Auswirkungen von Diskriminierung und institutionellem Rassismus sichtbar zu machen.
Dieser Workshop bietet keine vorgefertigten Rezepte und Musterlösungen sondern ist stark erlebnisorientiert.
Methoden: erprobte Melange aus verschiedensten Rollenspielen, Übungen, Diskussionen und Arbeit in Kleingruppen. 

Workshop Zivilcourage
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: 1 Tag, TeilnehmerInnen: 25
Der Workshop „Zivilcourage“ beschäftigt sich mit dem Mut des/der Einzelnen, in der Öffentlichkeit in „unangenehme“
Situationen einzugreifen. Aufbauend auf den eigenen Erfahrungen der TeilnehmerInnen werden die 5 Schritte zum
Handeln erarbeitet: -Wahrnehmen, -Verstehen, -Erkennen, dass was zu tun ist, -Abwägung von
Handlungsalternativen, -Tun.
Es werden u.A. folgende Themen behandelt: wie begegne ich Angriffen, Ohnmacht, Aggressionen oder der Situation
„Einer gegen Alle?“. Erarbeitet werden Argumentationstechniken und Überlegungen zu den Fragen. „Was kann ich
tun?“, „Was will ich tun?“ und „Wo sind meine Grenzen?“
Methoden: Rollenspiele, Übungen, Diskussionen und Arbeit in Kleingruppen. 

Workshop „Aug‘ in Aug“
Mindestalter: 16 Jahre, Dauer: 1 Tag, plus 2 Stunden Nachbereitung 2 Wochen später, TeilnehmerInnen: 12 – 30
Der Workshop basiert auf der Annahme, dass Diskriminierung und Rassismus erlernte Fähigkeiten sind. Um dies in
einer Art „Laborsituation“ sichtbar zu machen, wird eine Gruppe der TeilnehmerInnen aufgrund eines willkürlich aus-
gewählten Merkmales (Augenfarbe) diskriminiert. Der Workshop ist dazu geeignet, sowohl Funktionsweise als auch
Auswirkungen von Diskriminierung zu durchleben und anhand dieser Erfahrungen zu erkennen, dass Rassismus in der
Gesellschaft existiert. Ein diskriminierendes System wird aufgebaut und mit einfachsten Mitteln aufrecht erhalten.
Themen wie Ohnmacht, Zivilcourage, Neid, Vorurteile und Stereotype tauchen unweigerlich auf.
Dieser Workshop verlangt von allen teilnehmenden Personen Ernsthaftigkeit und Nervenstärke.
Weitere Informationen zu allen Trainings auf der ZARA-Homepage (www.zara.or.at).

Was macht ihr sonst auf dem Sektor „Sensibilisierung für Rassismus“? Intern? Und nach außen?
Da ZARA zu seinen Aufgaben die gesellschaftliche Informations- und Sensibilisierungsarbeit zählt, bieten die
geschulten MitarbeiterInnen neben der Beratungsarbeit auch modulförmig strukturierte Schulungen,
Informationsmaterial über Rassismus und Besuche und Vorträge in Bildungseinrichtungen an. Die durchführenden
Teammitglieder von ZARA bilden sich ständig weiter, nehmen ihrerseits an Fortbildungen und neuen
Ausbildungsmöglichkeiten teil. 

Medienarbeit
Die Zusammenarbeit von ZARA und Medien dient der Information und Sensibilisierung der österreichischen Öffent-
lichkeit für das Thema Rassismus. Weiters versucht ZARA auf diesem Weg die Forderung nach einem Anti-
Diskriminierungs-Gesetz, also jene rechtlichen Mittel, die generell in Österreich und insbesondere dem Team in der
täglichen Beratungsarbeit fehlen, vorzubringen.
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Was habt ihr für Bildungsangebote bezüglich Rassismus?
Grundlehrgang Anti-Rassismus-Arbeit:
Der Lehrgang Anti-Rassismus-Arbeit ist ein Grundlehrgang für Interessierte und in NGOs Arbeitende, die ihr Wissen
vergrößern und eine praxisorientierte Grundausbildung für anti-rassistische Beratungsarbeit wollen. Seit Herbst 2000
führt ZARA unter Einbeziehung externer ExpertInnen jedes Semester in universitärem Rahmen den Lehrgang Anti-
Rassismus-Arbeit durch. Dieser Lehrgang ist ein wichtiger Teil der Sensibilisierungsarbeit. Denn die gebündelte und
hochqualitative Weitergabe von Information und Kompetenz schafft MultiplikatorInnen. In den Lehrgang fließen
einerseits das Wissen und sämtliche praktischen Erfahrungen des Beratungsteams ein: er ist also stark praxisinspiriert
und -orientiert. Es ist jedoch erst die theoretische Einbettung, das gemeinsame Hinterfragen, Diskutieren und Lernen,
das den Lehrgang für die TeilnehmerInnen und Lehrenden zu einem echten Prozess macht - und für jeden individu-
ell sinnvolles Wissen und vor allem gesellschaftliche Aufmerksamkeit schafft. 
Das Wissen und die Kompetenz des Teams und der GastreferentInnen zum Thema Rassismus/Beratungsarbeit werden
in einer Form und einem Umfang kommuniziert, der den TeilnehmerInnen die selbständige Anwendung sowohl in
ihrem persönlichen als auch beruflichen Umfeld ermöglicht. Weitere Informationen auf der ZARA-Homepage
(www.zara.or.at).
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ZARA-Info leicht gemacht!  

Ich möchte gerne: 
Exemplare des Rassismus Report 2001 bestellen und gegen Übernahme der Portokosten zugeschickt bekommen.
Den Rassismus Report 2002 automatisch (gegen Übernahme der Portokosten) zugeschickt bekommen.
Regelmäßig über Aktivitäten von ZARA informiert werden:     per Post       per e-mail
Über Fortbildungsangebote und Trainings von ZARA informiert werden.
Mich mit meiner Zeit und meinen Kompetenzen als freiwillige
Mitarbeiterin/freiwilliger Mitarbeiter an der Arbeit  von ZARA beteiligen.
Förderndes Mitglied / SpenderIn von ZARA werden und somit Publikationen,
Jahresberichte etc. erhalten (siehe beiliegender Erlagschein). 

Name
Adresse

e-mail
Tel./Fax. (wenn gewünscht) 
Unterschrift 

Verein ZARA
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
Postfach 220
A-1071 Wien

Fax: 01/524 99 00-9

e-mail: office@zara.or.at

Die Daten werden von ZARA nicht an andere Personen oder Institutionen weitergegeben. 



Was sie schon immer über Integration wissen wollten,... 
Von Beratungs-, Service- und Sprachkursangeboten bis hin

zu brandaktuellen News zu den Themen
AusländerInnenwahlrecht, 

Öffnung des Gemeindebaus und
Familienzusammenführung, bietet auf einen Klick 

www.wif.wien.at

Auch auf dieser Adresse:

die website "gleichstellung"
mit Dialogplattform und Infos zur

Antidiskriminierung

Und das bietet 

www.wif.wien.at/gleichstellung.htm:

➢ News in Sachen Antidiskriminierung

➢ Die Möglichkeit, eigene Diskriminierungserfahrungen zu
posten -  in serbisch, kroatisch, türkisch und englisch

➢ den Entwurf zum Antidiskriminierungsgesetz

➢ Texte und Links zum Thema

➢ Internationale Vergleiche über
Antidiskriminierungsbestimmungen in Europa

➢ eine Plattform für Initiativen und Vorschläge 



Ihre
Versicherung

www.oebv.com

ServiceTel:

01/401 20-0

M i t  d e r  Ö B V  d u r c h ’ s  L e b e n !

Gedanken über
die Zukunft!

Wann? Heute!





ZARA- Beratungsstelle für
Zeugen und Opfer von Rassismus

Das ZARA-Team ist für Terminvereinbarungen erreichbar:
MO, DI, MI 9.30h-13h und DO 16h-20h

Tel: 01-929 13 99
e-mail: office@zara.or.at

http://www.zara.or.at
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